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TAGESSCHAL 


POLITIK 


Kindergeld: Für Jugendliche zwi- 
schen 18 und 21 J ahren, die kei- 
nen Arbeite- und Ausbildungs- 
platz haben, soll ab Januar wieder 
Kindergeld gezahlt werden. Eine 
entsprechende Änderung des 
Kindeigeldgesetzes wurde ge- 
stern vom Kabinett gebilligt (S. 8) 

Rumänien: Staats- und Parteichef 
Ceausescu stattet der Bundes- 
republik vom 15. bis 19. Oktober 
einen offiziellen Besuch ab. Er 
folgt einer Einladung desBundes- 
prasidenten. (5. 4) 

Abgrenzung: Die rumänische Ar- 
mee werde auch künftig nicht an 
Manövern außerhalb der eigenen 
Landesgrenzen trilnphmgn, er- 
klärte Generalstabschef Milea. 
Außerdem werde Rumänien kei- 
ne fremden Soldaten auf s einem 
Territorium dulden. (S. 5} 

Sorge in Madrid: Die verabredete 
Allianz zwischen Marokko und Li- 
byen hat in Spanien und «einer} 
Nordafrika-Enklaven Ceuta und 
Melilla Beunruhigung hervorge- 
rufen. Spanien befürchtet eine 
Verschiebung des bisherigen stra- 
tegischen Gleichgewichts zu sei- 
nen Ungunsten. (S. 4) 

Mocambique: Zwischen der mar- 
xistischen Regierung und der 
rechtsgerichteten GuemHaorgani- 
sation MNR gab es in Pretoria er- 
ste direkte Verhandlungen über 
ein Friedensahkommen. 


Afghanistan: Die sowjetischen 
Besatzer haben einen neue Groß- 
offensive gegen den Widerstand 
e i ngeleitet 12 000 bis 14 000 Sol- 
daten wurden zur Unterstützung 
afghanischer Regierungstruppen 
an die Grenze zu Pakistan verlegt 
und bedrohen die Nachschubrou- 
ten der Mudschaheddin. (S. 4) 

GoIC Iran hat den Kriegsgegner 
Irak beschuldigt, an der Entfüh- 
rung eines iranischen Verkehrs- 
flugzeugs durch zwei Luftpiraten 
beteiligt gewesen zu sein. Die Ma- 
schine landete gestern auf einem 
irakischen Müitärfhighafen, wo 
allp Passagiere freigelassen wur- 
den. (S. 8) 

Erabischofi Israel verlangt von 
Portugal die Auslieferung des ru- 
mänischen Erzbischöfe Trifa, dem 
Rgtoiiipmg an der Judenverfol- 
gung im Zweiten Weltkrieg vorge- 
worfen wird. Trift, der aus den 
USA ausgewiesen worden war, 
soll vor ein israelisches Gericht 
gestellt werden. 

Südafrika: Die Beteiligung der in- 
dischen Volksgruppen an den 
Wahlen zu ihrer neugeschaffenen 
Parlamentskammer war, wie 
schon bei den Misrhlingor^ äu- 
ßerst gering. Bei Johannesburg 
kam es zu schweren Krawallen. 

Heute: Weltsicherheitsrat berät 
über israelische Besetzung Süd- 
libanons. 



ZITAT DES TAGES 


99 Bin krebserzeugendes Potential ist 
vorhanden, das Risiko für den Bürger ist 
aber praktisch nicht gegeben, weil er der- 
artig hohen Konzentrationen des Alde- 
hyds, die für eine Krebserzeugung nötig 
waren, nicht ausgesetzt ist 99 

Professor Dietrich Schmfihl vom Deut- 
schen Krebsforschungszentrum Heidel- 
berg in einem Beitrag für die WELT zur 
Debatte über ein mögliches Krebsrisiko 
durch Formaldehyd (S. 2) FOTO: DPA 


WIRTSCHAFT 


Kaufkraft: In da» USA erhöhte 
sich 1983 das durchschnfttitehe 
Pro-Kopf-Einkommen um 5,1 
Prozent auf 11 685 Dollar. Die 
reale Kaufkraft nahm um 1,9 Pro- 
zent zu. (S. 9) 

Bauindustrie: Die Mehrzahl der 
deutschen Bauuntemehmen geht 
davon aus, daß sie ihre Kapazitä- 
ten in den kommend»^ Monaten 
beschleunigt weiter abbauen müs- 
sen, meldet der Zentralverband 
des Deutschen Baugewerbes. Ent- 
lassungen und eine Zunahme der 
Kurzarbeit würden die Folge sein. 

Bundesbank: Dem Bund sollte 
nach Ansicht der Sparerschutzge- 


meinschaft der Zugriff auf die 

B nndwihanlty wmHg verwehrt 

werden, da er stabilitätspolitische 
Probleme mit sich bringe. (S. 9) 

Kaffee teurer? Eine Kältewelle im 
Süden Brasiliens hat bis zu 30 
Prozent der Kaffee-Ernte vernich- 
tet Die Preise für brasilianischen 
Rohkaffee stiegen um 20 Prozent 

Börse: Nach schleppendem Be- 
ginn setzte sich an den Aktienbör- 
sen eine freundliche Tendenz 
durch. Der Rentenmarkt war wi- 
derstandsfähig. WELT-Aktienin- 
dex 143,3 (143,5). Dollarzmttelkurs 
2,8924 (2£717) Mark. Goldpreis 
pro Feinunze 340,75 (-) Dollar. 


KULTUR 


Festgenommea: Heute laßt sich 
Gustav Husak als Organisator des 
slowakischen Aufstandes vor 40 
Jahren feiern. Die historischen 
Tatsachen sehen allerdings anders 
an« Husak batte da mal« von dem 
Aufstand nur aus dem Radio er- 
fahren. Ein Professor, der dies an 


die Öffentlichkeit brachte, wurde 
jetzt festgenommen. (S. 15) 

Festival: Mit dem Grand Prix des 
8. „World Füm Festival“ von 
Montreal wurde die amerika- 
nische Produktion „El Norte“ von 
Gregoiy Nava ausgezeichnet 


SPORT 

Ringen: Olympiasieger Pasquale Radsport: Zum 15. Mal hinterem- 
Pasarelli (Nürnberg) wird keinen ander erreichte der Berliner Rai- 
Schaukampf gegen den Profi-Bo- ner Podlesch (39) bei den Weltmei- 
xer Ben6 Weller bestreiten. „Ich sterschaften in Barcelona das Fi- 
habe davon erst aus der Zeitung nale der Amateur-Steher. Pod- 
erfahreo. Ich werde so etwas nicht lesch war bereits zweimal Welt- 
tun, weil ich Amateur bleiben mrisipr im Rennen hinter Motor- 
wüL“ (S. 6J rädern. 

AUS ALLER WELT 


Teuerste Straße: Das bislang 
kostspieligste Straßenbauprojekt 
des Bundes, die B 42 zwischen 
Königswinter und Oberdollendorf 
bei Bonn, wurde gestern freigege- 
ben. Pro Kilometer kostete sie fast 
50 Millionen Mark. 

Trauer um „Topas“: Der wohl be- 


ste Zuchtbulle der Welt starb im 
Alter von Alfoinhalh Jahren. Das 
vitale Bindvieh aus einer Besa- 
mungsanstalt bei Sigmaringen 
hinteri&fit rund 100 000 Nachkom- 
men weltweit {S. 16) 

Wetten Bewölkt nur im Norden 
Niederschlag. Bis 26 Grad. 


Außerdem lesen Sie in dieser 


Me h rungen: Formaldehyd und 
Krebs - Gastkommentar von Pro- 
fessor Dietrich Schznahl S.2 

Brunei: Nur das Klischee aus Tau- 
sendundeiner Nacht paßt - Ein 
BadinMOBazden S.3 

Laadesbaieht Saarland: FDP 
"tit dem Rücken tat Wand und 
Lafontaine ante portas S.4 

Forma: Personalien und Leser- 
briefe an di« Redaktion der 
WELT. Wort desTa^s S.5 

Südpadfik: Forderung nach 
atomwaffenfreier Zone - Tagung 
ira Kleinstaat Tuvalu S.5 


Fernsehen: Serie Hörfunk-Hits - 
Beim Sex hört der Spaß auf- Ein 
Forum für den Burger S.6 

Gewaltverzicht: JBahr verläßt 
Boden der Loyalität zur Allianz“ - 
Mertes warnt S.8 

Griechenland: Die sozialistische 
Regierung sucht den Dialog mit 
Unternehmern S.10 

’ Feilsbilder: Bilderbuch der Vorge- 
schichte mitdeckt - Ein Fußab- 
druck der Götter S.15 

Treff für Schlemmen Das Ham- 
burger Messegelände wird zum 
Super-Warenhaus S- 1* 


Postminister: Kabelprojekt 
bringt Millionen in die Kasse 

Schwarz-Schilling erläutert sein Konzept / Rückendeckung durch den Kanzler 


DER KOMMENT AW \ mavii> 

Politischer^. 


PETER GIL LIB S, Bonn 

Das auf ein Jahr begrenzte „Son- 
derangebot“ für verbilligte Kabelan- 
schlüsse ist für die Bundespost kein 
Verlustgeschäft, sondern beschert ihr 
im Gegenteil Mehrerlöse von mehre- 
ren hundert Millionen Mark. Das 
machte Bundespostminteter Christi- 
an Schwarz-Schilling (CDU) gestern 
vor dgffi Kabinett deutlich. Die 
steminde unter Vorsitz des Bundes- 
kanzlers JsX mit meiner Politik voll 
einverstanden“, sagte Schwarz-Schil- 
ling, der in den vergangenen Wochen 
unter kritischem Beschuß - auch sei- 
ner eigenen Partei - stand. 

„Sämtliche Spekulationen über die 
Unrentabilität des Betriebsversuchs 
(über die verbilligten Ka b elanschKte - 
se) sind gegenstandlos“, meinte der 
Postminister nach der Kabinettssit- 
zung. Die Kritiker - auch die in der 
CDU — imtoHag An einem g rundsätzli - 
chen Irrtum bei der wirtschaftlichen 
Beurteilung der Verkabelung. 
Schwarz-Schilling wies die Forde- 
rung nach seinem Rücktritt zurück. 
Nicht nur gebe es in der Bundesregie- 
rung „überhaupt keinen Dissens“, 
auch die Mehrheit der Ländermini- 
sterpxäsidenten sowie das CDU -Prä- 
sidium unter st ü tzte n «u»inj» Pläne. 
Ebenso habe sich der Bundeswirt- 
gehaftsmlnister , der den Postminister 
für seinen Vorstoß kritisiert hatte, ge- 


stern im Kabinett, vertreten durch 
seinen Staatssekretär von Würzen, 
„voll einverstanden erklärt". 

Auf die Frage, woher die massierte 
öffentliche Kritik bis hin zu Rück- 
trittsforderungen denn komme, ent- 
gegnete Schwarz-Schilling, dieses 
Klima sei von den Vorur teilen „weni- 
ger Medien“ erzeugt und durch Fehl- 
interpretationen gesteigert worden. 
„Aber ich kann daraus lernen“, räum, 
te er ein. In der Ö ff entiiehkeitsarbeit 
der Post müßte sich „sicher etwas 
verändern". 

Mit dem auf ein Jahr befristeten 
„Betriebsversuch zur Anschließung 
mittlerer und größerer Wohnanlagen" 
biete die Post „markt gerechte Bedin- 
gungen“ an. Das Projekt sei einge- 
hend untersucht und mit den betrof- 
fenen Verbänden (Handwerk, Haus- 
eigentümer) diskutiert worden. Be- 
sonders für größere Wohnanlagen 
kann der Anschluß an das moderne 
Breitbandkabel sogar kostenlos sein. 

Wie bereits berichtet, berechnet die 
Post in diesem Versuch für den An- 
schluß von bis zu »»hn Wohnungen 
3000 Mark, für jeden werteren nur 
noch 20 Mark. Sie führt das Kabel 
jedoch nur bis zu einem Übergabe- 
punkt, von dem der Anschluß von der 
110. Wohneinheit an kostenlos ist 
(Maximalgebühr also 5000 Mark). 

So kosten beispielsweise die 


Streikfront in England zerfällt 

Viele Dockarbeiter wollen arbeiten / Margaret Thatcher vorzeitig zurück nach London 


WILHELM FURLER, London 

Die Gewerkschaftsführer der briti- 
schen Hafenarbeiter haben ihr Ziel 
verfehlt, mit «nwri landesweiten 
Streik möglichst alle Häfen und da- 
mit die Wirtschaft des Landes lahm- 
zulegen. Das läßt sich jetzt feststellen, 
obgleich noch nicht in alMzl'Hlfeüi für 
oder gegen de " Streik abgestimmi 
worden ist 

Bereits jetzt hat die Mehrheit der 
Hafenar beiter in folgenden Häfen ge- 
gen eine Beteiligung an einem landes- 
weiten Docker-Streik gestimmt: Bel- 
fest und Lame (beide Nordirland), 
Grimsby und Tmmingham am Hinü- 
ber, Barry in Süd-Wales, Newcastle, 
Ipswich, Poole, Nord- und Süd- 
Shields sowie Jersey. 

Dagegen haben gestern die Hafen- 
. arbexter im wichtigen südenglischen 
Hafen Southampton mit 50pro zenti- 
ger Mehrheit für eine Beteiligung am 
Aasstand gestimmt Unmittelbar 
nach dem Aufruf zum Streik durch 

Fünf Jahre 
Verbannung für 
Jelena Bonner 

DW. Moskau 

Jelena Bonner, die Ehefrau des so- 
wjetischen Bürgerrechtlers Andrej 
Sacharow, ist zu fünf Jahren Verban- 
nung in Gorki verurteilt worden. Dies 
wurde gestern von gutunterrichteten 
sowjetischen Quellen bestätigt Frau 
Bonner wurde wegen „Verstoßes ge- 
gen die sowjetischen Gesetze" verur- 
teilt Genaue Angaben über das Ver- 
gehen, das ihr zur Last gelegt wird, 
liegen nicht vor. 

Der Prozeß gegen die 61jährige 
fand in Gorki statt Es ist unbekannt 
ob sie an ihrem Verbannungsort mit 
ihrem Wann Zusammenleben tann. 
In der 400 Kilometer östlich von 
Mnglran gelegenen und für Ausländer 
gesperrten Stadt Gorki lebt Sacharow 
bereits seit 1980 in der Verbannung. 
Bis zu dem Urteü war seine Frau die 
pingigp Verbindung zwischen ihm 
und westlichen Kreisen in Moskau 
gewesen. 


die militante Gewerkschaftsführung 
in der vergangenen Woche waren die 
bedeutenden Häfen Liverpool, Hüll 
und Teesport sowie der Londoner 
Containerhafen Tilbury lahmgelegt 
worden, nachdem dort die Hafenar- 
beiter ohne Abstimmung in den Aus- 
stand getreten waren. 

Ob die Streikaktion letztlich Wir- 
kung zeigt wird vor allem davon ab- 
hängpn, wie die Abstimmungen der 
Hafenarbeiter im größten britischen 
Containerhafen Felixstowe sowie im 
bedeutenden Fährhafen Dover ausge- 
hen werden. Allgemein wird damit 
gerechnet daß die Docker in beiden 
Häfen den Streikaufruf zurückweisen 
werden. Bereits beim letzten Hafenar- 
beiter-Streik vor gerade sechs Wo- 
chen war Dover der erste Hafen, der 
die Streikfront durchbrach, nachdem 
aufgebrachte Lkw-Fahrer vom Konti- 
nent mit Gewalt- Anwendung gedroht 
hatten. Auch Felixstowe harte sehr 
rasch durchblicken lassen, daß die 

Abgasarme Autos: 
Spitzengespräch 
über Kaufanreize 

ms. Bonn 

Zu einem Spitzengesprach über 
Knnfem piT p für abgasarme Autos hat- 
ten sich für den gestrigen Abend 
Bundesfinanzminister Gerhard Stol- 
tenberg und Bundesinnenminister 
Friedrich Znnm en nann im Bundes- 
innenministerium verabredet Bis- 
lang gibt es darüber unterschiedliche 
Auffassungen beider Minister. 

Zimme rmann fordert, der Kauf von 
Katalysatorenautos solle durch Bei- 
hilfen des Staates direkt unterstützt 
werden. Er schlägt dafür einen Be- 
trag von bis zu 1500 Mark vor. Stol- 
tenberg ist gegen solche Zahlungen, 
weil er darin direkte Subventionen 
sieht und ein solches Verfahren er- 
hebliche bürokratische Aufwendun- 
gen mit sich bringen würde. Er setzt 
ripshflih auf attraktive Anreize im 
Steuerrecht Stoltenberg fühlt sich 
nach den Beratungen im CDU-Partei- 
präsidium in seiner Haltung bestärkt 


Streik-Bereitschaft seiner Docker ra- 
pide schwinde. 

Sollten Felixstowe und Dover in 
den nächsten Tagen tatsächlich ge- 
gen eine Streik-Beteiligung stimmen, 
Hann würde praktisch der gesamte 
Container-, Lkw- und Trailer-Verke.hr 
vom und europäischen Festland 
ohne Behinderung weiterfließen kön- 
nen. Immerhin wird in den Häfen, die 
sich bislang gegen einen Streik aus- 
gesprochen haben, einschließlich Do- 
ver und Felixstowe, normalerweise 
fast die Hälfte des seewärtigen briti- 
schen Warenhandels (ausgenommen 
öl) umgeschlagen. 

Gestern stimmten plötzlich 600 Ha- 
fenarbeiter in Tilbury dafür, wieder 
an ihre Arbeitsplätze zuriiekzukeh- 
ren. Premierministern! Margaret 
Thatcher ist einen Tag früher als er- 
wartet aus ihrem Urlaub in der 
Schweiz zurückgekehrt, um mit den 
zuständigen Ministem die Lage an 
der Streikfront zu analysieren. 

„Integration ist 
richtiger Weg für 
Polen-Deutsche“ 

DW. Dannstadt 

Der stellvertretende Ratsvorsitzen- 
de der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD), Helmut Hild, hat 
sich in einem Interview mit dem 
„evangelischen Pressedienst" (epd) 
dagegen gewandt, von einer 
„ Zwangspolo nisierung“ der 

deutschsprachigen Minderheit in Po- 
len zu sprechen. Da es ein geschlosse- 
nes deutsches Siedlungsgebiet in Po- 
len nicht gebe, werde es zu einer Inte- 
gration der jüngeren Generation in 
das polnische Volk kommen. Dies sei 
um dieser dort lebenden Menschen 
willen „sicher auch der richtige Weg“. 

Hild bedauerte es angesichts der 
gegenwärtigen Diskussion um eine 
deutschsprachige Seelsorge in Polen, 
rfaB Kardinal Glemp mit seiner um- 
strittenen Predigt so mißverstanden 
wurde, „als wolle er eine kirchliche 
Polormdenrng der deutschsprachigen 
Gemeindemitfllieder erreichen“. 


Neue Medien im Dunst der Ungewißheit 


Nea. Düsseldorf 

Wie die Weh der neuen Me d ien 
hierzulande wirklich eines Tages aus- 
sehen wird, das liegt trotz Kabelstart 
in Ludwigshafen und München über- 
wiegend immer noch im Dunst der 
Ungewißheit Der große Medientreff- 
punkt der CDU in der Düsseldorfer 
„Rheinterrasse“ konnte da kein ande- 
res Ergebnis liefern. 

Die einladende CDU, hier vertreten 
durch den NRW-Spitzenmann Bern- 
hard Worms, steuerte Bekanntes aus 
der Schatulle ihrer Grundsatzpapiere 
bei Bündige Antworten zum Ta- 
gimgsthema „Neue Medien, neue 
Möglichkeiten, neuer Unterhalfamgs- 
markt“ konnten natürlich auch die 
Macher nicht bieten. So bestand die 
Ausboite am Ende in teilweise frei- 
lich höchst interessanten Details. 

So gestand die „Tagesthemen“-Mo- 
deratorin Hannetore Gadatsch, sie ha- 
be schon Hamaig beim Südwest&ink 
unter Kollegen die Ansicht vertreten, 
daß das öfentlich-rechtliche System 


private Konkurrenz brauche, um bes- 
ser »mH kreativer zu weiden. Sie habe 
es deswegen in der Gewerkschaft 
ziemlic h schwer gehabt. Jetzt freue 
sie sich, HaS auch die SPD „umge- 
dacht" habe. 

Mark Wössner, Bertelsmann-Chef, 
wiederum überraschte mit der Fest- 
stellung, es werde gar nicht die Unter- 
haltung sein, auf der die Privaten sich 
farrrtwipin würden. Die gute News- 
Show, billiger und leichter zu produ- 
zieren als wirklich gute Unter h altu n g, 
werde für die Privaten das nächstlie- 
gende Feld für den Wettbewerb mit 
den Etablierten sein. 

Entertainer Jürgen von der Lippe 
attackierte aus ganz anderer Rich- 
tung, beklagte sich über zuviel Zen- 
sur vor allem durch die Kirchen 
(„Wenn Sie bedenken, was ein Komi- 
ker wie Dave Allen alles ablas sen 
darf...") und gelobte parteipoli- 
tische Neutralität, weil man sich ja 
nicht freiwillig die Chance rauben 


dürfe, über sämtliche Parteien zu la- 
chen. 

Andreas von Ferenczy kündigte 
nicht nur ein eigenes Hörfunkpro- 
gramm der väterlichen Agentur an, 
sondern brachte auch die Idee einer 
speziellen „Medien-Bank“ zur Finan- 
zierung der Nachwuchs- und Karrie- 
reförderung auf dem Gebiet der TV- 
Unterbaltung ins Spiel Die Routi- 
niers im Saal wiegten höchst in- 
teressiert die Häupter. 

Zum Stichwort Mediengesetze 
schließlich befanden die Sprecher 
der Privaten mehrheitlich, man brau- 
che keine neuen Paragraphen für das 
Programm, wohl aber im größten 
T-nnH <fer Bundesrepublik endlich ein 
Mediengesetz als Rahmen für die ei- 
genen Planungen. 

Worms (die CDU hat in NRW be- 
kanntlich genau wie die Landesregie- 
rung einen Gesetzentwurf einge- 
bracht) verteidigte die Politiker. „Wir 
ringen ja darum, wir ringen seit Mo- 
naten, seit Jahren ... “ 


WILHELM FURLfiR 


Kabelanschlüsse für 12 Wohneinhei- 
ten 3040 Marie, 100 Wohnheiten dage- 
gen nur 4300 Mark. Gegenüber den 
bisher geltenden Gebühren wäre das 
eine drastische Verbilligung. Kritiker 
machten der Post darauf den Vorwurf 
des Ausverkaufs zu Schleuderprei- 
sen, zumal bei Neubauten („Sub- 
skriptionen“) und in Berlin noch 
niedrigere Ifcrife gelten. 

Darauf entgegnete nun Schwarz- 
Schilling gestern, diese Kritiker hat- 
ten sich nur auf die Anschlußkosten 
fixiert, aber die laufenden Gebühren 
vergessen. Der Vertragspartner der 
Post, also meist der Eigentümer einer 
größeren Wohnanlage oder der Be- 
treiber giner G emeinschaftsantenn e, 

müsse sofort eine Garantie für 80 Pro- 
zent seiner verkabelten Wohnungen 
übernehmen sowie für den Anschluß 
durch Handwerker zwischen Überga- 
bepunkt und Wohnung sorgen. 

Wenn er 100 Wohneinheiten an- 
schließen lasse ( Kosten: 4800 Mark) 
müsse er sofort auch die monatlichen 
Gebühren für mindestens 80 garantie- 
ren (Monatsgebühr: 80 mal fünf Mark 
= 400 Märk). Werden weitere 
Programme herangefuhrt, beträgt die 
Monatsgebühr drei Mark mehr je 
Wohneinheit Daneben besteht die 
Möglichkeit die laufende Monatege- 
buhr durch Finmalrohlnngen zu 

• Fortsetzung Softe 8 


N och ist es zu früh, um auf- 
atmen zu können. Erst wenn 
in den beiden wichtigsten briti- 
schen Häfen Felixstowe und Do- 
ver tatsächlich - wie erwartet - 
gegen die Beteiligung an einem 
landesweiten Hafenarbeiter- 
Streik gestimmt wird, kann der 
seewärtige Warenverkehr prak- 
tisch ungehindert von und nach 
Großbritannien weiterfließen. Der 
deutschen Wirtschaft bliebe dann 
eine unangenehme, unfreiwillige 
Beschränkung ihrer Exporte in ei- 
nes ihrer wichtigsten Absatzlän- 
der erspart 

Vor allem die deutsche Au- 
tomobil-Industrie hat nach ihren 
eigenen schlimmen Streikerfah- 
rungen im Export nach Großbri- 
tannien noch einiges aufzuholen. 
Der britische Pkw-Markt wartet in 
den M o n a t e n August und Septem- 
ber traditionell mit den höchsten 
Verkaufszahlen des Jahres auf, 
und deutsche Automobile sind 
auf den britischen Inseln derzeit 
gefragt wie selten zuvor. Die ame- 
rikanischen Töchter Opel und 
Ford, die neben fertigen Per- 
sonenwagen eine Menge von Tei- 
len an ihre britischen Schwester- 
firmen Vauxhaü und Ford UK lie- 
fern, wären von einer kompletten 
Schließung der Häfen jenseits des 
Kanals besonders empfindlich be- 
troffen. 

Schon jetzt kann getrost be- 
hauptet weiden, daß die militante 
Gewerkschaftsführung der briti- 


Interesse an 
Vorgängen in der 
„DDR“ wächst 

idea/DW. Wetdar/Boim 

Das Interesse der Deutschen in der 
Bundesrepublik, vor allem der jun- 
gen Generation, an den Vorgängen 
im anderen Teil Deutschlands 
wächst In den Massenmedien haben 
Informationen über die „DDR“ inzwi- 
schen „erheblich zugenommen“, 
stellt der Präsident des Gesamtdeut- 
schen Instituts in Bonn, Detlef Kühn, 
in einem Interview mit der evangeli- 
schen Nachrichtenagentur idea fest 

Zugloch forderte Kühn mehr Geld 
für die Ausrichtung von „DDR“-In- 

fo rmatinnggeminar en für Lehrer. Er 

lobt die „erhebliche Steigerung“ bei 
„ DDR“-K3assenfahrten t die im ver- 
gangenen Jahr die Rekordzahl von 
16 000 jungen Teilnehmern aufwie- 
sen. Zur Absage von Gegenbesuchen 
aus der „DDR“ sagte Kühn, sie sei 
unter „fadenscheinigen Vorwänden" 
erfolgt Wie berichtet ordnete der 
jüngste Verfassungsbericht diese von 
der FDJ organisierten Reisen unter 
„West-Arbeit“ ein. Zur Lage in 
Deutschland vor dem beabsichtigten 
Honecker-Besuch im Westen stellte 
Kühn fest* „Das Interesse der SED- 
Fuhrung ist auf Machterhalt und -aus- 
bau ausgerichtet Dazu braucht sie 
stabile wirtschaftliche und politische 
Verhältnisse. Die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit dem Westen 
Deutschlands ist für die innere Stabi- 
lität der DDR von Bedeutung. Dar- 
über hinaus will auch die SED-Fuh- 
rung den Frieden bewahren und die 
kostspielige Hochrüstung ein däm- 
men.“ So bestehe durchaus eine „par- 
tielle Interessenidentität zwischen 
der DDR-Führung und uns“. 


sehen Hafenarbeiter ihr Ziel ver- 
fehlt hat Bei ihrem Streikaufruf 
ging sie davon aus, zumindest die 
78 Häfen des Landes, die dem so- 
genannten Nationalen Hafenar- 
beiter-System mit auf Lebzeiten 
garantierten Arbeitsplätzen ange- 
boren, zum Ausstand bewegen zu 
können. Über diese Häfen werden 
70 Prozent des seewärtigen briti- 
schen Warenhandels abgewickelL 
Doch in längst nicht allen Häfen 
befolgten die Docker die Weisung 
ihrer Gewerkschafts-Delegierten. 

Es ist auch an der Zeit daß der 
linksradikalen Elite im britischen 
Gewerkschaftssystem eine Lehre 
erteilt wird. Immer wieder ver- 
sucht sie, die Arbeiter zu miß- 
brauchen, um das Land ins wirt- 
schaftliche Chaos zu stürzen. We- 
der bei dem 25wöchigen Ar- 
beitskampf im Kohle-Bergbau 
noch bei dem zweiten Streikauf- 
ruf an die Hafenarbeiter innerhalb 
von nur sechs Wochen geht es um 
Arbeitsplätze oder bessere Bezü- 
ge, sondern um den Sturz der 
Thatcher-Administration. Je mehr 
Gruppen in den Konflikt einbezo- 
gen werden können, desto besser, 
lautet die Devise. 

D er Widerstand gegen diese 
unverantwortliche und unde- 
mokratische Gewerkschafts-Will- 
kür wird unter den Bergleuten 
stärker. Ebenso entziehen mehr 
und mehr Hafenarbeiter der fehl- 
geleiteten Gewerkschafts-Be- 
wegung die Solidarität 


Große Koalition 
in Israel nimmt 
jetzt Gestalt an 

DW. Jerusalem 

In ihrem dritten Gespräch über die 
Möglichkeiten für eine Große Koaliti- 
on in Israel sind der designierte Mini- 
sterpräsident Shimon Feres und der 
amtierende Regierungschef Yitzhak 
Shamir gestern ein gutes Stück vor- 
angekommen, ohne jedoch schon ab- 
schließende Vereinbarungen zu tref- 
fen. „Wir haben ausführlich darüber 
gesprochen, wie eine nationale Ein- 
heitsregierung diejenigen Probleme 
anpacken kann, zu denen die beiden 
großen Koalitionspartner unter- 
schiedliche Auffassungen vertreten“ , 
erklärte Peres nach der dreistündigen 
Unterredung in Jerusalem. Er er- 
wähnte dabei besonders die umstrit- 
tene Siedlungspolitik im besetzten 
Westjordan-Land. Vor Journalisten 
ergänzte Shamir, in der Frage der Be- 
setzung der wichtigsten Ministerien 
(Außen, Verteidigung und Wirtschaft) 
herrsche weitgehendes Einverneh- 
men. Peres hat bislang die Likud-For- 
derung abgelehnt, das Amt des Mini- 
sterpräsidenten im Rotationsverfah- 
ren zu besetzen. 

Ein Rechtsexperte der von Peres 
geleiteten Sozialdemokratischen Ar- 
beiterpartei, die bei den Wahlen vor 
einem Monat 44 der 120 Parlaments- 
sitze erhielt, und ein Kollege aus Sha- 
mirs nationalistischem Likud-Block 
(41 Sitze) sollen nun die bisherigen 
Verhandlungsergebnisse sowie die 
noch bestehenden Streitfragen 
schriftlich niederlegen. Schon in Kür- 
ze wollen Peres und Shamir dann er- 
neut Zusammentreffen. In Jerusalem 
hieß es, die Begegnung könne schon 
heute stattfinden. 


Golfkrieg gefährdet kaum 
Verhältnis USA-UdSSR 

Senatsbericht: Großmächte verfolgen kurzfristig gleiche Ziele 


DW. Washington 

Der Krieg zwischen Iran und Irak 
birgt nach einem gestern veröffent- 
lichten Bericht des amerikanischen 
Senats kaum Gefahr für Feindselig- 
keiten zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion. In dem 
Bericht heißt es, beide Großmächte 
verfolgten kurzfristig das gleiche 
Ziel, den Konflikt zu beenden. „Füh- 
rende amerikanische Militärs fassen 
nicht ernstlich Situationen ins Auge, 
in denen die amerikanischen Boden- 
streitkräfte in dem Gebiet eingesetzt 
werden müßten, außer um für den 
Schutz amerikanischer Staatsbürger 
zu sorgen“, wird in dem vom Aus- 
schuß für auswärtige Beziehungen 
erarbeiteten Bericht ausgefuhrt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses, 
der republikanische Senator Charles 
Percy, erklärte, aus dem Text gehe 
hervor, daß die Politik der USA in 
Sicherheits- und Energiefragen zur 
Wiederherstellung der Ruhe auf dem 
internationalen Erdölmarkt und zur 
Beschwichtigung der in den Ländern 
der Region aulgekommenen Befürch- 
tungen beigetragen habe: Washington 


hatte im Frühjahr und zu Beginn des 
Sommers die Luftverteidigung Sau- 
diarabiens verstärkt. 

Nach Angaben der Studie hat sich 
das Gleichgewicht des seit vier Jah- 
ren andauernden Golfkrieges zugun- 
sten des Irak verschoben. Verant- 
wortlich dafür seien mm einen das 
amerikanisc h e Waffenembargo und 
zum anderen die massiven Waffen- 
verkäufe der Sowjetunion und Frank- 
reichs an Bagdad. Diese Entwicklung 
werde von führenden Politikern Te- 
herans mit wachsender Sorge be- 
trachtet 

Der Bericht fährt fort „Wir sind 
der Ansicht daß ein iranischer 
Sturmangriff auf den Irak wahr- 
scheinlich zu einer Niederlage des 
Iran fuhren würde, sofern die Moral 
der Iraker nicht zusammenbricht“ 
Die jüngsten Erfolge hatten zwar die 
Moral der Iraker verstärkt, doch sei 
der Krieg in Irak weiterhin höchst 
unpopulär. 

Die Studie war nach einer Rundrei- 
se einer Senatorendelegation durch 
die Länder der Golfregion angefertigt 
worden. 
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Anschluß allerorten 

Von Carl Gustaf Ströhm 

I st es schon Tollheit, hat es ; doch Methode: Wenige Tage sind 
vergangen, seit die Moskauer „Prawda“ behauptete, Bonn 
wolle durch Anwendung des „wirtschaftlichen Hebels“ den 
Sozialismus in der „DDR“ stürzen und die Wiederver einig ung 
beider deutschen Staaten im Sinne des Kapi talis mus errei- 
chen. Jetzt hat das Zentralorgan der KPdSU entdeckt, daß die 
deutsche. Bundesregierung auch den „ökonomischen An- 
schluß“ Österreichs an die Bundesrepublik vollziehen wilL 
Auch hier sehen die Moskauer Ideologen also den wirt- 
schaftlichen Hebel am Werk. Österreich gerate, so lamentiert 
die „Prawda“, in eine immer größere wirtschaftliche Abhän* 
gigkeit von den Deutschen. Der österreichischen Regierung 
lastet das Kreml-Blatt sogar eine Mitschuld an diesem neuen 
Anschluß an, denn sie fordere westdeutsche Unternehmen aus 
Steuermitteln und ruiniere damit die eigene Industrie. 

Hier verrat sich ein fast neurotisches Weltbüd. Überall sieht 
der Kreml Verschwörer und finstere Umtriebe am Werk. Dazu 
gehört auch die neueste sowjetische „Entdeckung“, wonach 
der amerikanische CIA den südkoreanischen Jumbo-Jet an- 
geblich in die Luft gesprengt habe, weil es sich um ein „Spio- 
nageflugzeug“ handelte - wobei es den Sowjets offenbar nichts 
ausmacht, sich in ihren eigenen Propagandanetzen zu verhed- 
dern. Denn sie selber hatten ja den Abschuß durch sowjetische 
Jagdflugzeuge offiziell zugegeben und sogar gerechtfertigt. 

Zugleich aber wird eine neue und doch uralte sowjetische 
Taktik sichtbar; Moskau spürt die Bewegungen in seinem 
westlichen Vorfeld. Nach der Devise „Angriff ist die beste 
Verteidigung“ versucht es eine Druck- und Drohungskulisse 
gegen Bonn, dann auch gegen Ost-Berlin und neuerdings sogar 
gegen Wien aufzubauen. Die Partner, die Gegner, die Neutra- 
len und sogar die eigenen Vasallen sollen in einen permanen- 
ten Anklagezustand versetzt werden. Wer sich ständig gegen 
absurde Vorwürfe verteidigen muß, kann - so meint man in 
Moskau - besser im Zustand der Furcht gehalten werden. 

Damit aber wird eine sowjetische Furcht sichtbar, die frei- 
lich nichts mit „Anschluß“ zu tun hat: die Furcht vor einem 
selbständiger werdenden Mitteleuropa. 

Sklaven auf der Flucht 

Von Günter Friedländer 

'C'lorida, besonders Miami, ist das Ziel der Flüchtlinge aus 
L Südamerika, Mittelamerika und aus der Karibik. Einer der 
Gründe, die die nordamerikanische Regierung für ihre Mittel- 
amerikapolitik anzugeben pflegt, ist die Sorge, daß die Angst 
vor den Kommunisten immer neue Einwandererströme nach 
Florida treibt 

Sie ist berechtigt, wie eine neue Flüchtlingswelle beweist, 
die seit einigen Wochen Miami erreicht: junge Nicaraguaner im 
Alter zwischen 15 und 22 Jahren, die sich dem Zwang des 
sandinistischen Heeresdienstes entziehen wollen. Sie waren 
bereit ihrem Land zu dienen, nicht aber einer Partei 
Floridas Einwanderungsbehörden sagen, daß in diesem Au- 
genblick bereits monatlich hundert dieser jungen Leute den 
Staat erreichen. Sie fliehen erst nach Mexiko, wo sie sich für 
gutes Geld Menschenschmugglem anvertrauen, die unter dem 
Namen „Coyoten“ bekannt sind. Mit ihrer Hilfe erreichen sie 
die USA und setzen sich dann mit Verwandten in Florida in 
Verbindung, die ihnen das Geld zur Weiterreise schicken. 

Wer keine Familie in Florida hat, wendet sich an eine der 
vielen kirchlichen Organisationen, die sich in der Tradition der 
„Untergrundbahn“ (Underground railroad) fühlen. Diesen Na- 
men taugen Organisationen, die in der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts flüchtige Negersklaven aus dem Süden der USA 
in den Norden brachten. 

Man hat in den letzten Wochen in Miamis Fernsehen, das 
bisher die Sandinistas zu romantisieren pflegte, nicaragua- 
nische Mütter gegen den Militärdienst demonstrieren sehen. 
Das mag dazu beigetragen haben, daß heute die Helfer der 
neuen „Untergrundbahn“ denjenigen den Weg in die Freiheit 
öffnen wollen, die sich als Sklaven der kommunistischen Er- 
oberer in Ländern des karibischen Beckens fühlen. 

Zu ihnen gehören die jungen Nicaraguaner, die weder Lust 
haben, ihre „Contras“ genannten Landsleute zu be k ämpfen, 
noch sich mit der sandinistischen Herrschaft abfinden oder in 
Afrika fremde Kriege ausfechten wollen. Sie würden lieber zu 
Hause Kaffee pflücken. Aber das wird ihnen ja von Freiwilli- 
gen aus Europa abgenommen. 

Um sich ballern 

Von Joachim Neander 

D as Kölner Fernsehmagazin „Monitor“ hat in einer seiner 
letzten Sendungen den „Stern“ fürchterlich abgekanzelt 
Vorwurf: Der „Stern" habe bei seiner Fahndung nach dem 
entflohenen Rechtsextremisten Michael Kühnen zuerst brü- 
derliche Hilfe von „Monitor“ in Anspruch genommen, dann 
aber die^ache . schnöde als eigenen Coup dargestellt und die 
TV-Kolj6gen s'dgar schlechtgemacht 
kpl siph wäre das nur einen erleichterten Seufzer wert, daß es 
hierzulande offenbar so wenig jagdbare Neonazis gibt, daß die 
linksliberalen Jagdpächter einander bereits ins Gehege kom- 
men. Dazu vielleicht noch ein gelindes Staunen darüber, wie 
„das Kartell“ (aus dem der „Stern“ jetzt ausgebootet werden 
soll) so funktioniert 

Doch nun kommt für den Betrachter auch die neugierige 
Frage hinzu, wie denn „Monitor“ sich selber ab kanze l n werde. 
Haben die doch nichts daran gefunden, sich ihrerseits an 
andere d ranzuhäng en: An zwei Kommunisten, die eine fingier- 
te Firma gründeten und mit der erlogenen Ankündigung einer 
Industrieansiedlung Ministem und Bürgermeistern Subven- 
tionsversprechungen zu entlocken versuchten - nur um in 
Wirklichkeit eine Skandal-Broschüre über das kapitalistische 
Subventionsunwesen unters Volk zu bringen. 

Monitor“ hat dazu, in voller Kenntnis des Hintergrunds und 
pünktlich zum Erscheinen des Buches, begleitende Interviews 
gesendet, ohne den Interviewten auch nur mit einem Wort den 
Zusammenhang zu offenbaren. 

Den Gründervätern des TV-Magazins ist bei der Namensge- 
bung wahrscheinlich entgangen, daß „Monitor“ Mitte des vori- 
gen Jahrhunderts auch die offizielle Bezeichnung für einen 
bestimmten Kanonenboot-Typ gewesen ist, der sich dadurch 
auszeichnete, daß er zwar wild um sich ballern konnte, aber 
wenig seetüchtig und extrem anfällig gegen eindringendes 
Wasser war. Nach anfänglich spektakulärem Erfolg wurde der 
Typ „Monitor“ schließlich aus dem Verkehr gezogen. 

Daß man beim Schießen aufpassen sollte, daß einem dabei 
nicht Munition- Füße oder edlere Teile naß werden, sollte in 
Köln schon wegen der Namenstradition beherzigt werden. 



Formaldehyd und Krebs 

Von Dietrich Schmähl 


A ungelöst durch die jüngste De- 
/V batte über ein mögliches 
Krebs risiko durch Formaldehyd 
soll dieser Beitrag dazu dienen, 
wirkliche gegen minimate oder uto- 
pische Krebsrisiken abzugrenzen. 
Viele Wissenschaftler in aller Welt 
und auch wir in unserem Institut 
wissen durch unsere tägliche Ar- 
beit, daß ein erheblicher Teil der 
Krebserkrankungen beim Men- 
schen durch chemische Stoffe aus- 
gelöst wird. 

Das bekannteste und praktisch 
wichtigste Beispiel ist der Krebs 
der Atemwege nach exzessiver In- 
halation von Tabakrauch, der jähr- 
lich viele tausend Krebstote for- 
dert Aber auch manche Krebser- 
krankungen der Speiseröhre sind 
durch einen chemischen Stoff ver- 
ursacht, nämlich durch Alkohol, 
denn in der Vorgeschichte von 
Speiseröhrenkrebskranken findet 
sich nicht selten ein exzessiver Al- 
koholkonsum vorwiegend „harter“ 
Alkoholika. Alkohol besitzt dem- 
nach für den Menschen ein cance- 
rogenes (krebserzeugendes) „Po- 
tential“. 

Trotz dieses Potentials ist aber 
der normale Bürger, der abends ein 
oderauch zwei Glas Bier oder Wein 
oder auch einen Schnaps trinkt, 
keineswegs gefährdet, einen durch 
Alkohol ausgelösten Speiseröh- 
renkrebs zu bekommen. Das heißt 
also: trotz des krebserzeugenden 
Potentials des Alkohols hat die 
Durchschnittsbevölkenmg prak- 
tisch kein Risiko der Krebserzeu- 
gung durch Alkohol Das Potential 
ist also vom Risiko abzugranzen. 

Krebserzeugende Stoffe sind im 
Tierversuch erkennbar. Am über- 
zeugendsten sind derartige Befun- 
de, wenn eindeutige Dosis- Wir- 
kungs-Beziehungen vorliegen, 
wenn also eine lineare Ab häng ig, 
keit der gegebenen Dosis (Menge) 
zum beobachteten Effekt besteht 
ln Vergleichsversuchen und zur Si- 
cherung der Befunde für die Über- 
tragbarkeit auf menschliche Ver- 
hältnisse ist zudem die Prüfling an 
mehreren Tierarten erwünscht und 
international üblich. So sind z. B. 
N -N itroso -V erbmdungen, die in 
unserer Umwelt Vorkommen, an 
ca. 35 Tierarten (von Maus bis Affe, 
Vögel, Bische, Reptilien) geprüft 
und überall gleirherma Rpn krebs- 
erzeugend. Überzeugende Dosis- 
Wirkungs-Kurven liegen vor, die in 


kleinste Dosisbereiche (Größen- 
ordnung Mikro gramm pro Kilo- 
gramm Tiergewicht, 1 Mikro- 
gramm = Ul 000 000 g) hinunterrei- 
chen. Ähnliches gilt für natürli- 
cherweise vorkommende krebser- 
zeugende Chemikalien, wie etwa 
Aflatoxine (Stoffwechselprodukte 
mancher Schimmelpilzarten) oder 
auch einige Pflanzeninhalt sstoffe. 
Daraus wird im übrigen deutlich, 
daß krebserzeugende Stoffe auch 
„gottgemacht“ sein kö nnen und / 
nicht nur Abfellprodukte unseres 
Industriezeitalters darstellen. / ' 

TCi ne „Umweltchemikalie“ ist 
auch das Kochsalz. In der Bundes- 
republik Deutschland liegt der üb- 
liche Kochsalzverzehr bei durch- 
schnittlich fünf Gr amm täglich. 
Schon eine Erhöhung um < das 
Zwei- bis Drei&che erbrächte bei 
Nieren- oder Kwai slai » flrra nlren — 
die um ihre Krankheit nicht wissen 
- das Risiko einer bedeutenden 
Verschlimmerung. Die „Sicher- 
heits-Spannen“ sind hier außeror- 
dentlich klein. 

Im Falle des Formaldehyds ha- 
ben wir folgende Situation vor uns: 
Die Verbindung kommt natürli- 
cherweise als Stoffwechselprodukt 
im Körper in kleinen Mengen vor. 
Sie ist seit vielen Jahrzehnten als 
Desinfizäens und auch als Arznei- 
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mittel verwendet worden; sie ist 
speziell gegen Tub exkelbazDlen 
und Viren wi r lat ain, und die 
antituberkulöse Desinfektion mit 
Fonnaldehyd war ein Meilenstein 
in der Medizmgeschichte. Angehö- 
rige pathologischer und anatomi- 
scher Institute arbeiteten seit vie- 
len Jahrzehnten mit diesem Alde- 
hyd und waren seinen Dämpfen 
/vergleichsweise extrem exponiert 
! Eine Krebseizeugung für den Men- 
schen ist aber nicht bekannt gewor- 
den, obwohl dies gerade im Fäll der 
Berufsgruppe der Pathologen 
höchstwahrscheinlich gewesen wä- 
re, denn Nasenkrebserkrankungen 
sind beim Menschen selten und die 
Ha ufi in g derselben In einer be- 
stimmten Beru&gruppe wäre auf- 
gefallen. 

Inhalationsversuche an kleinen 
Nagern (Cancer Research 43:4382, 
1982; Carcinogenesis 4:945, 1983) 
haben bei massiver Überdosierung 
zu Tumoren der schwer geschädig- 
ten Nasenschleimhaut geführt, 
aber eben nur bei höchsten Kon- 
zentrationen, nicht bei geringeren. 
Die Autoren dieser Versuche erklä- 
ren selbst, daß keine linearen Do- 
sis-Wirkungs-Beziehungen vorlie- 
gen und somit die Wirkung konzen- 
trationsabhängig ist Es liegt hier 
also eine ähnliche Situation wie 
beim oben erwähnten Alkohol vor. 
Ein krebserzeugendes Potential ist 
vorhanden, das Risiko für den Bür- 
ger ist aber praktisch nicht gege- 
ben, weil er derartig hohen Kon- 
zentrationen des Aldehyds, die für 
eine Krebserzeugung nötig wären, 
nicht ausgesetzt ist; dies um so 
mehr, als Fonnaldehyd durch sei- 
nen stechenden und reizenden Ge- 
ruch auch in kl einen Konzentratio- 
nen auf sieh selbst aufmerksam 
macht 

Das Erkennen und die Vorbeu- 
gung vor der Exposition mit krebs- 
erzeugenden chemischen Stoffen 
ist wichtig im Sinne einer Krebs- 
prophylaxe. Dazu sind alle verant- 
wortlichen Stellen aufgerufen. Be- 
vor aber die Bevölkerung womög- 
lich noch durch ideologisch gefärb- 
te Berichte nicht aufgeklärt, son- 
dern verunsichert wird, wie dies im 
Falle des Formaldehyds geschehen 
ist, sollten zunächst die realen Fak- 
ten bekannt sein. Im übrigen: Wem 
dient die Verunsicherung? 


IM GESPRÄCH „Pik“ Botha 

Anwalt des Paria-Landes 


Von Volker S. Stahr 

E s ist kein leichtes Amt, das er seit 
mehr als rieben Jahren ausübt 
Roelof Frederik Botha (52) ist Außen- 
minister des Apartheätsstaates Süd- 
afrika. Wo immer er hink o mm t - sel- 
ten ist er ein gerngesehener Gast Mit 
kurzfristigen Ter minabsagen muß 
der Chefdiplomat Pretorias leben. 
Und in den Staaten, in denen er vor- 
stellig werden darf, erwartet ihn oft 
die bleierne Atmosphäre eines „stän- 
digen Anklagetribunals“, wie es der 
ehemalige Jurist Botha selbst einmal 
charakterisierte. Doch dm- erfahrene 
Diplomat besitzt ein sprichwörtlich 
dickes FeK 

„Pik“ Botha wurde am 27. April 
1932 in der Provinz Transvaal gebo- 
ren. Nach seinem Jura- und Phüoso- 
phiestudium in Pretoria trat er bereits 
1953 in den Auswärtigen Dienst ein. 
Seine Stationen waren unter anderen 
Stockholm und Bonn; von 1968 bis 
1970 diente er als Unterstaatssekretär 
im Außenministerium Im internatio- 
nalen Kreuzfeuer steht Botha späte- 
stens seit 1974, dem Jahr seiner Beru- 
fung zum UNO-Botschafter, der drei 
Jahre später der Aufstieg zum Au- 
ßenminister folgte. 

Um aufzusteigen in diese Schlüs- 
selpositionen bedarf es neben Erfah- 
rung und Nebmerqualitäten noch ei- 
niger anderer Fähigkeiten. Hervorste- 
chend bei dem jung und dynamisch 
wirkenden Freizeitsportler und Jäger 
Botha sind Selbstvertrauen und eine 
gewaltige Stimme, mit der er schon 
so manchen allzu nervenden Kontra- 
henten zum Schweigen brachte. 
Manchmal gelingt es ihm a\i<*h inhalt- 
lich, seine Gegenüber zum Schwei- 
gen zu bringen. Den Juristen zeichnet 
nämlich eine profunde Sachkenntnis 
aus. Besonders die Namibia-Thema- 
tik beherrscht er wie kaum ein zwei- - 
ter, bereits 1965/66 vertrat er Pretoria 
in Sachen Südwest-Aftika vor dem 
Internationalen Gerichtshof in Den 
Haag. 

Besonders seit dem Amtsantritt 
seines Namensvetters Pieter Willem 
Botha als Premier 1978 findet seine 
Stimme Gehör. Beide Botha zählen in 
der Regierungspartei zum Lager der 



Dickes Fell und starke Stimme: Au- 
ßenminister Botha Ferra sven smon 


sogenannten „Veriigten“, der „Auf- 
geklärten“. Auf deren Konto gehen 
die vorsichtigen Reformschritte der 
jüngsten Vergangenheit Doch die 
vergangenen sechs Jahre haben auch 
gezeigt, daß ein zu rasches Reformie- 
ren einen Schock unter der Mittel- 
schicht und den vielen Farmern aus- 
lösen würde. Die Folge wäre ein dra- 
stischer Rechtsruck. Deshalb bittet 
„Pik" Botha bei seinen Goodwill- 
tours im Ausland vor allem um Ge- 
duld. Da er selbst an eben jenen Re- 
formen maßgeblich mitbeteiligt war, 
sind seine Gesprächspartner auch zu- 
sehends bereit, in seinen Worten 
mehr zu sehen als nur die Beschwich- 
tigungen eines routinierten Diploma- 
ten. 

Zudem gilt der Außenminister 
auch als der Vater der gegenwärtigen 
Friedensinitiative seines Landes im 
südlichen Afrika. Doch mit diesem 
Versuch, eine Art friedlicher Koexi- 
stenz in der Region herbeizuführen, 
hat Botha auch seine bisher wohl 
schwierigste Mission angetreten. 
Seither jettet er als eine Art Sonder- 
botschafter von einer schwarzafrika- 
nischen Hauptstadt zur anderen, wo 
fest alle für den Frieden sind und fest 
keiner rieh traut, dies laut zu sagen. 


DIE MEINUNG DER ANDEREN 


NEUEnumZOTlHF 

Zu der AnfreiBDi m Pbrm&Idehyd fceUM 
Mindern Staetter Blatt: 

Kaum em Tfcg vergeht, an den uns 
nicht ngue Hiobsbotechaftert über le- 
bensbedrohende Umweltbelastungen 
verunsichern. „Fonnaldehyd erregt 
Krebs“ - „Müüverbrennung wegen 
Dioxin gestoppt“ - „Neuer Krebsat- 
las der Bundesregierung“ - „Zu viel 
Nitrat im Mineralwasser“. Beispiele 
dieser Tage. Die bis ins Detail be- 
schriebenen Folgen dieses oder jenes 
„ Umwelt-Killers" malen ein Schrek- 
kens -Szenario, in dem Atom, Chemie 
und Kohle zu apokalyptischen Bei- 
tem der Ihdustriereit werden. Ein 
Entkommen scheint unmöglich. „Tut 
Buße, das Ende ist nahet" hieß es im 
Mittelalter, als Pest und Cholera wü- 
teten. Heute liegen die Probleme der 
Menschheit woanders. Sie sollen und 
dürfen nicht verharmlost werden - 
aber auch nicht übertrieben. 

THETIMES 

Me Londoner Zeitung kommentiert den 
Untesguif dea taneBÖMben VkncfatecUHi 
„Hont Louis" mit «einer Lvbm von 
Dnn-Gu: 

Das Unglück muß Ham führen, daß 
die Reedereien systematisch über die 
Existenz besonders gefährlicher 
Frachten auf vielbefehrenen Schiff- 
ahrtsstraßen informieren. 

WIESBADENER TAGBLATT 

Bier lautet die Meinung atun Ho- 
neeher-Beaacta: 

Unüberhörbar sind die Erwartun- 
gen der Bundesregierung hinsicht- 
lich des Honecker-Besuches ge- 


dampfter geworden. Nicht zuletzt 
durch Äußerungen aus dem Regie- 
rungslager hat dieses Ereignis inzwi- 
schen einen Stellenwert erhalten, bei 
dem es schon gar nicht mehr darauf 
ankommt, was es an konkreten Er- 
. gebnissen bringt Allein die Entschei- 
dung Ost-Beriins, der Einladung zu 
folgen oder abzusagen, entscheidet 
für Bonn innenpolitisch über Erfolg 
oder Mißerfolg. 

NEUE ZÜRCHER ZEITUNG 

Die Chancen der RtpobHkuwr «er der 

Eedrnade dearrKaWewtartmftrt rt h Uf a my 

fei In den USA icMtai daa BUM so eia: 

Laut Meinungsumfragen scheint es 
tatsächlich mm erstenmal seit lan- 
gem den Republikanern gelungen zu 
sein, in größerem Ausmaß die Drei- 
ßigjährigen und Jüngere pnT jmphgn, 
- während die Popularität der Grand 
Old Party kn Bereich der Vietnam- 
kriegs- und Watergate-Generation die 
Demokraten sogar überholt haben 
solL 

BADISCHE ZEITUNG 

Zar fC oa H t i oa meint das Freiburger Blatt: 

Nun wird also wieder regiert in 
Bonn. Gespannt darf der Bürger auf 
die Bundeshauptstadt blicken, wo 
der Kanzler die „Schwachstellen" 
bisheriger Regierungskunst ausmer- 
zen wilL Das verheißt wenigstens ver- 
bal eine kraftvolle Regie nach den 
mißlungenen Possen mancher Laien- 
darsteller im Sommertheater. Doch 
ohne personelle Um- und Neubeset- 
zungen bleibt die Ankündigung ähn- 
lich substanzarm wie die Kanzlerbot- 
schaft vom Wolfgangsee, die Regie- 
rung leiste vorzügliche Arbeit 


Das Märchen von einer Strategie namens AirLandBattle 

Wie eine taktische Vorschrift umgedeutet wurde ! Von Cay Graf Brockdorff 


'T’revelyan beklagt in seiner 
X „Kultur- und Sozialgeschichte 
Englands** das Schulgesetz von 
1870, mit dem Wissen, aber keine 
Bildung vermittelt worden sei: „Eis 
hat eine riesige Masse geschaffen, 
die zwar des Lesens kundig, aber 
außerstande ist, das Lesenswerte 
he rauszufind en, und damit eine 
leichte Beute aller Sensationen und 
der billigsten Instinkte werden 
konnte.“ 

Unser Erziehungssystem und die 
offenkundigen Bildungsmängel 
deutscher Lehrer erinnern an diese 
Betrachtung, wenn man sieht, mit 
welcher Leichtigkeit sich heute bei 
uns eine Desinfonnationskam- 
pagne entfetten kann, die sich die 
neue Führungsvorschrift des ame- 
rikanischen Heeres, genannt Air- 
LancLBattle, zum Gegenstand ge- 
nommen hat Die mit falschen Tat- 
sachenbehauptungen und folglich 
mit unhaltbaren Schlußfolgerun- 
gen geführte Kampagne unter- 
stellt, die amerikanische Armee 
predige den Angriffskrieg. Daraus 
wird das Ziel abgeleitet- Weü die 
NATO-Strategie von den Amerika- 


nern verändert worden sei, müsse 
die Bundesrepublik Deutschland 
das Bündnis verlassen. 

In Wahrheit liegt das Recht zur 
Kriegserklärung allein beim Kon- 
greß. Die US-Armee hat sich im- 
mer als Instrument der Verfassung 
empfunden. Ihre Aufgabe ist es, 
Krieg zu führen, wenn der Präsi- 
dent der Vereinigten Staaten dies 
nach den von der Verfassung gebo- 
tenen Schritten befiehlt Jede Ar- 
mee muß Krieg führen können. Die 
Fähigkeit unserer Streitkräfte zur 
Kriegführung produziert die auf 
der höheren politischen Ebene ge- 
wollte Abschreckung. 

Nach Clausewitz ist die Taktik 
die Lehre vom Gebrauch der Streit- 
kräfte im Gefecht, die Strategie die 
Lehre vom Gebrauch der Gefechte 
zum Zweck des Krieges („Vom 
Kriege“ ü, 1). An welcher deut- 
schen Schule hört man etwas von 
Clausewitz? So erklärt sich die ab- 
surde Umdeutung einer Gefechts- 
führungsvorschrift (AirLand- 
Battle) zur Strategie. _ 

AirLandBattle bricht mit der 
Vo rstellung vom linear geführten 


Gefecht Feuer und Bewegung, In- 
itiative, Ausnutzung der Tiefe des 
Raumes und Aggressivität aller 
Handlungen ziehen sich als Begrif- 
fe wie ein roter Faden durch die 
neue amerikanische Vorschrift Sie 
ist nicht zu früh gekommen. End- 
lich hat sich die US-Armee den 
Herausforderungen eines moder- 
nen Krieges gestellt, wie er sich 
angesichts eines überlegenen, ge- 
panzerten und mechanisierten 
Feindes entwickeln würde. 

Nicht ohne Stolz kann das 
deutsche Heer darauf verweisen, 
daß seine Führungsvorschrift 
^Führung im Gefecht“ (HDV 
100/100) in. Geist und Wort Pate ge- 
standen hat beim Entwurf der Air- 
LandBattie. Wenn man absieht von 
Ei ge n tümlichke it und unterschied- 
licher Mentalität zweier Armeen 
vers chie dener Kontinente , ist man 
verblüfft, wie stark die Amerikaner 
sich bemühen, an die deutsche Tra- 
dition der Auftragstaktik heranzu- 
kommen, jener Philosophie von 
der Gefechtsführung, die den Ent- 
schluß zum Hanfbau fortlaufend 
nach unten delegiert 


Die NATO kann die Abwehr ei- 
ner östlichen Aggression nicht 
lange nach den Prinzipien der Ver- 
teidigung führen. Ihr Oberbefehls- 
haber, General Bemard Rogers, 
sagt „Der Kern einer lebensfähi- 
gen Verteidigung ist der Gegenan- 
griff.“ Damit meint Rogers nicht 
die politische Wegnahme gegneri- 
schen Territoriums. Er meint die 
Zerschlagung der an greifernten 
Truppen. Folglich ist es richtig, 
wenn AirLandBattle ein ganzes Ka- 
pitel dem Angriff widmet, wie es 
auch die deutsche Heeresdienst- 
vorschrift 100/100 tut 
Die AirLandBattle (föeld Manna! 
100/5) postuliert „Feuer und Bewe- 
gung führen die Entscheidung in 
der Schlacht herbei“ (EM 100/5, 
Ziff 2,4). In der deutschen HDV 
100/100 heißt es wörtlich: „Der An- 
griff wi rtet durch die Scbnelligkeii 
der Bewegungen sowie durch 
Feuer“ (Ziff 3005). Beide Vor- 
schriften erklären, daß der Einsatz 
von Atomwaffen auf der politi- 
schen Ebene entschieden wird. 
Durch beide Vorschriften, rieht 
sich, der Gedanke des Einsatzes 


von Atomwaffen durch denGegner 
oder eigene Kräfte, weü kein Heer 
sich heute mehr auf dem Gefechts- 
feld bewegen könnte, als gebe es 
sie nicht Für Kritiker, die der Air- 
LandBattle entgeg enhalten, daß tat 
—daß also die UB-Heeresfüfiriihg-*- 
den Einsatz von Nuklearwaffen in 
Rechnung stelle, ein wörtliches Zi- 
tat aus Ziffer 3033 der HDV 100HOO 
der Bundeswehr „Sind Atom- 
Sprengkörper freigegeben, so be- 
stimmt ihre Wirkung maßgebend 
den Verlauf des Gefechts.“ 

Die NATO-Strategie der „flexi- 
blen Reaktion“ schreibt gebiete- 
risch vor, daß die Strertkräfte der 
Allianz im* Ver tewtig im gjgftin den 
Krieg zu dem Zweck führen, die 
. Abschreckung alsbald wiederher- 
züstellen. Mit anderen Worten: den 
Frieden. Solange Krieg möglich ist, 
wird maxi ihm nicht mit Ignoranz, 
sondern mit Vernunft be g e gnen 
müssen. Zur Ve rnunft gehört es, 
eine Kampftaktik zu entwickeln, 
die effektiv ist und nicht item An- 
greifer die Initiative überiaßt Das 
ist das Geheimnis von AirLand- 
Bafctfe. 
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Brunei - Nur 
das Klischee 
aus Tausend 
und einer 


Der Sozialplan - Rettungsanker 
mit neuen Gewichten 


Brunei, der Zwergstaat an der 
Nordküste Borneos, maeh t von 
sich reden. Nicht so sehr, weil es 
ImSeptember seinen ersten 
Auftritt In der UNO hat, sondern 
mehr, weil das Land anfeinem 
Erdolsee schwimmt nnd so in 
Milliar den badet. Milliarden, an 
denen die Bundesrepublik nicht 
interessiert zu sein scheint. 

Von JOHNNY ERLING 

D er Verteidiger des britischen 
Empire mit V-Zeichen und Zi- 
garre blickt skeptisch auf Ma- 
laien und Chinesen Lebensgroß steht 
seine Statue vor dem riesigen Muse- 
um in Brunei, das ihm gewidmet ist: 
Winston Churchill. Und unter der 
Statue steht der Satz: „These are no 
dark days, they are great days.“ 

.. Die Szräe paßt zu dem durch sein 
Öl zu Reichtum gelangten Sultanat 
Brunei Damssalam, „Heimstatt des 
Friedens“, Anfang 1984 aus britischer 
Kolonialherrschaft entlassener 
Zwergstaat an der Küste Nordbor- 
neos, ist gerade doppelt so groß wie 
Luxemburg und nun das jüngste Mit- 
glied der mittlerweile sechsköpfigen 
Asean-Familie. ln der High Commis- 
sion, der Vertretung Großbritan- 
niens, rätselt man noch immer, was 
den Sultan bewog, Churchill solch 
ungewohnte Reverenz zu erweisen. 
„Churchill war nie hier, und der Sul- 
tan hat ihn nie gesehen", wundert 
sich der erste Sekretär. 

In guter britischer Tradition ist das 
nicht der einzige „Spleen“ des 
38jährigen Sultans Muda Ha«mnal 
Bolkiah, des 29. Herrschers in unun- 
terbrochener Erbfolge. Er ließ jüngst 
seinen Palast vollenden und residiert 
in dem Gold- und Marmorgebaude 
mit seinen 2000 Zimmerfluchten mit 
dem zweifelhaften Ruhm, im neuen 
Gumess Book of Records zu stehen. 

Aufmerksamkeit erregte der ju- 
gendlich wirkende Sultan auch durch 
seine Flotte von Luxuswagen und sei- 
ne Begeisterung für das PolospieL Ei- 
ne Boeing 727 der Brtinei Air Ways, 
ihrer Passagiersitze entblößt, steht 
bereit, um bei gegebenem Anlaß die 
weit besten Reiter und Polopferde 
einzufliegen. Bruneis 130 Milli onen 
Mark teures Stadion mit elektroni- 
scher Anzeige, moderner Flutlichtan- 
lage und 3000 Fkw-Paikplätzen bietet 
das Nonplusultra. 

Aber noch stärker als Berichte 
über solche Vorlieben beflügeln die 
Verheißungen der „Malayischen Mos- 
lemischen Republik", wie sie offiziell 
heißt, die Phantasie der Geschäfts- 
leute und Banker. Denn Brunei 
schwimmt auf Öl und zeigt sich so 
unverschämt reich, daß auf seine 
nachts in Regenbogenfarben be- 
leuchtete Moschee mit ihrer goldenen 
Kuppel, auf die neuen Ministerien 
und das islamische Justizgebaude 
nur das Klischee aus Tausendundei- 
ner Nacht passen mag. 

Im Luxushotel Sherington zerbre- 
chen sich Japaner, Australier und 
Briten den Kopf, wie sie an das Geld 
des Sultanats herankommen können. 
Nach den Aufträgen für die Pracht- 
bauten und einige Straßenzüge war- 
ten sie auf den neuen FünQahresplan, 
der, so der Sultan es will, mehr Inve- 
stitionen in Infrastruktur und Leicht- 
industrie bringen soll und vielleicht 
auch etwas für die Landwirtschaft- 
Deutsche mischen in diesem Spiel 



LÄ 



so gut wie nicht mit Ehe Briten bau- 
ten dem Sultan das Hospital, die Ja- 
paner den Flughafen, Singapur das 
Stadion. Nur die Gepäckkulis des 
neuen Flughafens und einige Hub- 
schrauber der 3500 Mann starken Ar- 
mee sind „made in Gennany“. Als 
einsamer Gastarbeiter vertritt der 
Koch im Sherington die deutsche Ko- 
lonie. Ein Australier, Ehrenvorsitzen- 
der der S taatlichen WnnHpicTrammaf 
JDie Deutschen sind wohl mehr im 
arabischen Raum engagiert.“ 

Mit höflichem Understatement ge- 
ben die Briten zu bedenken, daß die 
Deutschen Brunei wohl .übersehen“ 
hätten. Bis zur Unabhängigkeit war 
das Sultanat knmmiggHrisnh von der 
deutschen Botschaft in Singapur mit- 
veitreten worden. Als der Botschafter 
Anfang des Jahres nanh Malaysia ver- 
setzt wurde, nahm er sein Stek- 
kenpferd Brunei in Personalunion 
mit 

Über so wenig Interesse der Bon- 
ner schütteln nicht nur ausländische 
Geschäftsleute den Kopf. Denn um- 
gekehrt hat Sultan Bnllriah von sei- 
nen Milliardenüberschüssen mit 5,5 
Milliarden Mark allein 15 Prozent in 
Wertpapieren in der Bundesrepublik 
angelegt Fast dreimal soviel ging in 
die USA, ein Viertel an Japan. So- 
lange das Öl fließt (und es soll noch 30 
bis 50 Jahre reichen), schwimmt Bru- 
nei in Geld. Über acht Milliar den 
Mark führte die monopolistische Bru- 
neier Shell-Gruppe, mit einem Joint 
Venture von 50:50 der „Staat im Staa- 
te“, 1983 an den Sultan ab. 

Von dem Reichtum, aus dem sich 
mit jährlich über 50 000 Mark Asiens 
höchster Pro-Kopf-Standard errech- 
net, läßt das Sultanat vorwiegend sei- 
ne 60 Prozent malayischen Einwoh- 
ner profitieren. Für sie gibt es keine 
Eintoimmens tenw. Medirinisrha Be- 



treuung und Ausbildung, auch im 
Aus l a n d, sind gratis, und für die gei- 
stige Erbauung werden Mekkaflüge 
bezuschußt Auf statistisch jeden 
dritten Einwohner fällt ein Farbfern- 
seher und auf jede malayische Beam- 
fenfamilie ein vorwiegend japani- 
sches Autos. Als die Umriedlungsplä- 
ne des Sultans für seine seit Jahrhun- 
derten in mnlwiaahan Pfahlbauten 
am Hafen wohnenden Untertanen an 
deren Dickköpfigkeit scheiterten, 
zeigte er ein Einsehen und ließ die 
Stadt im Wasser modernisieren; unter 
anderem durch Parkplätze am Ufer. 

Dafür geraten Bruneis Chinesen, 
immerhin mahr als ein Fünftel der 
Bevölkerung, ins Abseits. Seit der 
Unabhängigkeit sind rie, die die 
Mehrzahl der Geschäfte und Kauf- 
haus»- betreiben, die Ölindustrie am 
Leben halten und der Motor des Han- 
dels sind, staatenlos. Die Brunei» 
Bürokratie beruft sich auf ein Gesetz 
von 1961. W» kein Malaye ist, kann 
die Staatsangehörigkeit nur durch 
20jährigen Aufenthalt und nanh ein» 
komplizierten malayischen Sprach- 
prüfung erhalten, die nicht einmal 90 
Prozent d» Malayen bestehen wür- 
den. Auf die Ölbranche wird seit kur- 
zem Druck ausgeübt, ihre chinesi- 
schen Angestellten verstärkt durch 
Malayen zu ersetzen. 

Solange das Öl fließt, ist damit 
auch schon d» einzig e soziale 
Sprengstoff benannt in einem Staat, 
als dessen derzeit größtes Problem 
die Briten die Langeweile d» über- 
wiegend jugendlichen Bevölkerung 
sehen. „Sie haben alles, nur keine 
Lust zu sinnvoller 

Tätigkeit-“ 

Uber 50 Prozent der Brunei» sind 
bereits bei der Regierung Eingestellt, 
obwohl es offiziell nur sechs Ministe- 
rien gibt, die rieh 
die Sultans&milie 

imtpfpinandur anf- 

geteflt hat Jeden 
Morgen und am 
Spätnachmittag 
zur „Rush-hour* 
verstopfen die 
Massen von Regie- 
rungsangesteHten 
die wenigen Stra- 
ßen mit ihren kli- 
matisierten Wa- 
gen. Während d» 
Bürozeit, so ein 
britisch» Berater 
der Administrati- 
on, warten sie auf 
riip Entscheidun- 
gen des Hofes. 

Nanh einem hal- 
ben Jahr Unab- 
hängigkeit zeigt 


Sultan Bolkiah Selbstbewußtsein. 
Die Briten müssen sich jetzt anznel- 
den, bevor sie ihn sprechen dürfen. 
Zu seinem 38. Geburtstag - ein mitt- 
lerweile offiziell» Feiertag - ließ » 
sich am 15. Juli mit Glückwünschen 
an allen Gebäuden lobpreisen. Da der 
Geburtstag auf Sonntag fiel, wurde » 
kurzerhand auf Montag verschoben. 
Nur am heiligen islnmi sehen Freitag 
kann die Bevölkerung den Sultan 
beim Besuch d» Moschee erleben, so 
hau tnah, wie es sonst nur überrasch- 
ten Autofahrern ergehen kann. Denn 
der Sultan teilt schon mal persönlich 
eine Ohrfeige aus, wenn sein Wagen 
im Verkehr geschnitten wird. 

Unmut kommt dennoch kaum anf t 

zumal die Sultansfamilie einem ge- 
mäßigten Islam anhangt und auch 
den Weihnachtstag feiem läßt Vom 
Ti SinHamentaliirten Khomeini hält . 
man in Brunei, Hag sogar als Aushän- 
geschild eine Frau als Anwältin prä- 
sentiert, nicht viel, genauso wenig 
wie von Arafat der Anfang August 
zwar mit dem Sultan in der Moschee 
beten durfte, aber mit leeren Händen 
wieder abzog. Fragende Reporter 
kanrelfe der erfolglose Arafat ab: 
„Nehmen Sie zur Kenntnis, HnR ich 
mich hier wie der Bruder einer Fami- 
lie fühle.“ 

Sein Demokratiebedürfnis, Ergeb- 
nis britisch» Erziehung, hat der Sul- 
tan-Vater 1962 ein für allemal gestillt, 
als nach der Wahl die Volkspartei 
(FRB) idle erreichbaren Sitze errang. 
Eine Rebellion nutzte » mit Hilfe 
sein» Lehrer, den Briten, die un- 
dankbare Partei anfaulfinen- Seither 
ist das Sultanat empfindlich. Be- 
richte, die die verbotene PRB erwäh- 
nen, ahndet es mit dem Index, auf 
dem unter anderen derzeit Asiens 
„Far Eastem Economic Review“ 
steht. 

Der Gefahr, daß der ölhaltige Hap- 
pen Brunei von seinen Nachbarstaa- 
ten geschluckt wird, verhinderten 
bisher die Briten. Heute vertraut Bru- 
nei nicht nur seinen Ölfreunden, son- 
dern auch auf die Asean, d» der fi- 
nanzkräftige Partner als natürlich» 
Verbündeter gegen Vietnam und 
Kambodscha hochwillkommen ist 
Die traditionell antikommunistische 
Sultan-Familie (dies trägt zu ihrer 
ChurehiTU Vp rehning bei) ließ Hann 
auch im Frühjahr eine eigens zur Un- 
abhängigkeitsfei» angereiste Tass- 
und „Prawda “ -Delegation erst gar 
nicht ins Land. 

Für die innere Sicherheit hält sich 
d» 38jährige an konventionelle Me- 
thoden. Ein indisches Gurkharegi- 
ment, von ihm bezahlt, schützt den 
Palast, und in Australien werden Eli- 
teeinhdten d» bruneischen Armee 
im Dscbungelkampf trainiert 


teil für das Guinea Book of Records: Der neue Palast voe Sultan Mnda Hasscwaf BolUafe bat 2000 ZfoUMf 
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Der Vorrang der Sozialplane bei 
Konkursen ist wieder 
hergestellt. Allerdings 
begrenzte gestern das Kabinett 
die Höhe auf ein Drittel der 

KnnfaiTCTniwcp, 

Von HEINZ STÜWE 

E igentlich geht es imm» um 
schle c hte Nachrichten, wenn 
von einem Sozialplan die Rede 
ist Ob das Stichwort nun Be- 
triebsschließung, Entlaiisu n gan Od» 
Konkurs heißt, für die Betroffenen ist 
es in jedem Fall eine Hiobsbotschaft. 
Materielle Einbußen, sozial» Abstieg 
drohen; Folgen, die d» Sozialplan 
mildem soll, obwohl » meist nicht 
mehr als ein Trostpflaster sein kann . 

Seinen Ruf als das Instrument d» 
Krise schlechthin hat der Sozialplan 
bereits seit den sechzig» Jahren. Als 
dam a ls zahlreiche Zechen und Koke- 
reien stillgelegt werden mußten, stan- 
den Tausende auf d» Straße, mußten 
umschulen - nach Jahren hohen un- 
gebrochenen Wachstums ging neue 
Erfahrung. 

Daß die Anpassung einigermaßen 
reibungslos gelang, lag auch an So- 
zialplänen, die Abfindungen und 
Üb»brückungshüfen für die Betrof- 
fenen ermöglichten. D» Staat sprang 
ein, betriebliche und öffentliche Un- 
terstützung wurden verzahnt Berg- 
bauuntemehmen »hielten nur dann 
eine staatliche Stillegungsprämie, 
wenn sie Sozialpläne aufgestellt hat 
ten. Außerhalb des Bergbaus blieben 
Sozialpläne zunächst noch eine frei- 
willige Leistung. Gesetzlich veran- 
kert wurden sie erstmals im Jahr 1972 
mit dem Betriebsverfassungsgesetz 
und als „Ausgleich od» Milderung 
d» wirtschaftlichen Nachteile, die 
den Arbeitnehmern infolge ein» ge- 
planten Betriebsändenmg entge- 
hen“ in Paragraph 112, Absatz 1 defi- 
niert. 

D» entscheidende Punkt: D» Ar- 
beitgeb» konnte nun zur Aufstellung 
von Sozialplänen gezwungen wer 
den; eine Möglichkeit die nach dem 
Gesetz ab» an einige Voraussetzun- 
gen geknüpft ist: Zunächst einmal 
muß ein Betriebsrat vorhanden sein, 
und das Unternehmen muß mehr als 


20 wahlberechtigte Arbeitnehm» ha- 
ben. Wenn in einem solchen Betrieb 
Maßnahmen geplant sind, die „we- 
sentliche Nachteile für die Beleg- 
schaft oder erhebliche Teile der Be- 
legschaft zur Folge haben können“, 
kann d» Betriebsrat auf einem So- 
zialplan bestehen. Kommt mit dem 
Arbeitgeb» keine Einigung zustan- 
de, können d» Untemehra» od» d» 
Betriebsrat die Einigungsstelle des 
Unternehmens anrufen. Dieses pari- 
tätisch besetzte Gremium (mit einem 
Vorsitzenden, auf den sich beide Sei- 
ten einigen müssen) kann dann v»- 
bindlich üb» den Sozialplan ent- 
scheiden. 

Natürlich bieten diese Vorschriften 
Raum für Auslegung und Interpreta- 
tion. Die Arbeitsgerichte haben ihn in 
den vergangenen zwölf Jahren ge- 
nutzt, zu extensiv genutzt, wie vor 
altem die Arbeitgeberverbände mo- 
nieren. Dabei geht es beispielsweise 
um die Frage, welche Betriebsände- 
rungen einen Sozialplan nach sich 
ziehen müssen. Das Gesetz nennt 
zwar Beispiele, die von Betriebsein- 
schränkung und Stillegung bis zur 
Einführung neu» Arbeitsmethoden 
und Fertigungsverfahren reichen. 
Doch was ist, wenn Arbeitnehm» 
entlassen werden, ohne daß Betriebs- 
teile stillgelegt werden, Anlagen ver- 
schrottet od» Arbeitsmethoden ge- 
ändert werden? Das Bundesarbeits- 
gericht war 1979 der Meinung, daß 
auch in diesem Fall eines „reinen Per- 
sonalabbaus“ ein Sozialplan zwin- 
gend sei 

Wann von „wesentlichen Nachtei- 
len“ für die Belegschaft gesprochen 
werden kann , mußten ebenfalls die 
Richter präzisieren. Sie entschieden 
(in Anlehnung an eine Staffel in Para- 
graph 17 des Kündigungsschutzge- 
setztes): Werden in einem 500-Marm- 
Untemehmen 30 Beschäftigte entlas- 
sen, ist ein suwinipian fing; sind es 
weniger Entlassungen, nicht 

Üb» den Umfang von Sozialplan- 
Leistungen gibt es nur unvollständi- 
ge Berechnungen und vage Schät- 
zungen. Wenig» die Höhe der Abfin- 
dungen als vielmehr d» Eindruck, 
Haß die Betroffenen unabhängig von 
ihr» tatsächlichen Lage üb» einen 
Kamm geschoren wurden, ließ den 


Sozialplan in den letzten Jahren in 
die Kritik geraten. Meldu n gen häuf- 
ten sich üb» Vereinbarungen, die Ar- 
beitnehm» fast ohne Einbußen zu 
Frührentnem (und möglicherweise 
tu Schwarzarbeitern) machten. Von 
ftbf jpri^ n ggrahTnng gn ohne Rück- 
sicht darauf, daß die Empfang» 
schon am nächsten Tag die Arbeit in 
einem anderen Betrieb wiederauf- 
nehmen konnten, war die Rede. Vor 
allem Arbeitgeb» verweisen zudem 
darauf, die unkalkulierbaren Sozial- 
plankosten verhinderten Neueinstel- 
lungen. 

Bundesarbeitsminister Blum und 
seine Mitstreit» werden nicht müde, 
darauf hinzuweisen, daß die Neurege- 
lungen nur dann greifen, wenn zwi- 
schen Arbeitgeb» und Betriebsrat 
keine ein vernehmliche Lösung zu- 
stande kommt und die Einigungs- 
Stelle angerufen wird. Sie hat bisher 
nach dem Gesetz die „sozialen Be- 
lange der Arbeitnehmer“ als auch die 
„wirtschaftliche Vertretbarkeit ihrer 
Entscheidung für das Unternehmen“ 
zu beachten; Kriterien, die Blüm jetzt 
präzisieren will. 

So soll beispielsweise ein Arbeit- 
nehm», d» an einem zumutbaren 
Arbeitsplatz weiterbeschäftigt wer- 
den kaum (auch nach einem Orts- 
wechsel) und dies ablehnt, vom So- 
zialplan ausgeschlossen bleiben. Bei 
Unternehmensneugründungen soll 
zudem in den ersten vi» Jahren kein 
Sozialplan mehr erzwungen werden 
können. 

Über einen besonders brisanten 
Punkt hat sich das Kabinett gestern 
verständigt: Das Bundesverfassungs- 
gericht hatte im Oktober 1983 die frü- 
here Rechtsprechung für verfas- 
sungswidrig erklärt, wonach Ansprü- 
che aus Sozialplänen im Konkursfall 
Vorrang vor allen übrigen Gläubig»- 
forderungen hatten. Die Arbeitneh- 
m»- An Sprüche waren damit prak- 
tisch wertlos geworden. Jetzt wird 
d» frühere Vorrang zwar wied»her- 
gesteüt, dafür ab» der Sozialplan in 
sein» Höhe begrenzt Er darf künftig 
bis zu zweieinhalb Brutto Verdienste 
d» von ein» Entlassung betroffenen 
Arbeitnehmer umfassen, dabei ab» 
ein Drittel d» Konkursmasse nicht 
übersteigen. 


Als „ Quisling “ zum Schimpfwort wurde 


Von WALTER GÖRLITZ 

S eit dem Zweiten Weltkrieg ist 
„Quisling“ ein Schimpfname für 
Kollaborateure in besetzten ländern. 
Jetzt wird aus Oslo gemeldet, man 
habe den für verschollen geltenden 
schriftlichen Nachlaß d» Urfigur al- 
ter „Quislinge“ auf einem Dachboden 
entdeckt vielleicht die Lösung man- 
ch» Rätsel, die uns Quisling, dem 
Kollaborateur mit Hitler, hinterlassen 
hat 

Vidkun Abraham Quisling, gebo- 
ren 1887, norwegisch» Genaralstabs- 
hauptmann, zeitweilig Militärattache 
in Moskau, später Anfang der dreißi- 
ger Jahre kurze Zeit norwegisch» 
Verteidigungsminister, war seit etwa 
1930 ein Bewunderer des italieni- 
schen Faschismus wie des deutschen 
Nationalsozialismus und überzeugter 
Gegner des Bolschewismus. Im Früh- 
jahr 1933 gründete » eine eigene pro- 
faschistische Bewegung, ^ JNasjonal 
Sämling“, die irmenpoffisch’ ' ohne 
Bedeutung blieb. Er fand Unterstüt- 
zung durch das Außenpolitische Amt 
der NSDAP, der Domäne des bei Hrt- 
ter wenig an gesehenen Reichsleiters 
Rosenberg. 

Quisling verfehlte nicht seine 
deutschen Freunde frühzeitig auf die 


Möglichkeit hinzuweisen, daß Eng- 
land im Fäll eines neuen Krieges sich 
Norwegens bemächtigen könne. Er 
entwickelte auch phantastische 
Putschpläne, die mit deutsch» Rük- 
kendeckung ihm die Macht in Norwe- 
gen verschaffen sollten. Fraglos trieb 
ihn ein immenser persönlich» Ehr- 
geiz, wobei » sich einbildete, der nor- 
wegische König Haakon VH werde 

WIEWAR 

DAS? 


seine Pläne billigen, wenn » vor ein 
Fait accompli gestellt würde - auch 
ein» sein» fatalen Irrtum». 

Q uisling erhielt finanzielle Hilfe 
üb» das Amt Rosenberg, ln den »- 
sten Monaten des Zweiten Weltkrie- 
ges 1939/40 übermittelte er deutschen 
Stellen auch Nachrichten üb» die 
norwegische Landesverteidigung. Da 
man ihm jedoch nie voll vertraute, 
wurden » und seine politischen 
Freunde nicht üb» die deutschen 
Angriffspläne auf Norwegen am 9. 
April 1940 informiert 

In dem Moment, in dem deutsche 


Truppen in Oslo erschienen und der 
König und die Regierung nach Nor- 
den auswichen, drängte sich Quisling 
am 9. April 1940 nach vorn und prä- 
sentierte sich den deutschen Militärs 
als neu» Ministerpräsident ein» na- 
tionalen Regierung. Quislings Ver- 
such, mit dem König zu verhandeln, 
scheiterte. Hitler tolerierte anfangs 
Quisling, schickte dann jedoch am 24. 
April einen Reichskommissar, nach 
Norwegen, d» die Zivilverwaltung 
übernahm. 

Quisling, d» schnöde abgesetzte 
Ministerpräsident durfte die Demo- 
bilmachung der norwegischen 
Streitkräfte leiten und wurde Leiter 
eines Administrationsrates beim 
Reichskommiss». Erst 1942 konnte 
er unter deutschen Fittichen wieder 
eine norwegische Satellitenregierung 
bilden - ohne sonderliche Befugnis- 
se. Im Volk fand » keinen Widerhall 
Als im Frühjahr 1945 d» König und 
die Regierung wieder ins Land zu- 
rückkehrten, wurde Quisling, d» ver- 
ratene Verräter, zum Tode verurteilt 
und am 24. Oktober 1945 erschossen. 

Die jetzt gefundenen tausend 
Schriftstücke und Briefe zeigen nach 
erster Durchsicht daß Quisling be- 
reits 1933 Kontakt zu den Nationalso- 
zialisten hatte, auch zu Himmler. 






Leute, die sich auskennen - 


fliegen mit Northwest Orient Airlines. Den Regal Imperial 
Service in der First- und Executive dass können Sie sowohl 
von Fr ankfu rt als auch von Hamburg genießen. Im berühm- 
ten 747 Jumbo Jet direkt nach Boston oder Minneapolis/ 
St PauL . 

Der einzi gartige Regal Imperial Service vonNorthwest Orient 
Airlines ist für Geschäftsreisende in die USA zum aktuellen 
üp geworden. R egal Imperial Service bedeutet; • Edles 
„Royal Doulton” Porzellan • N eue Menü-Auswahl • Kalifor- 
nische und französische Weine inklusive Alfred Rothschild 
Vm Mousseux • Eine Reihe neuer, interessanter Cocktails 
• Elektronische Kopfhörer für Bord-Kino und Stereo-Musik 
•Neue Reise-Necessaires. 




Weitere InfonrniioOM erhalten Sic von Ihron 

Reisebüro oder direkt von Nonbwest Orient Airlines. Direktion Deutschland, 
fiOOO Frankfun/Main, Kaiserau: 33, Tel. 069/234344 u. 230831 
oder 2000 Hamburg 36, Esplanade 4l,Td. 040/35 1541. 


UinKnmfnrtmiH Fakten grimm en, wird Northwest Orient genannt: 

• Komfortabler 747 Tum ho Jet Service direkt von Frankfurt 
oder Ha mbur g in die USA. Für Geschäftsreisende die 
Executive Class (Sitzplatzauswahl im voraus, separate Ab- 
fertigungsschalter etc.). 

• Schnelle NWA-Ansrhlfisse an das über 50 Städte umfas- 
sende Northwest Orient Streckennetz innerhalb der USA 
undKanadas. 

Northwest Orient ist nicht nur eine der finanzkräftigsten Flug- 
gesellschaften der USA, sondern mit einer Flotte von 117 
hochmodernen Jets -die 74 Städte in 15 Ländern anfliegt - 
auch eine der erfolgreichsten Airlines der Welt Dieser Erfolg 
machte Northwest Orient zum „AMERICAN WINNER". 


NORTHWEST ORIENT 

The American wiener 

nach... Aactanaga • AUnta • BW««* • Baatoa • Bommi * Wagt • CtonlMd • IMIas • Döner 

Umreit • Hantel • Fastete • Farga • FL Lwdariala • Ft Uyars * Fl Wurth • Graut Farin • Srud RipitU 
Grast (Wb • (Man • Ikly wnal • HaaaMa • bst» CStj • las Vaga* • Ina Angela« • Hufimn • Miosl 
Mthaaaf« • MMMpafa • Mtoaaala • (Mmn* • Hm« farfc • Nawatii • Osaka • Otfaado • PWluNpMa 
(■hunx • Prntaarf • Bodhotar • St ünfoi • 3 l Pnl • Sl Patanfang • Su Diego • San Fraaefcea • Sag J«h 
Staffle • SpWma • Tarant • Tampa • Hawaii • Wuhngtaa D.C. • Wut Pafaa Baae* • W»nipcg...«id Farmst 
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Ceausescu 
besucht Bonn 
Mitte Oktober 


Polen attackiert 
Kirchenzeitungen 


F.D. Berlin 


Leinen sagt Lafontaine 
Wahlkampfhilfe zu 


DW. Saarbrücken 


Der Vorsitzende des Bundesver- 
bandes Bürgerinitiathren/Ümwelt- 
schütz (BBU), Josef Leinen, will sich 
aktiv für eine SPD-geführte Lan- 
desregierung im Saarland ein setzen. 
Nach Gesprächen mit dem Saarbrük- 

ker Oberbürgermeister und SPD- 
Landesvorsitzenden Oskar La- 
fontaine erklärte Leinen, er halte ei- 
nen Regierungswechsel im bisher 
von einer CDÜ/FDP-Koalition regier- 
ten Saarland für wichtig und wolle 
deshalb alles dazu beitragen, dafi die 
SPD unter der Führung Lafontaines 
bei der Landtagswahl am 10. März 
1985 eine regierungsfähige Mehrheit 
erringe. 

Sp ekulatio nen über einen Eintritt 
des 36jährigen gebürtigen Saarlän- 
ders und SFD-Mitgüeds Leinen in 
sein Schattenkabinett zur Landtags- 
wähl am 10. Mai 1985 wollte Lafon- 
taine zum jetzigen Zeitpunkt aller- 
dings nicht bestätigen. Leinen, 
Rechtsanwalt in Freiburg, ist im Ge- 
spräch für das Amt des Umwetonini- 
sters. 


POLriTK 


DIE WELT - Nr 


Mittwoch, 29. August 1984 


FDP mit dem Rücken zur Wand I 


neuer Verkehrswege 


DW. Bonn/Bakaxest 


Dar rumänische Staatspräsident 
Nicbkß Ceausescu wird die Bundes- 
republik Deutschland in Begleitung 
seiner Frau Elena vom 15. bis 19. Ok- 
tober auf Einladung von Bundesprä- 
sident Richard von Weizsäcker besu- 
chen. Dieser Besuchstermin, den das 
Bundespräsidialamt gestern be- 
kanntgab, wurde bereits von der amt 
liehen rumänischen Nachrichten- 
agentur Agerpres bestätigt Ein ge- 
naues Besuchsprogramm wird noch 
ausgearbeitet 

Dem Vernehmen nach wird Ceaus- 
escu - der erste Staatsgast von Weiz- 
säckers seit seinem Amtsantritt -von 
mehreren Mmistem und Wirtschafts- 
experten be gleitet Unter anderem 
wird er auch politische Gespräche 
mit Bundeskanzler Helmut Kohl fuhr 


und Lafontaine ante portas Im Gemeinde-Strafienbaa wird soggr an „Rückbatf“ gedacht 

X nnoiflniimviim _ wr n«. VmA 


Von GEORG BAUER 


M it der Ruhe in der Staatskana- 
lei in Saarbrücken, Sitz des 


IVA lei in Saarbrücken, Sitz des 
Chri stdemokr at! Ministerpräsi- 
denten, ist es vorbei. Der Hausherr, 
Werner Zeyer, hat seine Arbeit nach 
einem Kumrlaub in Bad Reichenhall 
wieder ausgenommen. Doch für wie 
lange noch? Wird er auch über den 
10. Marz hinauf Tag der Land- 
tagswahl, Ministerpräsident des 
Saariandes sein? Oder zieht der Sozi- 
aldemokrat Oskar Lafontaine, Her- 
ausforderer Zeyers, als neuer Mini- 
sterpräsident m die Staatskanzlei 
ein? Noch bedrohlicher stellt sich die 
Lage der FDP dar. Die Freidemokra- 
ten, die in der Regierungsverantwor- 
tung stehen, konzentrieren ihre Kräf- 
te vor allem auf eins: das Überleben. 


Lafontaine, Oberbürgermeister Saar- 
brückens, den nicht wenige Saarlän- 
der als neuen Ministerpräsidenten 
sehen, vorzuwerfen, er stelle Partei- 
interessen über Landesinteressen. 
Baum: „Lafontaine ist sich der Ver- 
pflichtung gegenüber der Gesamt- 
heit nicht bewußt“ Er sei der Regie- 
rung in ihren Bemühungen um die 
Schaffung von Arbeitsplätzen mehr- 
fach in den Rücken gefallen. Als Bei- 
spiel verwies Baum auf die Bewer- 
bung des Saariandes als Standort für 
P1TM» gmg|t yhnifiphft Anlage zur Koh- 
leverflüssigung, um das skh das 
kleinste Bundesland in Konkurrenz 
mit Nordihein-Westfalen in Bonn be- 
müht Hier habe lAfnntainp mit sei- 
ner Äußerung, eine solche Anlage sei 


Ceausescu hatte bereits im Juni 
1973 auf Einladung des damaligen 
Bundespräsidenten Gustav Heine- 
mann der Bundesrepublik Deutsch- 
land ein en Staatsbesuch abgestattet 
Heinem ann selbst hatte im Mai 1971 
als erstes Staatsoberhaupt der Bun- 
desrepublik R umän ien nffirioii be- 
sucht 


Die Presse der „DDR" meldete - 
entgegen den Gepflogenheiten - den 
Besuch Ceausescus auf den ersten 
Zeitungsseiten. Damit unterstreicht 
Ost-Berlin offensichtlich «*iny Ab- 
sicht die auch von Ceausescu betrie- 
bene Gesprächspolitik mit dem We- 
sten fortzusetzen. 


■" *■ J. G.G.,Köta 

Scharfe Kritik an den Kontakten 
von Redakteuren polnischer Kirchezt- 
zeitungen zu westdeutschen Bischö- 
fen hat das polnisch-kommunistische 
Jugendorgan „SztandarMlodych“ ge- 
übt Die Zeitung attackierte insbeson- 
dere Redakteure und Mitarbeiter der 
Wochenzeitungen der Bistümer Kra- 
kau, Kattowitz und Danzig. Sie tum- 
melten „sich am liebsten als Pilger in 
den Salons westdeutscher Bischöfe, 
die seinerzeit hitteristische Bomben 
vor ihren Flügen gen Madrid und spa- 
ter gen Warschau segneten*. Die Zei- 
tung verlangte indirekt die sofortige 

Emä triliing solcher Kontakte 

„Sztandar MLodych" hielt den Re- 
dakteuren weiter vor, es gehe ihnen 
irm eine n Kirchenkampf, einen „tota- 
litären Theokratismus" in Polen. Ih- 
nen mangele es an „patrio tischen Ge- 
fühlen, an ei eynentaren Grundsätzen 
der Ehrlichkeit und an einem Mini- 
mum der Loyalität* gegenüber der 
polnischen Führung. 

Es sei doch sehr merkwürdig, daß 
Beiträge, die wegen „Beleidigung 
und Diffamierung“ der polnischen 
Volksmacht von der Zensur be- 
schlagnahmt worden seien, bald dar- 
auf unzensiert in der Exilpresse oder 
im Münchner US-Sender Radio Free 
Euxupe ausgestrahlt würden. Man 
sollte sich überlegen, diesen Wochen- 
zeitungen die Papierzuteilung zu 
drosseln. 


Die Chancen für die CDU unter 
Führung Zeyers und die FDP schei- 
nen nicht gerade günstig. Zwar ist 
das Daumthema um den Stahlkon- 
zem Arbed Saar nach Zuschüssen 
von Bund und Land in Höhe von 
mehr als drei Milliarden Mark vorerst 
kein Krisenthema mehr, doch 
schwarze Zahlen und damit Ruhe an 
der Front und Frieden in der Bevöl- 
kerung herrschen noch lange nicht. 
Erst kürzlich mußte Saarstahl wieder 
eingestehen, das Betriebsergebnis 
sei für das Geschäftsjahr 1983 trotz 
spürbarer Belebung des Stahlmark- 
tes erneut negativ. Aber so nahe am 
Abgrund wie im vergangenen Jahr 
steht da« Unternehmen mit 
rund 15 000 Beschäftigten nicht 
mehr. Ein Erfolg, den die Christde- 
mokraten vor »TWn auf die Beharr- 
lichkeit das Verhandlungs- 

geschick Zeyers zurückführen. 

Erst vor l m rw»m vernahm Tnan da- 
her annh aus dem Miinrfp des 
FmawTTnittigtgr g Edmund Hflin, die 
Überlebensfrage stelle sich nicht 
mehr. Vorsichtig optimistisch 
sich auch der Sprecher des Mini- 
sterpräsidenten. Die Situation habe 

rinfi gpnt-Hnr pr>tq panntnpH di eSrhc . 

re zwischen Planzahlen und Verkauf 
v erkleiner t, erklärte Hang Georg 
Baum. Etwas forscher fügte er hinzu: 
„Wir gehen davon aus, daß wir das 
Klagsanriel erreichen." Ein Frist 
nannte er jedoch nicht 

Baum nute t e die Gelegenheit, um 


■jpHH Landesbericht 
Saarland 


zu teuer, für Irritationen in Bonn ge- 
sorgt 


Als weiteres Beispiel führte der 
Sprecher der Staatstenzlei den Aus- 
bau der Raflr an, der — so will es die 
Planung — «ranal bis Saarbrücken 
weitergeführt werden soIL Das Saar- 
land, das vor allem um p?np För- 

derung d es Mittelstandes bemüht, er- 
hofft sich dank einer engeren Anbin- 
dung an das Wasserstraßennetz ei- 
nen zusätzlichen Anreiz für die Wirt- 
schaft aufgrund günstigerer Trans- 
portkosten. Hier habe Lafontaine ei- 
nen „Kurs der Obstruktion" einge- 
schlagen, als er gefordert habe, die 
Gelder vom Bund für andere Investi- 
tionen in Saarbrücken zu nutzen. 


Angesichts solch er Äußerungen 
und wnw möglichen rot-grünen Zu- 
sammenarbeit setzen die Christ- 
demokraten nach den Worten ihres 
pafiampoterisphpn Geschäftsführers 
Günther Schwarz auf den .Realitäts- 
Sinn der Saarländer*. Schwarz: 


„Wichtig ist, daß die Saarländer wis- 
sen, bei wem die Landesinteressen 
am besten aufgehoben and." 


Als Bonus im Wahlkampf sehen 
sie aber auch den guten Draht Zeyers 
gnm Bundeskanzler. Diese Karte, so 
srlwint es, soll unter dem Motto 


„B und und Land - Hand in Hand * 
voll ausgespielt werden. 

R f q lftq t-carm v ln den Reihen der 
CDU ist es unzweifelhaft, daß die 
Grünen im neuen Landtag vertreten 
sein werden- Daran ändert anch die 
im Zuge der Kabinettsumbildung im 
Juli vorgenoxnmene Berufung Bert- 
hold Budells, eines promovierten 
Biologen, in das Minis te rium für Um- 
welt, Raumordnung und Bauwesen 
nichts- Zwar gilt BudeU schon seit 
Jahrzehnten als engagierter Umwelt- 
schützer, doch der neue Mahn, des- 
sen Ministerium wegen gegenläufi- 
ger Interessen unter dem gleichen 
Dach nach der Wahl auf gegliedert 
werden soll vermag den eindeutigen 
Trend für die Grünen wohl nicht zu 
stoppen. 

l>g»n die Grünen bei den vergan- 
genen Landtagswahlen im April 1982 
mit 2# Prozent noch deutlich unter 
der Fünf-Pro zentrHürde, so verbuch- 
ten sie bei der Bundestag wahl im 
Marz vergangenen Jahres stattliche 
4ß Prozent Bei den Europawahl am 
17. Juni schafften sie dann mit 6,6 
Prozent den Durchbruch. 1 

Und die Freidemokraten? Der -so 
die CDU - „natürliche Partner“ für 
rin«» Koalition steht mit dem Rücken 
zur Wand. Sieber, sie geben sich opti- 
mistisch: „Wir geben davon aus, daß 
wir wieder mit vier Abgeordneten im 
T^ndtag vertreten sein werden“, er- 
klärt Josef Ley, der Fraktionsvorsit- 
zende. 

Ihr Programm ist - wie auf Bun- 
desebene - eine Mischung aus Öko- 
logie und Ökonomie. In Personen 

festgemacht, eine Misrhiing ans dem 
neuen Wrrtschaftminister Horst Reh- 
berger und dem FDP-U mweliexper- 
ten Professor Müller, vormals Präsi- 
dent der Saar-Un iv ersität Reh- 
berger, der Import aus Baden-Würt- 
temberg und all«* Wahrscheinlich- 
keit nach zukünf tige FDP-Parteivor- 
ritzende, der Mitte September auf 
dem Landesparteitag gewählt wer- . 
den soll, ist neben Müller die große 
H pfftnmg der FDP. f 

Das Tief aber scheint in der Koali- 
tion, zumindest auf Seiten der Christ- 
demokraten, überwunden. Doch ob 
das reicht? Oskar Lafontaine steht 
ante portas und klopft vernehmlich 
an die Tür der StaatskanzleL 


EBERHARD NITSCHKE, Bonn 


Das „große Schweigen“ über die 
Deutschen in der Sowjetunion 


Gedenktag für die Opfer der stalinistischen Zwangsdeportation / Nene Schikanen 


Asylbewerber werden 
gleichmäßig verteilt 


Das Berliner Verwaltungsgericht 
hat zwei polnische Asylbewerber ab- 
gewiesen, die gegen einen Zuwei- 
sungsbescheid des Berliner Landes- 
senators geklagt hatten. Die Exilpo- 
Jen, ehemalige Mitglieder der verbo- 
tenen Gewerkschaft „Solidarität“, 
waren aufgefordert worden, inner- 
halb einer Woche nach Bergkamen 
(Nordrhein-West&len) umzusiedeln. 

Die Polen, die dagegen Einspruch 
erhoben hatten, beschieden die Rich- 
ter, es sei Sinn des Verteilungsverfah- 
rens, die Bundesländer gleichmäßig 
mit Asylbewerbern zu belasten und 
nicht, für den einzelnen Asylbewer- 
ber optimale Bedingungen zu schaf- 
fen. 


WERN ERKAHli, Bonn 

Auf zunehmend schwierigen Pro- 
bleme der Deutschen in der UdSSR, 
die in der Bundesrepublik häufig mit 
nur geringem Interesse noch wahrge- 
nommen würden, hat der Menschen- 
rechtspolitiker Claus Jäger hingewie- 
sen. Über die Lebensverhältnisse von 
zwei Millionen Deutschen in der So- 
wjetunion ist nach den Worten des 
CDU-Bundestagsabgeoidneten in 
Kirchen, Schulen und Hochschulen 
in der Bundesrepublik das „große 
Schweigen“ ausgebrochen. Jäger, der 
auch Vorsitzender der deutschen 
Sektion der Europäischen Konven- 
tion für Menschenrechte ist, sprach 
anläßlich des Gedenktages für die 
Opfer der Stalinistischen Zwangsde- 
portation und die heute in der UdSSR 
lebenden Deutschen. 

Viele Zuhörer weinten, als auf der 
Gedenkveranstaltung der Internatio- 
nalen Gesellschaft für Menschen- 
rechte (IGfM) neue Schikanen gegen 
verwandtschaftliche Bindungen zur 
Sprache gebracht wurden. Eine Mut- 
ter darf jetzt zum Beispiel den Sohn 
oder die Tochter in der Sowjetunion 
nur noch besuchen, wenn das Be- 
triebskollektiv in einer Versammlung 
der TEinladung zugestimmt hat. Sohn 
und Schwiegertochter einer in 
Schwäbisch-Gmünd lebenden Frau, 
die ihre Kinder im Mai in Alma Ata 


treffen wollte, wurden von Geheim- 
polizei und Miliz daran gehindert, ih- 
re Kolchose zu verlassen und in die 
Stadt zu fahroL 


Am Morgen des 21. Mai, als die 
Mutter mit einem Touristenvisum in 
Alma Ata ringetroffen war, durch- 
suchte die Polizei unter dem Vor- 
wand, in der Nachbarschaft sei Geld 
gestohlen worden, die Wohnxäume 
der Kinder; die schwangere Schwie- 
gertochter wurde mit der Begrün- 
dung, sie müsse aus gesundheitlichen 
Gründen untersucht werden, in eine 
Klinik zwangreingewiesen. Vergeb- 
lich wartete die Mutter in dem ihr 
zugewiesenen Touristenhotel auf den 
Besuch der Kinder. Nachdem die 
Frau nach Deutschland zurückge- 
kehrt war, erklärte die Miliz den Fa- 
milienangehörigen, sie dürften von 
sofort an wieder nach Alma Ata. 


land, Zuwanderer aus der Sowjetuni- 
on als deutsche Landsleute anzuer- 
kennen. Jhr seid Russen“, wurde ei- 
ner Familie in Chemnitz (Kari-Marx- 
Stadt) erklärt. Als die Familienange- 
hörigen die Eingliederung als 
Deutsche beantragten, wurden sie 
zwar aus sowjetischer Staatsbürger- 
schaft entlassen, aber fortan als 
„Staatenlose“ ringestuft 


Die Zahl der Ausreisegenehmigun- 
gen für sogenannte „Rußland-Deut- 
sche“ hat den niedrigsten Stand er- 
reicht ln einer bisher nicht genau 
bekannten Anzahl von Fällen wurde 
Familien zwar „Deutschland“ als Rei- 
seziel genehmigt; der Transport ende- 
te jedoch in Sachsen oder Thüringen. 


SED-Funktionare in den Behörden 
und miß trauische Nachbarn weiger- 
ten sich jedoch nicht selten, so heißt 
es in Berichten aus Mitteldeutsch- 


Madrid über Maghreb-Allianz besorgt 


ROLF GOERTZ, Madrid 


Den Maghreb von seinem weichen 
Unterleib her aufeurollen- das ist das 
Fernziel der Expansionspolitik des li- 
byschen Revolutionsführers Oberst 
Khadhaß. Das jedenfalls ergibt sich 
aus einer Studie, die der Pioniennajor 
Fernando RipoU gestern mit Geneh- 
migung des Vertridigungsministe- 
riuins auszugsweise im regierungsna- 
hen Blatt „El Fais“ wiedergibt 


Die vereinbarte Staatenunion zwi- 
schen libyen and Marokko schafft 
fl«» Libyern freie Hand in Tschad 
und erlöst Marokko von dem Druck 
der Polisario-Armee in der eh em als 
spanischen Sahara. Khadhafi unter- 
stützt die Polisario-Rebrilen nicht 
mehr. 

AIt König HafflP" cair, » n T -flodslcii- 
ten diese Vorteile des Bündnisses 
daflegte, ließ er jedoch eine Bemer- 
kung faTiwy auf die man in Spanien 


kanischen M ittelm eer küste unter die 
Oberhoheit Rabats zu bringen. 

Eine Aufrechnung der Streitkräfte 
Marokkos und Libyens einerseits und 
Spaniens andererseits zeigt eine deut- 
liche Überlegenheit der vereinten ara- 
bischen Kräfte, vor allem in der Luft. 
Spanien verfügt zwar über eine weit- 
aus überlegenere und auch hand - 
lungsfähigere Seestrritmacbt, sieht 
skh aber mit 226 Kampfflugzeugen 
den 655 Kampfflugzeugen der beiden 
Maghreb-Länder weit unterlegen, zu- 
mal Libyen über eine große Anzahl 
sowjetischer MiG-25 verfügt Die So- 
wjetunion sieht in d^libysci^i Luft- 
flotte gewissermaßen eine eigene Ein- 


hatte: Und vergessen wir nicht die 
beiden Städte im Norrfep^ Gemeint 
njpd di** spanischen Enklaven Ceuta 
und MeliDa. Aus spanischer Sicht 
kann das Bündnis nunmehr dazu be- 
tragen, diese beiden Städte mit den 
einzigen festen Häfen an der marok- 


Im Grunde genommen basiert die 
neue Verteidigungskonzeption Spa- 
niens auf pinpm möglichen An gri ff 
vom Süden. In Andalusien wird die 
zur Zeit in Madrid stehende Panzerdi- 
vision Brun eie stationiert; dort wer- 
den auch die meisten der 72 in den 
Vereinigten Staaten gekauften 
Jagdbomber vom Typ F-18 a unterge- 
bracht. Die Maschinen wurden da- 
nach ausgewählt, ob sie auch liby- 
sche Zentren von Spanien aus angrei- 
fen konnten. 

Die Unmöglichkeit, die Luftüberle- 


genheit Libyens aus eigenen Kräften 
auszugleichen, bringt Spanien auto- 
matisch der NATO näher. Insofern 
kommt Madrid das libysch- marokka- 
nische Zusammengehen gerade zur 
rechten Zeit Die NATO-Befurworter 
in der Regierung Gonzäkz sind nun- 
mehr in der Lage, ihren Genossen auf 
dem entscheidenden Kongreß der So- 
zialistischen Arbeiterpartei Spaniens 
im Dezember nicht nur den Verbleib 
in d**m Vor toirtigi m gshfindnis. son- 
dern auch in seiner militärischen 
Struktur schmackhaft zu wiärhpn 
Marokko unterhält seit seiner Selb- 
ständigkeit ein Stutzpunkt- und M- 
täi ab kpmmen den Vereinigten 
Staaten. Hassan denkt gar nicht dar- 
an, diese Position aufzugeben, zumal 
die USA seine Streitkräfte mit den 
entscheidenden Waffen zur Beherr- 
schung des nützlichen Teils der ehe- 
mals spanischen Sahara ausrüsteten. 
So liegt denn vieles an den USA und 
der NATO, zwischen Marokko und 
Spanien einen Status für Ceuta und 
Mplflla auszuhandeln, der rin^n mög- 
lichen Konfliktstoff ausräumt Spa- 
nien möchte, daß die beiden Enkla- 
ven als spanisches Territorium dem 
Verteidigungsbereich der NATO in- 
tegriert werden. (SAD) 


Zur „Trendwende im Landver- 

Friedrieh Znnmennann mit dem Ent- 
wurf t B/wteWfiffhiitria« p*>ptinn 
der Bundesregierung“ in Bonn vor- 
stellte, gehört auch die vorgesehene 
drafitift*frA Verminderung neuer Ver- 
kehrswege. -Die Straßenverkehreflä- 
che in der Bundesrepublik Deutsch- 
land beträgt 4,7 Prozent der Gesamt- 
fläche, womit die vierthöchste Stra- 
flennetedichte der Welt (nach Bel- 
gien, Japan »nd dan Niederlanden) 
hergestellt ist 


knnnm, ist aktenkundig Der Kraft- 
verkehr ist i^nw noch der größte 
Blei-Emittent Zwei Drittel der Bleh- 
missinnen gegen auf ihn zurück, und 
in Böden bis zu 100 Meter Entfernung 
rechts und links de 1 Fahrbahnen tre- 
ten deutlich erhöhte Bleigehalte auf 


Zu den Lösungsansätzen, die das 
Bodenschutzkonzept - der Bundesre- 
gierung auf diesem Sektor aufzeigt 
gehört im Stadt- und Nahverkehr die 
Reduzierung des Vericebrsflächenbe- 
d a r ft im gesamten Umland «nri die 
Förderung des öffentlichen Perso- 
nennahveriwhis. 


Künftig sollen, so die Boden- 
Schutzkonzeption, vor alten bereits 
vorhandene Verkehrswege bei Be- 
darf ausgebaut werden, es wird im- 
mer schwieriger sein, neue Trassen 
durchzusetzen. Angerichts dieser Si- 
tuation hat Bundesverkrixrsminister 
Werner Dollinger am Dienstag bei der 
Freigabe eines Teilstücks der mit 250 
Mininngn Mar k für 5,2 Kflnmpfc»r teu. 
ersten Bundesstraße zwischen Bonn 
und Königswinter auch den hoben 
Umweltschutz und Lärmschutz, der 
beim Bau beachtet wurde, bevorge- 
hoben. 


Neue Konzepte' 


Bei einer anstehenden Überprü- 
fung des Gemeindestraßenbaus wird 
sogar, an „Rückbau“ gedacht Gefor- 
dert wird ferner eine grundsätzliche 
Nc uoriffltkrung der IrnmTrninalon 
General verkehrspläne und der Ver- 
zicht auf eine einseitig faaftverkehrs- 
orientierte Ausrichtung. 


Im Straßenverkehr wuchs die Län- 
ge der Gemeindestraßen zwischen 
1970 und 1983 um etwa 44 000 Kilo- 
meter an. Gleichzeitig erhöhte sich 
die Länge der überörtlichen. Ver- 
kehrsstraßen um 11000 Kilometer 
auf 175 000 Kilometer. 


Beim Fernverkehr soll durch inve- 
stitions- und ordmmgspolitische Be- 
vorzugung des Eismhahfivprkehrs, 

Ti rm ’Rpjgpipl durch iTnntinggntiA . 

rung des Frachtverkehrs und durch 
Tarifpolitik eine Trendwende herbei- 
geführt werden. In Gebietei, die bei 
großräumigen Verbindungen gute 
Enrichbarkeitsvertiältnisse haben, 
wird an eine Kürzung der Ausbaupla- 
ne gedacht 


Größter Blei-Emittent 


Die befestigten »nH unbefestigten 
land- und forstwirtschaftlichen Wege, 
so der Text des Bonner Entwürfe aus 
dem Blind pmnnenmmisterimw, wei- 
sen beute eine Länge von knapp 
250 000 Kilometer auf Wörtlich heißt 
es dazu: „Verkehrsflächen bewirken 
durch eine hohe Netzdichte eine Zer- 
schneidung bisher ungeteilter Land- 

SChaftSräume und hwintrSfhtigm 
die B ndgnfimktiniwn durch mecha- 
nische und chemische Belastungen.“ 
Ökologische Trennwirkungen seien 
dabei nicht nur auf überörtliche Ver- 
kehrswege beschränkt, sondern 
könnten auch von relativ schmalen 
und wenig befestigten Wegen ausge- 
hen. 


Bei allen Straßentypen wäre nach 
dem Vorschlag der Bodenschutzkon- 
zeption der Ausbaustandard kritisch 
zu überprüfen. Das könnte bedeuten, 
daß Straßen nicht mehr so breit wer- 
den, wie eigentlich vorgesehen. 
Schließlich gehört zur Veränderung 
beim Fernverkehr auf der Straße das 
Vorhaben, organisatorische Maßnah- 
men zur besseren Aiiwmfan^g ver- 
schiedener Verkehrskapazitäten zu 
treffen, zum Beispiel durch erleich- 
terte Umsteigemöglichkeiten. 


Was Verkehrsstraßen bewirken 


Schwedens Bürgerlichen 
fehlt gemeinsame Linie 


Schlechte Erfahrungen ihrer Regierungszeit wirken nach 


Proteste ahndete der Staa t ssic h er- 
heitsdienst 1983 mit der Verhaftung 
der vorjährigen Familienmitglieder: 
Mutter und Schwiegertochter wur- 
den im Frauenzuchthaus Hoheneck 
(Erzgebirge) inhaftiert, der Vater -ein 
Busfahrer - in ein sächsisches Ge- 
fängnis gesperrt Den Sohn nahm die 
Geheimpolizei fest, als er ratsuchend 
aus der Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland in Ost- 
Beriin nach Chemnitz zurückgekehrt 
war. Mit der Ausreisewelle dieses 
Frühjahrs wurde die Familie eben- 
falls in die Bundesrepublik abgescho- 
ben und gründete in Württemberg ei- 
ns Türiiiten; 


R. GATERMANN, Stockholm 
Vor den Parlamentswahlen 1976, 
die dazu führten, daß die Sozialde- 
mokraten nach 44 jähriger Herrschaft 
auf die Oppositionsbank wechseln 
mußten, hatten die drei mchi-soziali- 
stischen Parteien im Reichstag, die 
Zentiumspartei, die gemäßigt kon- 
servative Sammlungspartei und die 
liberale Volkspartei, erklärt: Bekom- 
men wir eine Mehrheit, regieren wir 
zusammen. 


„Ohne Leisetreterei und falsche 
Rücksichtnahme“, so der Bundes- 
tagsabgeordnete Claus Jäger, muß 
jetzt in Moskau „über konkrete Ver- 
besserungen für die in der Sowjetuni- 
on lebenden Deutschen verhandelt 
werden.“ 


In etwa einem Jahr werden die 
Schweden wieder zur Wahlurne gera- 
ten. Bisher hat es aber noch keine 
ähnliche Versicherung der Bürgerli- 
chen gegeben, und es erscheint frag- 
lich, ob sie überhaupt kommt Dafür 
gibt es verschiedene Gründe. Einer 
ist, daß man die teilweise schlechten 

türfahrnngm des Re- 

gierens noch nicht vergessen hat und 
mit den Folgen einer mißglückten 
Politik in den ersten Jahren noch im- 
mer leben TnuB. Damals führte man 
einerseits die sozialdemokratische 
Sozialpolitik weiter und versuchte 
andererseits, die eigenen Wahlver- 
sprechen einzulösen. 

Im nachhinein lassen sich die Fehl- 
entscheidungen riemli eh genau ein-' 
kreisen. Um dem Vorwurf der Oppo- 
sition zu entgehen, die soziale De- 
montage des Wohlfahrtsstaates zu be- 
treiben, griff das erste Kabinett FäD- 
Hin h ier kaum ein und behielt damit 
auch die enorme automatische Ko- 
rtenentwicklung. Es versuchte, die 
sieb ab z eich nend e Konjunkturflaute 
mit großzügigen Zuschüssen sowohl 
für Warenlager als auch zur Arbeits- 
platzerhaltung zu über brücken. Auch 
hier folgte man weitgehend dem in 
früheren Jahren von <ten Sozialde- 
mokraten besefarittenen Weg. 


Gürtel enger schnallte, war es zu spat, 
um den Schaden zu beheben. 

Tfinnt kamen deutliche Zöchen ei- 
ner in skh gespalten en Koalition. Die 
Unterschiedfichen Auffassungen in 
der Kerokzaftfrage lösten 1978 den 
Fall des ersten Kabinetts Fafldin aus. 
Der Steuerkompromiß des Zentrums 
nnH der mit den Sozialde- . 

mokraten knapp rin halbes Jahr vor 
der Wahl 1982 führte zum Auszug der 
Konservativen aus der Regierung. 
Seitdem haben es die Bürgerlichen 
schwer, zu einer gemeinsamen politi- 
schen Linie zu finden, die über den 
ideologischen Widerstand gegen die 
Sozialdemokratie hinausgeht, und ge- 
schlossen als Alternative zum Kabi- 
nett Olof Palme aufzutreten. Aus den 
Jahren bürgerlicher Regierung ist 
nur noch Thorbjörn Fäfldin als Par- 
teivorsitzender übriggeblieben. 


Parteichefs verschlissen 


Zu lasche Politik 


Gleichzeitig forderten die bürgerli- 
chen Wähler jedoch die Einlösung 
der Wahlversprechen, wie den Abbau 
der Lohnsummensteuer und eine 
Senkung der Mehrwertsteuer. Ein tie- 
fes Loch in der Staatskasse war die 
Folge. 

Schweden, das 1976 auf dem inter- 
nationalen Kapitalmarkt als Kredit- 
nehmer imhokannt war, wurde inner- 
halb weniger Jahre zu einem bedeu- 
tenden Kunden. Auch wenn man be- 
rücksichtigt, HaR wne wichtige Ur- 
sache dieser Entwicklung noch von 
den Sozialdemokraten in deren letz- 
ten Regieningsjahien initiiert worden 
war, bleibt an der nicht-sozialisti- 
schen Koalition der Vorwurf haften, 
aus Furcht vor sozialdemokratischer 
Kritik eine zu lasche Sozial-, Wirf 
schafts- und Finanzpolitik geführt zu 
haben, zumindest bis 1980. Als sie 
dann den Rotstift anspfate »nri d**n 


Die um ihre Existenz kämpfenden 
Liberalen verschlissen seit 1976 zwei 
Parteichefs, scheinen jetzt aber mit 
Sten Westerberg (45) eine Persönlich- 
keit gefunden zu haben, die der Partei 
ein klareres Profil gibt und beim 
Wähler Anklang findet Bei den Kon- 
servativen löste Ulf Adelsohn (42) den 
sehr beliebten Gösta Bohman (74) ab; 
er hat Schwierigkeiten, an dessen Er- 
folge «naulmfipfen. D ennoch rind die 
Konservativen zur bei weitem größ- 
ten nicht-sozialistischen Partei ge- 
worden. 

Dies erschwert ein mögliches, 
neues Zusammengehen, Hunn die bei- 
den Parteien der Mitte hegen starke 
Bedenken gegen einen konservativen 
Regierungschef Ulf Adelsohn hält es 
andererseits für selbstverständlich, 
daß bei einem bürgerlichen Wahlsieg 
ihm dieser Posten zu&Hen müßte. 
Auch 1976 stellte der größte Koali- 
tionspartner den Ministerpräsiden- 
ten. Damals war es die Zentrumspar- 
tei, die inzwischen aber von 24 auf 14 
Prozent geschrumpft ist, während die 
Sammlungspartei auf über 25 Prozent 
wuchs. 

A ngesichts der Ausgewogenheit 
der politischen Blöcke taucht imnw»r 
wieder die Frage nach einer Koalition 
zwischen Sozialdemokraten und ei- 
ner nicht-sozialistischen Partei aut 
Stand Mitte der siebziger Jahre die 
Volkspartri, als eventueller Partner 
im Vordergrund, wird jetzt häufig das 
Zentrum genannt Aber FäEdin ist 
von der Partei Olof Palmes ent- 
täuscht Sie habe sich nicht an die 
Steuervereinbarung von 1982 gähnt 
ten. Zudem kann er ihr nicht die Ein- 
führung der Arbritnehmerfonds ver- 
zeihen. 

Im übrigem Wären heute Wahlen in 

Schweden, gäbe es erneut eine Mehr - 
K- t für den sozialistischen Block. 


Hernu: Europa 
muß bei Röstung 
kooperieren 




AFP, Paris 

Der französische Verteidigungsmi- 
nister Charles Hemu sieht in der 
westeuropäischen Rastungszusam- 
menar hrit die einzige Möglichkeit für 
Frankreich ' rar Wahrung seiner Auto- 
nomie in der Vritekfigungspolitik. In 
einem gestern in der Pariser Zeitung 
„Le Figaro" veröffentlichten Artikel 
nannte Hernu das geplante europäi- 
sche Kampfflugzeug der 90er Jahre 
als jüngstes Beispiel für diese Koope- 
ration. 

Das Flugzeug soll in Zusammenar- 
beit zwischen Frankreich, der Bun- 
desrepublik Deutschland. Italien, 
Spanien und Großbritannien entwic- 
kelt werden und in zunächst 1000 
Exemplaren ab 1996 in den Streit- 

kraften der fünf Staaten eingeführt 
werden. Ohne eine solche Zusam- 
menarbeit, die auch im Intexesse der 
anderen europäischen Partner liege, 
könne die französische Rüstungsin- 
dustrie der amerikanischen und euro- 
päischen Konkurrenz nicht allem 
standhaften, schrieb Hernu. Nur die 
Kooperation stelle die Erhaltung der 
einer Fraiüoeich würdigen technolo- 
gischen Entwicklungsstufe sicher. 


Sowjet-Offensive 
gegen Mudschahedin 


Alle diese Vorhaben ^nUem der zu- 
nehmenden „Versiegelung" der Bo- 
denoberfläche mit . nrMfyrehlässig em 
Material gegensteuem. Im Kapitel 
„Leitlinien“ des Bodenschutzkonzep- 
tes wird außerdem als Ziel genannt 
„weitgehende Sicherung freier Land- 
schaften vor weiterer Zerschneidung 
durch Bundesfernstraßen" . 


AP. Neu-Delhi 

Die sowjetischen Truppen in Af- 
ghanistan haben nach Informationen 
aus diplomatischen Kreisen in Islam- 
abad in der vergangenen Woche in 
der Südprovinz Paktia eine neue 
Großoffensive gegen die Islamischen 
Mudschahedin begonnen. Dazu seien 
zwei sowjetische Regimenter und ei- 
ne Brigade mit zusammen 12 000 bis 
14 000 Soldaten in das Gren^bkrt zu 
Pakistan entsandt worden, tun den 
dort belagerten drei afghanischen Mi- 
litärstützpunkten zu Hilfe zu eilen. 
Das sri die größte sowjetische Trap- 
penkonzentration in dem Gebiet seit 
riwn sowjetischen F.inmarsph in 
Afghanistan im Dezember 1979. 

Die etwa 25 Kilometer von der pa- 
kistanischen Grenze entfernte Kaser- 
ne Ali Chri wird seit fünf Wochen von 
den Mudschahedin belagert Ein Ent- 
satzheer aus Hassan Chel wurde 
jüngst von den Widerstandskämpfern 
ab ge&ng cn »mri zurückgeschlagen. 
Die ehpTifaüs eingeschlossene Kaser- 
ne in Hesbaxak wird von den Sowjets 
mit Hubschraubern versorgt Da die 
Maschinen aus Furcht vor Raketen- 
angriffen in großer Höhe fliegen, fallt 
ein Teil der abgeworfenen Nach- 
schubgüter regelmäßig in die Hände 
der Mudschahedin.. Außerdem soll es 
den Widerstandskämpfern in den ver- 
gangenen Tagen gelungen sein, min- 
destens vier Kampfhubschrauber au- 
ßerhalb von Kabul abzuschießen. 
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Pendelmission bei 
Afghanistan-Runde 


Zu. Genf 

Mit einer neuen Vexhandlungsme- 
thode sind in Genf gestern die Bemü- 
hungen um eine diplomatische Lö- 
sung des Afghanistan-Problems fort- 
gesetzt worden. Am Freitag hatte die 
dritte Afghanistan-Runde unter Be- 
teiligung Kabuls, Islamabads und Te- 
herans begonnen. 

Seit Montag befinden sich erstmals 
die beiden Delegationen aus Pakistan 
und Afghanistan gleichzeitig im 
UNO-Gebaude, um den Ablauf der 
„indirekten" Verhandlungen zu straf- 
fen. Allerdings sitzen sie in zwei ver- 
schiedenen Sälen, da sich Pakistan 
weigert, mit der im Dezember 1979 
von den Sowjets eingesetzten Regie- 
rung von Babrak Kannal direkt zu 
verhandeln. Der aus Ecuador stam- 
mende UNO-Sonderbeauftragte Die- 
go Cordovez pendelt als „Briefträger" 
zwischen dem af ghanischen Außen- . , 
minister Mohammed Dost nnii sei-^r^v 
nem pakistanischen Kollegen Yakub 
Khan hin und her. Iran, Ha« zweite 
Nachbarland, laßt sich über den Ge- 
spiächsveriauf berichten. Nicht ein- 
geladen wurden die unter sich zer- 
strittenen afghanischen Widerstands- 
gruppen und auch nicht die Sowjet- 
union. Die Kreml-Führung versicher- 
te allerdmgB den UNO-Bemühungen 
Unterstützung, weil sie auf diese Wei- 
seeine Anerkennung der Re gfer yn g 
in Kabul zu errieten hofft 

Auf der Tagesordnung stehen seit 
Verhandlungs beginn im Juni 1982 
vier Punkte: Für Pakistan sind es ein 
sowjetischer Truppenrückzug und 
Garantien für die Rückkehr der vier 
Millionen Flüchtlinge in Pakistan 
und Iran, für Afghanistan internatio- 
nale Garantien da Nichteinmischung 
in säne inneren Angele genheiten. 
Hauptproblem in Genf ist jäoeh, daß 
sich Moskau über Kabul nicht auf 
einen Zeitplan für einen Truppen- 
rückzug rinlassen will Für die So-£^ 
wjets sei dies eine Frage der bilatera- j 
len afghanisch-sowjetischen Bezle- ^ 
hnngem Für die pakistanische Dete- J 
gation güt jedoch nur .rin klar defi- .[ 
nierter .Truppenrückzug innerhalb ) 
von sechs Monaten als Vorausse tzung 
für einen VerhandbmgsdurehbracL 
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Bringschuld der Gymnasien! 


jUwaw -Tert Mt der deutschen Abituri- 
enten"; WELT TMB S. Juli 


schlag von Prof. Berchem ist ein 
Nein“ entgegenzusetzen. 


Prof. Berchem, der Präsident der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz, 
hat der Mehrzahl der Studienanfän- 
ger ein sehr schlechtes Zeugnis aus- 
gestellt Er hat erklärt, die meisten 
Studienanfänger seien wenig belast- 
bar, verfugten kaum über Lemtecb- 
nifcen und hätten Kommunikations- 
Schwierigkeiten. Weiter beklagte er 
mangelhafte Ausdru cksfahigkoit, 
schlechte Rechtschreibung und feh- 
lende mathematische und fremd- 
sprachliche Kenntnisse. 

Wir wissen, daß diese Kritik für 
eine Vielzahl von jungen Menschen 
zutrifft, denen die Allgemeine Hoch- 
schulreife bescheinigt ist Wichtig ist 
jedoch, deutlich zu machen: Nicht die 
Abiturienten sind schuld än diesen 
Mangeln; die Schuld liegt bei den für 
die Schulen in unserem Land Verant- 
wortlichen. 

Wenn man Gründen nachspürt, 
trifft man mit Gewißheit auf folgende 
Ursachen: 

- Funktionsträger im Schulbereich 
haben lange der pädagogischen 
Wunschvorstellung angehangen, die 
Schule könne junge Menschen nach 
Belieben „begaben“. 

- Leistung wurde verteufelt -in allen 
möglichen Bereichen. 

- Schulreformen veränderten unsere 
Schulen, verbreiteten Unsicherheit 
und ließen alle bisherigen Vorgaben 
an Werten und Anforderungen frag- 
lich werden. 

Aus dieser mißlichen Lage muß 
schnellstens ein Ausweg gefunden 
werden! 

So berechtigt die Kritik von Prof. 
Berchem ist, so wenig laßt sich sein 
Lösungsvorschlag gutheißen. Er hält 
es für richtig, die Sch ulzeit im Gym- 
nasium auf 12 Jahre zu verkürzen und 
ein einjähriges studienfeldbezogenes 
Vorbereitungsjahr einzuführen, an 
dessen Ende eine Prüfung die Be- 
rechtigung zum Studium unter Be- 
weis stellen soll 

Das Abitur bedeutete dann nicht 
mehr den Ausweis der Allgemeinen 
Hochschulreife. Dieser Weg würde 
die Gymnasien in ihrer Existenz ge- 
fährden, denn ihr Bildungsziel ist die 
Allgemeine Hochschulreife. Bei die- 
sem Ziel muß es bleiben. Dem Vor- 


Der nordrhe in- westfalische Kul- 
tusminister Schwier hat sich gegen 
eine Verkürzung der Gymnasialzeit 
und eine Änderung des Abiturs aus- 
gesprochen. Das ist zu begrüßen, al- 
lerdings auch nur diese allgemeine 
Aussage. 

Zunächst ist die von ihm erhobene 
Forderung nach einer Koordinierung 
von Unterrichts- und Prüfimgsmhal- 
ten zwischen Schule und Hochschule 
längst auf dem Tisch. Die West- 
deutsche Rektorenkonferenz hat be- 
reits im Februar 1982 geltend ge- 
macht, was sie an Änderungen im 
Konzept der gymnasialen Oberstufe 
für unerläßlich halt, u. a. Pflichtun- 
terricht in Deutsch, mindestens einer 
aus der Mittelstufe fortgefuhrten 
Fremdsprache, Geschichte, Mathe- 
matik und einer Naturwissenschaft 
bis zum Abitur. Die Forderungen der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz 
müssen von «ll«n KnttnRminigtgm 
vollständig übernommen werden, 
auch vom nordrheda-westfälischen, 
der zwar einige Schritte in die rich- 
tige Richtung getan, aber die Zügel 
nicht in ausreichender Weise angezo- 
gen hat Es ist nicht die Aufgabe der 
Hochschulen, ihren Studienanfän- 
gern die Hochschulreife zu vermit- 
teln, es ist Aufgabe der Gy mnasien , 
hochschulreife Abiturienten zu ent- 
lassen. Die Hochschulreife ist eine 
Bringschuld der Gymnasien! Der El- 
temverein Nordrhein-Westfialen hat 
den Kultusminister von Nordhein- 
Westfalen in einem grundsätzlichen 
Schreiben zu den Verhandlungen mit 
der WRK im Mai 1982 auf seine 
Pflichten hingewiesen. 

Noch ein weit schwerer wiegender 
Punkt ist dem Düsseldorfer Kultus- 
minister Schwier anzukreiden. So- 
eben, am 1.8.1984, ist in Nordrhein- 
Westfalen eine Rechtsverordnung in 
Kraft getreten, mit der die Leistungs- 
anforderungen an Gymnasien - über 
Erleichterungen bei der Versetzung - 
gesenkt werden. Um den Gesamt- 
schulen mit ihren nachweislich gerin- 
geren Leistungen einmal mehr die 
Wege zu ebnen, hat der Minister die 
Leistungen von Realschulen und 
Gymnasien herabgezogen, damit die 
Abschlüsse der Gesamtschulen mit 
denen der herkömmlichen Schulen 


gleichwertig werden. Der Verord- 
nung ist der Kampf angesagt, sowohl 
von der CDU-Landtagsopposition 
wie auch von Lehrer- und Eltemver- 

bänden. 

Auf die Kritik an der mangelnden 
Studierföhigkeit der Abiturienten 
gibt es nur eine Antwort: Mut zu 
mehr Leistung in den Gymnasien! 
Nicht die Nivellierung von Haupt- 
schule, Realschule, Gymnasium und 
Gesamtschule darf das Ziel der Bil- 
dungspolitik sein, sondern die klare 
Festlegung unterschiedlicher Lei- 
stungsprofile der herkö mmli chen 
Schulen. Vor allem güt es, das Gym- 
nasium von Auflagen zu befreien, die 
dem Erreichen seines Bildungszieles 
im Wege stehen. Die Anforderungen 
müssen erhöht werden, und zwar von 
Klasse 5 - von der Sexta - an! 

Dr. Gisela Friesecke, 
Eltern verein Nordhrein - Westfalen 

e. V., Bonn 

Gleiches Recht 

„Daa Schreiben des Primas von Polen im 
Wortiui": WELT vom ZI. Ansaat 

Sehr geehrte Damen und Herrn, 
warum sollen gemischte Kommis- 
sionen eingesetzt werden, wann und 
wo in Kirchen deutschsprachige Got- 
tesdienste abgehalten werden kön- 
nen? Dieser Kostenaufwand ist nicht 
nötig. Vor 1945 konnten unsere Bi- 
schöfe von Essen über Brandenburg, 
Schlesien, Pommern bis Ostpreußen 
überall, wo Bedarf war, Gottes Wort 
auf Polnisch ohne Kommission ver- 
künden laospn Was damals den Polen 
recht war, sollte heute den Deutschen 
auch dort billig sein. 

Mit freundlichen Grüßen 
J. v. Tmckel 
Dorsten 12 


Wort des Tages 

99 Die Ruhe der Trägheit 
ist eine heimliche Ver- 
zauberung unserer See- 
le, die auf einmal die 
glühendsten Vorsätze 
und festesten Ent- 
schlüsse preisgibt. 99 

Francois La Rochefoucauld; franz. 

Moralist (1613-1680) 


AUSZEICHNUNG 

Zum Ritter des Silvesterordens 
hat Papst Johannes Paal BL den 
Mönchengladbacher Künstler 
Ernst Jansen-Winkeln ernannt Bei 
der Übergabe der Insignien hob der 
Bischof von Aach en , Dr. Klans 
Hemmerle, hervor, Jansen-Winkeln 
habe in seinem künstlerischen 
Wok „die innere Verbindu n g von 
Kunst und Kirche zum Ausdruck 
gebracht“. Der Schaffenskreis des 
vor durch Wand- und Glasma- 
lerei bekannten Künstlers erstreckt 
sich hauptsächlich auf die Bistümer 
Aachen und Köln, reicht aber bis in 
die USA, wo er sieben Kirchen ge- 
staltete. Sein bedeutendstes Werk 
der Glasmalerei befindet sich in der 
Benediktinerabtei Siegburg, wo er 


Personalien 

in vielen Jahren Glasbilder in mehr 
als 400 Einzeldarstellungen schuf 

BERUFUNG 

Zum neuen Generalsekretär des 
Deutschen Roten Kreuzes ist Dr. 
Hermann Schmita-Wensel berufen 
worden. Schmitz-Wenzel, früher als 
Ministerialrat im Bundeskanzler- 
amt tätig, hat sein neues Amt am 1. 
dieses Monats angetreten. 

JUBILÄUM 

Frühzeitig erkannt, daß in der 
Geburtsstadt Ludwig van Beetho- 
vens die Musik im Staate gemacht 
wind, hat die Schweizer Fluggesell- 
schaft Swissair. Deshalb wfll sie auf 
Kontakte und Impulse der Bundes- 


hauptstadt auch nach 30 Jahren 
Präsenz nicht verachten. Anläßlich 
des Jubiläums hid dar Direktor für 
Deutschland, Walter Edelmann, zu 
gingm Empfang ins Bonner Bri- 
stoLHoteL Gekommen waren: Bun- 
desverkehrsminister Wenter Dol- 
Unger, der Stellvertretende Regie- 
rungssprecher Jürgen Sndhoff, der 
Präsident des Wirtschaftspoliti- 
schen Clubs, Reinhard Hauschüd, 
des Direktor des Banne- Büros der 
Kläckner-Humholdt-Deuz AG, Ru- 
dolf Graf von Bnqnoy und Dieter 
von Branchitseh, Sonderbeauftrag- 
ter der Geschäftsleitung Euro- 
Lloyd. Die Stadt war vertreten 
durch Bürgermeister Heilig Weh 
nwri Joachim Zbamoninma, den 
Chef der Schutzpolizei Bonn. 


Immer mehr Touristen meiden 
das politisch unruhige Sri Lanka 

Empfindliche wirtschaftliche Auswirkungen / Annä herung an Israel stört die Araber 


PETER DIENEMANN, Colombo 

Uditya ist Besitzer eines der vielen 
kleinen Touristen- Hotels an der Son- 
nenküste Sri I«ankas. Von den Unru- 
hen, die seine Heimatmsel seit einem 
Jahr schütteln, spürt er hier nichts. 
Nur über das Fernsehen erfahrt er, 
wenn in der Nordprovinz Terroristen 
Bomben werfen oder Soldaten mit. 
Kanonen Dörfer in Schutt und Asche 
schießen. 

Das Problem der Minderheit der 
Tamilen interessiert ihn, den Singha- 
lesen, kaum . Viel mehr sorgt er sich 
darüber, daß seit Juli vergangenen 
Jahres die meisten seiner 14 Gäste- 
zimmer leerstehen. „Wenn das so wei- 
tergeht mit den T amilen und die Re- 
gierung dem Terror nicht endlich ei- 
nen Riegel vorschiebt, bringt uns das 
bald alle an den Bettelstab“, meint er. 

Wie Uditya dsnlran die meisten der 
elf Millionen Singhalesen über die 
Bewegung der lß Millionen T amil en, 
die flu- eigenes Land fordern. Sie spü- 
ren auch am ehesten die wirtschaftli- 
chen Auswirkungen der Unruhen. 

Zwar sind Sri Tjnlcas Hauptex- 
portgüter, Tee und G ummi, nach wie 
vor auf den Weltmärkten gefragt 
Aber seit einem Jahr kr ankt die Tou- 
rismusbranche, die für Zehntausend e 
von Arbeitsplätzen sorgt und der In- 
sel harte Wahrung bringt auf die sie 
trotz massiver amerikanischer und 
arabischer Wirtschafts- und Entwick- 
lungshilfe nicht verzichten kann 

Eine weitere Devisen-QueEe droht 
jetzt zu versiegen. Oppositionspoliti- 
ker in Colombo erwarten, daß Golf- 
länder m riirkhaltendw bei der Aus- 
stellung von Visa für jene ceylonesi- 
schen Gastarbeiter sein wenden, die 
ihre hart verdienten Dollar nach 
Hause schicken und so zweitgrößter 
„Lieferant“ harter Währung für Sri 
T.snka sind. 

Grund für die Verärgerung arabi- 
scher Lander ist die Ankündigung 
Präsident Junius Richard Jaye worde- 
nes, innerhalb der US-Botschaft in 
Colombo eine israelische Interessen- 


vertretung zu bewilligen. Angeblich 
habe aus diesem Grund der irakische 
Botschafter Sri Lanka bereits verlas- 
sen. Iran werde, so befürchtet die Op- 
position, keinen neuen Botschafter 
entsenden und Saudi-Arabien zögere 
mit der Eröffnung seiner diplomati- 
schen Vertretung in Colombo. 

„Die Interessenvertretung“, so be- 
fürchtet der frühere Außenminister 
und jetzige Oppositionssprecher Lax- 
man Jayakody von der Sri Lanka 



Seit sechs lehre* Präsident Sri 
Lanka«: lofius Jayewardeae 

FOTO: CAMERA PRESS 


Freiheitspartei (SLFP), „wird ein er- 
ster Schritt zur Wiederaufnahme der 
diplomatischen Beziehungen zwi- 
schen Israel und Sri i-anka sein, die 
uns gute und hilfreiche Freunde ver- 
graulen.“ 

Trotz aller Kontroversen und hefti- 
ger Kritik von seiten der Opposition 
über das Tamilen-Problem, die israe- 
lische Vertretung, den Streit zwi- 
schen Colombo und Neu-Delhi sowie 
die proamerikanische Haltung seiner 
Regierung ist Jayewardenes Position 
in Sri Lanka heute stärker als im Jah- 
re 1978, als er als erster exekutiver 
Präsident des Landes seinen Eid ab- 
legte. Seine Gegner geben zwar zu, 
daß Sri T.anka in der Zeit danach 


wirtschaftlich profitiert habe, 
schränken aber ein, daß dies „auf Ko- 
sten der wirtschaftlich schwachen 
Bevölkerungsschicht“ gegangen sei. 

Die SLFP Frau Bandaranaikes, die 
stärkste Oppositionspartei, ist zer- 
stritten und in einen rechten und lin- 
ken Flügel gespalten. Frau Bandara- 
naihe selbst, bis Ende 1986 einiger 
ihrer Bürgerrechte verlustig, ist eben- 
so zur politischen Inaktivität verur- 
teilt wie die Führer der nach den Un- 
ruhen von 1983 verbotenen kommu- 
nistischen JVP-Partei und der stän- 
dig vom Verbot bedrohten sozialisti- 
schen NSSP. 

Ihrem Vorsitzenden, Vasudeva Na- 
naykkara, wirft die Regierung in Co- 
lombo vor, er sei, als verlängerter 
Arm der JVF, maßgeblich an den 
jüngsten Studentenunruhen beteiligt 
gewesen, bei denen es zu blutigen 
Auseinandersetzungen zwischen Ju- 
gendlichen und Polizei mit mehreren 
Todesopfern gekommen war. Die vor- 
nehmlich linksgerichtete Studenten- 
schaft fordert jetzt Anpassung ihrer 
Stipendien an die gestiegenen Le- 
benshaltungskosten sowie soziale Ge- 
rechtigkeit für die Unter- und Mit- 
telschicht Sri Tjnkag 

Mit der Berufung Lalith Athu- 
lathmudalis zum Chef des neu ge- 
schaffenen Sicherheitsministeriums, 
dem Einsatz israelischer Anti-Terror- 
Spezialisten sowie Aufrüstung der 
ceylonesischen Armee und der Poli- 
zei geht Colombo jetzt hart gegen De- 
monstrationen und mutmaßliche Ter- 
roristen-Domizüp im Norden und 
Nord-Osten der Insel vor. 

In der Tamilen-Hochburg Jaffna 
sind Ausgangsperren und scharfe Po- 
lizeikontrollen an jeder Straßenecke 
alltäglich. Der Führer der Tamilen- 
Partei TULF, Amirthalingam, erin- 
nerte er jetzt an Mahatma Gandhis 
Freiheitskampf; er forderte die Tami- 
len zum „Sathyagraha“, den gewaltlo- 
sen Widerstand, auf Bisher allerdings 
ohne Erfolg. 


Rumänien betont 
Gleichberechtigung 
im Militärbündnis 

CARL GUSTAF STRÖHM, Wien 

Die rumänische Armee werde auch 
in Zukunft an keinerlei Manövern au- 
ßerhalb der eigenen Landesgrenzen 
teilnehmen. Außerdem werde Rumä- 
nien keine fremden Soldaten auf sei- 
nem Territorium dulden. Dies erklär- 
te der Generalstabschef der rumäni- 
schen Armee, General Vasfle Milea, in 
einem Interview des jugoslawischen 
Nachrichtenmagazins „Danas“. 

General Milea gab auch zu verste- 
hen, daß Rumänien an keinerlei In- 
terventionen des Warschauer Pakts 
teilgenommen habe und auch in Zu- 
kunft an solchen Aktionen nicht be- 
teiligt sein weide. Zur Mitgliedschaft 
seines Landes im Warschauer Pakt 
sagte der Generalstabschef, dieser 
Vertrag sei ausschließlich zur „Ver- 
teidigung gegen einen imperialisti- 
schen Angriff auf Europa“ geschlos- 
sen worden. Solange die östlichen 
und westlichen Militärbündnisse 
nicht aufgelöst seien, sollte der Pakt 
daher nach rumänischer A uffass ung 
einen „strikt defensiven Charakter“ 
haben. Die Mitgliedschaft Rumä- 
niens im Warschauer Pakt basiere da- 
her auf den Prinzipien der rumäni- 
schen Außenpolitik: nämlich volle 
Gleichberechtigung, strikter Respekt 
vor der nationalen Unabhängigkeit 
und Souveränität, Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten ande- 
rer Länder sowie „weder Anwendung 
noch Androhung von Gewalt“. 

General Milea erklärte: „Ich möch- 
te betonen, daß es in Rumänien zu 
keiner Zeit irgendwelche Atomrake- 
ten gegeben hat“ Rumänien sei ge- 
gen jegliche Kernwaffen. Die takti- 
schen ballistischen Raketen, über die 
die rumänische Armee verfüge, seien 
nur mit konventionellen Sprengköp- 
fen ausgerüstet 

Die jugoslawische Zeitung be- 
merkt dazu, Rumänien habe mit einer 
regulären Armee von 189 000 Mann, 
1400 Panzern und 315 Kampfflugzeu- 
gen sowie „patriotischen Garden“ 
von 900000 Mann die vieltstärkste 
Armee des Warschauer Pakts - nach 
der Sowjetunion, Polen und der 
CSSR. 


Der Südpazifik soll atomwaffenfreie Zone werden 


Von FRANZ SCHMEIDEL 

D as Südpazifik-Foium hat auf sei- 
ner diesjährigen Tagung im 
Kleinstaat Tuvalu Frankreich — wie 
auch schon in den vergangenen Jah- 
ren - einstimmig aufgefordert, seine 
Atombombentests im Mururoa-Atoll 
<*in7nstelten Die von der neuen Re- 
gierung Neuseelands und von Austra- 
lien geforderte Schaffung einer atom- 
waffenfreien Zone im Südpazifik 
fend allgemein Anklang. Auch die 
Debatte um die Unabhängigkeit 
Neukaledoniens von Frankreich 
stand auf der Tagesordnung. 

Ein von den Teilnehmerstaaten an- 
genommener Entwurf Australiens 
verbietet die Produktion, Lagerung 
und Versuche mit Atomwaffen, über- 
läßt aber jedem der 13 Lander des 
Forums die Entscheidung, ob sie 
Kriegsschiffe der Atommächte mit 
atomarer Bewaffnung oder nuklea- 
rem Antrieb ihre Häfen öffnen wollen 
oder nicht 

Als weiteres Ergebnis der informel- 
len Konferenz kann der Wille zur In- 


tensivierung des regionalen Handels 
und gegenseitiger wirtschaftlicher 
und technologischer Unterstützung 
gewertet werden. Australiens Pre- 
mierminister Robert Hawke hat seine 
frühere Äußerung bekräftigt er wer- 
de zur Sicherheit der Südsee-Klein- 
staaten und zur Überwachung ihrer 
200 Seemeilen- Wirtschaftszonen 

sechs Patrouillenboote der australi- 
schen Marine zur Verfügung stellen. 

Australien ist der Seniorpartner im 
Südpazifik-Forum, einem 1971 ge- 
gründeten lockeren Zusammen- 
schluß von 13 Staaten und Territorien 
in der Südsee, deren Ziel die gemein- 
same Lösung anstehender, vor allem 
wirtschaftlicher Probleme, ist ferner 
die gemeinsame Vertretung der süd- 
pazifischen Interessen, insbesondere 
gegenüber den Großmächten. Dem 
Forum gehören neben Australien und 
Neuseeland die von Neuseeland ab- 
hängigen Cook-Inseln und Niue an, 
ferner Nauru, Fidschi, Samoa, Tonga, 
Papua-Neuguinea, Kiribati (früher 
Gilbert- Inseln), Tuvalu (früher Eüice 


Islands), die Salomonen und Vanuatu 
(früher Neue Hebriden). 

Die unter dem Schutz der USA ste- 
henden föderativen Staaten von Mi- 
kronesien haben Beobachterstatus 
beim Süd pazifik-Forum, das als infor- 
melle Gruppe zwar regelmäßige Tref- 
fen abhält, jedoch über keine festen 
Institutionen verfugt oder gemeinsa- 
me Behörden unterhält 

Einen wesentlich höheren Organi- 
sationsgrad weist hingegen die Süd- 
ostasiatische Staatengemeinschaft 
Asean auf (Thailand, Malaysia, Singa- 
pur, Indonesien, die Philippinen, 
Brunei). Obwohl nicht ausdrücklich 
eine Sicherheitsgemeinschaft ent- 
wickelte sich die Asean im Laufe der 
Jahre auch zu einem Forum der mili- 
tärischen Kooperation. Nicht zuletzt 
durch die zeitweise starken Aktivitä- 
ten kommunistischer Guerrilla in den 
Flächenstaaten kam es zu grenzüber- 
schreitenden Kontakten zwischen 
Polizei und Militär, die zu guter und 
enger Kooperation geführt haben. 
Mehrmals im Jahr treffen sich die 


Polizeichefs und Armeekommandeu- 
re zu mehrtägigen Gesprächen. 

Die Asean-Außenminister trafen 
sich im Juli mit ihren Amtskollegen 
aus Australien, Neuseeland, Japan, 
Kanada und den USA. Für die Euro- 
päische Gemeinschaft nahm EG- 
Kommissar Wilhelm Haferkamp und 
der Ire Peter Barry als Vertreter des 
Rates teil Wichtigstes Ergebnis dies 
ser Konferenz war die gegenseitige 
Absichtserklärung aller Teilnehmer, 
in den Bereichen Handel, wirtschaft- 
liche Entwicklung und Technologie- 
Transfer enger zusammenzuarbeiten. 

Immer stärker sind Südostasien 
und der pazifische Raum in den ver- 
gangenen Jahren wirtschaftlich und 
technisch „erwachsen“ geworden. 
Die Konferenzen, die die Südsee- 
Kleinstaaten mit den Schwelle nlän- 
dem Südostasiens, den hochentwik- 
kelten Großanrainern des Pazifik und 
den Industriestaaten Europas indi- 
rekt verbunden haben, sind ein Si- 
gnal für die Zukunft 


Wer sich abhebt, landet früher oder später im British Airways Club. 

Jetzt auch im Berlin-Verkehr. 





British 

airways 

Die Airline 


British Airways Club, die separate Klasse: Mit beschleunigtem Check-in, mehr Freigepäck (30 kg), delikaten Menüs und ausgewählten Getränken nach Wunsch. 




. • \ 

‘ y 


— .j 


SPORT % FERNSEHEN 


DIE WELT - Nr. 202 - Mittwoch, 29. August X984 


TENNIS / Preisgeld-Weltrekord bei den Internationalen Offenen Meisterschaften der USA 

Zwischen Fluglärm, Pfiffen und dem Knallen der 
Sektkorken werden 7,4 Millionen Mark ausgespielt 


H. J. POHMANN, Bona 

Na bitte, da haben es die an Super- 
lative gewöhnten Amerikaner also 
wieder geschafft Zuerst warteten die 
Organisatoren der International«! 
Tennis-Meisterschaften der USA die 
Preisgeld-Entwicklung der Grand- 
Slam-Tumiere in Paris und Wimble- 
don ab, dann schlugen sie zu. Heraus- 
gekommen ist wie in jedem Jahr, ein 
neuer Preisgeld-Weltrekord. Seit ge- 
stern Nacht (MESZ) geht es in New 
York um 2 557 667 Dollar (rund 7,4 
Millionen Mark), die für alle Konkur- 
renzen ausgeschüttet werden. Diese 
Gesamtsumme ergibt im Vergleich 
zum Voijahr eine Steigerung um 27,8 
Prozent 

Um bei Rekorden zu bleiben: Kein 
Wunder, daß auch der Sieger im Her- 
ren-Einzel mit 160000 Dollar die 
höchste Siegprämie aller Zeiten für 
eine Einzelkonkurrenz kassiert All 
dies sind S ummen an die 1968 bei 
den ersten für Amateure und Profis 
offenen US-Meisterschaften, zu die- 
ser Zeit noch im vornehmen New 
Yorker Vorort Forest Hüls, selbst ein 
Arthur Ashe, damals der Sieger, noch 
nicht gedacht hat 

97 294 Zuschauer passierten 1968 
die Tore des exklusiven West-Side- 
-Tennisclubs, als Damen und Herren 
um die für damalige Verhältnisse sen- 
sationellen 100 000 Dollar Preisgeld 
auf den „schlechtesten Rasenplätzen 
der Welt“ (Ashe) kämpften. Aber da- 
für herrschte noch eine exklusive At- 
mosphäre, und das amerikanische 
Magazin „World Tennis“ erkannte 
mit einem Seitenhieb auf Wimble- 
don: „Es fehlt nur noch unsere Herzo- 
gin von Kent, um mit Wimbledon auf 
einer Stufe zu stehen.“ Versuche, den 
Titelkämpfen auch Glanz durch poli- 
tische Prominenz zu verleihen, gab es 
schon 1955. Sie endeten im West-Si- 
de-Tennisdub peinlich. Bei der Sie- 
gerehrung übergab der damalige US- 


ACH RICHTEN 


Schwedisches Finale 

Cincinnati (sid) - Der 19 Jahre alte 
Mats Wüander gewann das Finale des 
Tennis-Turniers von Cincinnati/Ohio 
(300 000 Dollar Preisgeld) gegeq sei- 
nen schwedischen Landsmann An- 
ders Jairyd mit 7:6, 6:3. 

China spielt Golf 

Peking (sid) - In China wird der 
erste Golfplatz eröffnet Der 18- 
Loch-Kurs, 50 Hektar groß, liegt bei 
der Stadt Zhongshan in der Provinz 
Guandong. Der Platz, der umgerech- 
net 430 000 Mark gekostet hat, wurde 
von zwei in Hongkong lebenden Chi- 
nesen finanziert. 

Samaranch in Seoul 

Seoul (sid) - Mit einem iutematior 
nahm Leichtathletik-Sportfest wird 
am 29. September in Seoul das Olym- 
piastadion von 1988 eröShet IOC- 
Präsident Antonio Samaranch ist Eh- 
rengast Erwartet werden auch Athle- 
ten aus der Sowjetunion. Südkorea 
und die UdSSR unterhalten keine di- 
plomatischen Beziehungen zueinan- 
der. 

Der Kanzler gratuliert 

Bonn (dpa) - Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl hat Nationaltorwart Harald 
Schumacher (1. FC Köln) zur Wahl 
zum „Fußballer des Jahres“ gratu- 
liert: „Diese Ehrung würdigt Ihren 
vorbildlichen Einsatz und die heraus- 
ragenden Leistungen in Ihrer Ver- 
eins- und der deutschen National- 
mannschaft“ 

Geld für Südafrika 

Johannesburg (dpa) - Eine süd- 
afrikanische Hotelkette hat 22 Millio- 
nen Mark zur Sicherung des Großen 
Preises von Südafrika in der Formel 1 
bereitgestellt In den letzten Jahren 
war der WM-Lauf von Kyalami in der 
Nähe von Johannesburg immer wie- 
der gefährdet 

Zwei 1:3-Niederlagen 

Clermont-Ferrand (sid) - Die Ju- 
nioren (gegen Italien) und Juniorin- 
nen (gegen die „DDR“) der Bundesre- 
publik Deutschland unterlagen bei 
den VoUeybaH-Europameisterschaf- 
ten jeweils 1:3. Die Juniorinnen spie- 
len damit nur noch um die Plätze 

sechs bis zwölf. 


ZAHLEN 


FUSSBAU 

Englische Meisterschaft, 2. Spieltag: 
Chclsea - Sunderland 1:0. Liverpool - 
West Ham 3:0, Newcastle - Sheffield 
2:1, Tottenham - Lcleester 2:2. - 
Freundschaftsspiel: Eintracht Frank- 
furt - Jokerit Helsinki 4:4. 

WASSERBAU 

Junioren- Europameisterschaft auf 

Teneriffa, Gruppe A: Deutschland - 
Niederlande 10:8. England -Schweden 
6:6 (Deutschland für die Finalrunde 
qualifiziert, erster Gegner ist Spa- 
nien). 

GEWINNQUOTEN 

Lotto: I: 686 729,10 Mark, 2: 83 239,80. 
3: 5179,60, 4: 82,80, 5: 7,20. - Toto, Elfer- 
wette: 1: 8376^0, 2: 305,10, 3: 32,00. - 6 
aus 45: 1: unbesetzt, 2: 29719,50, 3: 
12 158,00, 4; 149,20, 5:12,10. -Rennquitt- 
tett, Rennen A: 1: 1907,10, 2: 226,50.- 
Rennen B: 1: 189,10, 2: 24,50. - Kombi- 
na Lionsgewinn: unbesetzt, Jackpot 
401 251,00 Mark. (ohne Gewähr) 


Vizepräsident Richard Nixon den 
Pokal an Tony Trabert mit dem Wor- 
ten: „Die Leute sogen mir immer, 
Tennis ist ein Sport für Homosexuel- 
le.“ 

1978 schafften die Amerikaner 
dank der Arbeit der United States 
Tennis Association endgültig den 
Sprung n ap h vorne. Tennis wurde 
durch ständige Fernsehüberbagun- 
gen nicht nur Publikums-, sondern 
Volkssport. Im Stadt teil Queens 
stampfte Architekt David Kenneth 
Specter auf dem Gelände der Welt- 
ausstellung von 1964 im Fhishing- 
Meadow-Park eine neue Tennisanla- 
ge aus dem Boden. Schönheit war 
nicht gefragt, Beton erhielt den Zu- 
schlag, Zweckmäßigkeit war Trum pL 
Mittelpunkt der Anlage ist der Center 


Court, das Louis- Armstrong-Stadion 
mit seinen 20 009 Sitzplätzen. Ein Zu- 
schauer, der die letzte der 116 Stufen 
erklimmt, ist exakt 80 Meter Luftlinie 
vom Geschehen auf dem schneiten 
„Decoturf-Befag entfernt Er hat 
gleichzeitig einen herrlichen Blick 
auf den naheliegenden La-Guardia- 
Flughafen. Eine Aussicht, die die 
Spieler eher verabscheuen. Steht der 
Wind schlecht, schweben die Jets di- 
rekt über dem Center Court ein. Doch 
diese Tatsache müssen die mit emp- 
findlichen und Nerven ausge- 
statteten Profis fast klaglos akzeptie- 
ren. 

Denn in flushing Meadow be- 
herrscht ohnehin das New Yorker Pu- 
blikum die Szene. Und das schert 
■rieh einen Dreck um irgendwelche 


8K.. ' > Stars in 

m großer 
Abendrobe 





So sieht sie die 
Öffentlichkeit 
seiten: Martina 
Navratlfova 
(links) und Chris 
Evert- Lloyd, 
die beiden 
besten 
Spielerinnen 
der Weit, in 
großer 
Abendrobe. 

Am Vorabend 
der 

amerikanischen 
Meisterschaften 
zeigten sie sich 
derart elegant 
bei einem 
Bankett der 
Womens's Tennis 
Association in 
New York. 


FOTO: AP 


FUSSBALL / Ein Pferd als Prämie für Fischer 

Beckenbauers Plan: Mit 
Ditmar Jakobs als Libero 


dpa, Hamburg 

Auf seine alten Profi-Tage rückt 
Ditmar Jakobs noch «nmal ins Ram- 
penlicht Erst wurde der Abwehrspie- 
ler beim Hamburger SV zum neuen 
Kapitän gemacht dann erfuhr er, Haft 
er für Franz Beckenbauer, den neuen 
Chef der Fußball-Nationalmann- 
schaft, der Wunsch-Libero ist Zuver- 
lässig genannt muß aber noch zum 
Ja überredet werden. Der Abwehr- 
spieler, der gestern seinen 31. Ge- 
burtstag feierte, verkörpert für Bek- 
kenbauer die zur Zeit bestmögliche 
Lösung für das Problem des letzten 
Mannes in der Nationalmannschaft, 
das nach dem Rücktritt Beckenbau- 
ers nie so richtig in den Griff bekom- 
men wurde. Der Hamburger wäre der 

16. Erbe des Kaisers auf dem Thron 
des Liberos. 

Das Bundesliga-Schlagerspiel des 
Hamburger SV gegen Borussia Mön- 
chengladbach (heute 20.00 Uhr) ist 
deshalb im doppelten Sinn kein Spiel 
wie jedes andere. Tribünengast Bek- 
kenbauer interessiert sich einmal für 
die Form der ehemaligen National- 
spieler Felix Magath und Manfred 
Kaltz, deren Comeback gefordert 
wird. Aber er beobachtet auch die 
Gladbacher Talente Uwe Rahn und 
Frontzeck. Hamburg ist die letzte Sta- 
tion seiner Tournee durch die Sta- 
dien, bevor er am Freitag ein erstes, 
22 Spieler umfassendes Aufgebot für 
das Länderspiel am 12. September in 
Düsseldorf gegen Argentinien be- 
nennen wird. Fest steht, daß Becken- 
bauer dabei einen deutlichen Schnitt 
vornehmen wird. 

Jakobs, beim HSV als vorbildlicher 
Profi geschätzt, hatte seine Ambitio- 
nen, in der Nationalelf zu spielen, 
während der Derwall-Ära ähnlich wie 
Magath und Kaltz bereits aufgegeben. 
Beckenbauer kündigte für diese Wo- 
che geheimnisvoll ein Gespräch mit 
einem Mann an, der sich an der Seite 


von Karlheinz Förster im Abwehraen- 
trum vorstellen sofl. Kein Zweifel, 
HaS dies Jakobs ist. Beckenbauer hat- 
te bei ihm bereits vor Wochen im 
HSV-Tnriningslager nachgefragt. „Im 
Moment hat sich an meinem Ent- 
schluß nichts geändert“, sagt Jakobs. 
Gesprächsbereit aber ist er. 

Der Kölner Strack gilt dagegen bei 
Beckenbauer na*rh seiner Verletzung 
als unsicherer Kandidat , und Stielike 
spielt offenbar in den Planungen 
nach Schusters Rückzieher aTkmfalls 
für das Mittelfeld eine Rolle. Aller- 
dings dürfte der G l ad b acher Bruns 
neben Jakobs noch ein Libero-Kandi- 
dat sein. 

Mit da* Rückkehr von Schalke 04 
in die Bundesliga leben auch wieder 

die kleinen knrinspn d ayhip^tm um 

den Verein auf Vor dem Spiel gegen 
den Nachbarn VfL Bochum (20.00 
Uhr) geht es um eine Wette. Der ehe- 
malige Schalter Mannschaftsbe- 
treuer Charly Neumann, der seinen 
Klub lange Jahre tränenreich beglei- 
tete, ehe er ausscheiden mußte, hätte 
wohl lieber seinen alten Kumpel 
Klaus Fischer in der Mannschaft ge- 
sehen als Dieter Schatzschneider. 

Neumann also versprach dem 
Neu-Bochumer und Pferdefreund Fi- 
scher einen Traber, „einen guten 
Jährling, der mindestens 20 000 Mark 
kostet“, als Prämie, wenn er mehr 
Saisontreffer erzielt als Schatzschnei- 
der. Außerdem soll Neumann bereits 
mehr als 10 000 Marie darauf verwet- 
tet haben, daß Fischer seine Ankün- 
digung wahrmacht: marriy mphr 

Tore als Schatzschneider.* 

Heute spielen: Waldhof Mannheim 
- 1. FC Kaiserslautern (1830), Ham- 
burger SV - Borussia MnTvhanglad. 
bach, Bayern München - Werder Bre- 
men, Fortuna Düsseldorf - Karlsru- 
her SC, Schalke 04 - VfL Bochum 
(alle 20.00). 


gPTUfihim Gemüter. Da wird gebuht, 
ge pfiffen und geklascht, wann immer 
es ysift Selbst ln dar vorndunen 
Log«! geht es hoch her, auch in ihnen 
wird keine Rücksicht genommen — 
auch wenn es dort nur die Senken der 
Champagner-Flaschen ans den mitge- 
brachten Picknick-Taschen sind, die 
im spannendsten Ballwechsel oder 
beim Aufschlag knallen. Der Ameri- 
kaner Vitas Gerulaitis sagt „Das ist 
Hao Tuniief mit der meisten 'Hektik 
und dem größten Chaos in einer einzi- 
gen Orgie von Dreck und Lärm. 0 
gam Wunder, daß dahei auch die 245 
Schiedsrichter im Mittelpunkt der 
Kritik stehen. Für 50 Dollar am Tag, 
der Erstattung des halben Flugprei- 
ses zu ihrem Heimatort und ein Essen 

am Hinterausgang des Stadions sind 
sie alle bei vermeintlichen Fehlent- 
scheidungen Opfer der Fans - und 
der Stars selbstverständlich. 

Als John McEnroe im Vorjahr früh- 
zeitig gegen Bill Scanion unterlag, 
provozierteer einen I .fnumriöhteT mit 
den Worten: „Was so einer wie du für 
ofnAn Grund hat, hier auf den Stuhl 
zu sitzen, ist mir völlig schl&erhait.“ 
Auf weitere Bemerkungen aus dem 
Vulgärbereich muß hier verachtet 
werden. Aber gerade wegen McThroe 
- er ist ein New Yorker- werden die 
Zuschauer in diesem Jahr wieder 
na/»ti Fluch big Meadow strömen. Im 
Vorjahr kamen 427313 Zuschauer 
(Weltrekord), in diesem Jahr wird ei- 
ne erneute Steigerung erwartet 
McEnroe, Titelverteidiger Jimmy 
Connors und der Tschechostowake 
Ivan Lendl sind auch diesmal die Fa- 
voriten. Eine Tatsache, die nur die 
Hoffhung kennen läßt daß endlich 
einmal neue Gesichter in der absolu- 
ten Spitze auftauchen. Ein Wunsch, 
der bei den Damen wegen der Klasse 
von Ma rtina Navratüova und Chris 
Evert-Lloyd noch schwerer zu erfül- 
len sein wird. 


GALOPP /Iffezheim 

Ämterhäufung 
bei den Züchtern 
und Besitzern 

K. GÖNTZSCHE, Baden-Baden 

Dort, wo 1981 der olympische Kon- 
greß stattfand, wo sich alljährlich Or- 
thopäden, Ärzte und Zeitungsgroß- 
händler treffen, berieten die organi- 
sierten Besitzer und Züchter des 
deutschen Galopp-Rennsports über 
die Zukunft ihres in letzter Zeit im- 
mer krisenanfälligeren Hobbys. Aber 
was die 90 Damen und Horen im 
Kongreßhaus von Baden-Baien der 
Öffentlichkeit boten, war größtenteils 
peinlich. Niemand aus dem Vorstand 
war mit den einfachsten Regularien 
zur Abwicklung einer Vorstandswahl 
vertraut Landwirt Kurd von Lenthe 
aus Hannover übernahm dann erneut 
den Vorsitz, der Vorstand wurde in 
einem erschreckenden Maße vergrö- 
ßert, konstruktives Arbeiten scheint 
kaum noch möglich. Während der 
Versammlung wurde bekannt, daß 
der Hannoveraner Remwereinspräsi- 
dent Haus von Kardorff im Alter von 
68 Jahren verstorben ist Da Besitzer 
und Vereinspräsident von Lenthe in 
Hannover Vizepräsident ist, wird er 
möglicherweise schon bald die Präsi- 
dentschaft bei den Besitzern wieder 
niederlegen. Die Ämterhäufung der 
Mehrzahl der Vorstandsmitglieder ist 
ein Grundsatzproblem des Renn- 
sports, das seit Jahren unlösbar 
scheint 

Baden-Badens Rennvereinspräsi- 
dent Fürst Oettingen nahm wieder 
einmal kein Blatt vor den Mund: 
„Nur aus Profüneurose Rennen über 
die Bühne zerren verschreckt die Be- 
sucher und fuhrt zu einem finanziel- 
len Fiasko.“ Der Iffezheimer T rainer 
Wilfried Schütz bezeichnet© die Be- 
sitzervereinigung als „Frikadellen- 
Förderungsverem“, weil sie die Un- 
terstützung von Renntagen mit 
schlechten Pferden befürwortete. 
Zum Kassenprüfer wählten die Besit- 
zer dann den Kölner Komiker Sascha 
Retz. Der stellte fest „Unser Image 
muß verbessert werden.“ 


stand • Punkt / Wer legt hier wen aufs Kreuz? 


D ie Sache hat ihn - das ist akten- 
kundig beim Verband - schon 
mal 100 000 bis 150 000 Mark geko- 
stet Soviel wollte eine Firma für eine 
fünfjährige Werbekampagne mit 
dem deutschen Ringer-Olympiasie- 
ger Pasquale Pasarelli zahlen. Als die 
Direktoren jedoch in der Zeitung la- 
sen, Pasarelli plane im November in 
Rü MrfrfehwTn pinp Art Catchkampf 
gegen den Profi-Boxer Rehe Weller, 
winkten sie erschrocken ab- Der 
Olympiasieger schien ihnen für eine 
Werbekampagne mit ihren Produk- 
ten nicht mehr seriös genug. Pasarel- 
li zur WELT: „Das ist ja alles der 
belle Wahnsinn. Ich habe zu diesem 
Kampf überhaupt nicht meine Zu- 
stimmung gegeben. Ich kenne weder 
Herrn Weller noch den Münchner 
Box-Promoter Ottmar Graf; der das 
veranstalten soll Keiner von baden 
hat jemals mit mir gesprochen, ge- 
schweige denn verhandelt“ 

Wie denn die Nachricht vom 


Catchkampf Pasarelli gegen Weller 
trotzdem in die Zeitungen gekom- 
men sei? Die Reporter eines Boule- 
vardblattes hätten ihn gefragt, ob er 
sich zutraue, gegen Weller an- 
zutreten. Da habe er geantwortet- 
„Ich habe doch keine Angst vor ei- 
nem Boxer.“ 

Diese Nachricht wiederum hat 
Weller veranlaßt, die Redaktion des 
Blattes »Twnmfpn Weller zur WELT: 
„Ich habe denen gesagt, ich mache 
das. Ich trete gegen Pasarepi an. Da- 
nach haben sich bei mir zwei Veran- 
stalter gemeldet Es tut mir leid, daß 
Pasarelli dadurch in Schwierigkeiten 
gekommen ist, aber ich habe das 
Ding nicht angeleiert“ 

Ein 150 OOO-Mark-Mißverständnis 
also, bei dem der Ringer offensicht- 
lich aufs Kreuz gelegt wurde. Dom 
Pasarelli hat nicht die geringste Ab- 
richt gegen Weller in einem Scbau- 
kampf anzutreten, noch ni cht einmal 
für Wohttätigkeitszwecke. Er hat 


vom Wellerschen Umfeld der halb- 
seidenen Halbweh gehört, und des- 
halb sagt en „Ich bin doch nicht ver- 
rückt geworden und mache mir mei- 
nen guten Namen kaputt Ich bin in 
Nürnberg, wo ich ringe, sehr ange- 
sehen. Ich bin Generalagent der 
Nürnberger Versicherung, da kann 
ich es mir ninht lö s ten, Ttwrne n Kim. 
denkreis zu verprellen. Ich kann es 
mir auch nicht leisten, meine Verbin- 
dung zu dem SportartikelhersteHer 
Puma aufs Spiel zu setzen, und ich 
will auch nicht mein gutes Verhält- 
nis zum Deutschen Ringer-Bund 
strapazieren. Das wäre doch ein ein- 
ziger Brotverlust“ 

Im Gespräch mit der WELT sagt er 
auch: „Ich will Amateur bleiben, ich 
will waterringen, ich wül und ich 
werde nichts riskieren. Man kann 
ridi auf mich verlassen." Was bleibt 
ist ein Mißverständnis und ein Olym- 
piasieger, der künftig wohl schweig- 
samer sein wird. KLAUS BLUMS! 


Hörfunk-Hits (6): Ein Forum für den Bürger- „Hallo Ü-Wagen“ vom WDR 

Beim Sex hört der Spaß auf 


D onnerstag morgen, 9.20 Uhr. 

Hundert tausende von Radiohö- 
rem habe! WDR 2 eingeschaltet; wer 
die Gelegenheit hat, taucht höchst- 
persönlich vor der „Yiotetta“ au£ um 
mitzohören oder auch mitzudiskutie- 
ren, was gerade Sache ist Violette ist 
der berühmteste Ü-Wagen beim West- 
deutschen Rundfunk, und auf seiner 
Tribüne agiert allwöchentlich Car- 
men Thomas mit ihrer Sendung „Hal- 
lo Ü-Wagen“ - mit diesem Ruf nimmt 
der Sender Kontakt zur Außenüber- 
tragungsstelle vor Ort au£ 

Vor Ort das ist mal ein Finanzamt, 
mal eine Werkskantine, eine Bahn- 
hofemission oder ein Schlachthof 
Der Ü-Wagen fehlt ins wohlhabende 
Düsseldorf wenn das Thema lautet 

„Armut -Ohne Moos los"; ins 
krisengeschüttelte Dortmund, wenn 
es um „Arbeitslosigkeit“ geht; a 
steht im fl riwwkwhww S tadt teil 
Schalke, wenn die Frage „Woher 
kommt das Fußbailfieber?" disku- 
tiert wird, und beziehungsreich in 
Burg, wenn es in „Die da oben" um 
d<*n „kleinen Mann“ geht. 

Kein Thema ist für den „Ü-Wagen“ 

«yi ahsprtig l riaR r*s nteht ging Sfmriung 

wert wäre, nichts so kurios, daß es 
nicht doch noch einige Interessierte 
anloefan würde. Über Begenwünner 
und Schnecken wurde gesprochen, 
selbst der vielbelächelte K«mww»>u»n. 

yiirhtg r ramn gab eine Smdnng ah , 

und über Zensuren, Bedürfnisan- 
stalten, Werbung, Huq- 

dekot, Freßsucht und Kreditvermitt- 
ler knunfwi «ich die Burger 
schon ihren Ärger bei Carmen Tho- 
mas von der Seele reden. 

Hoch ha gmg’s hriin Gespräch 
übers „Nacktsein" mul die „Sexual- 
aufldämng“, als die Volksserie be- 
denklich in Wallung Schmun- 

zelnd erinnert sich Carmen Thomas, 
die die Sendung seit Dezember 1974 
leitet, an die Protestbriefe, die ihr 
nach da* „Nackt“ -Sendung im Okto- 
ber 1978 geschrieben wurden. 
„Wenn’s um Sexualität ging , war die 
Reaktion immer besondere heftig“, 
erzählt sie. Das hat rie jedoch nie 
davon abgehalten, das Thema in vie- 
len Facetten ahzuhancMn, von der 
ersten liebe und über die Zärtlich- 
keit bis hm zur Homosexualität 
Ursprünglich eine Mixtur aus 
Schlagerwünschen und Grußbot- 
schaften an Verwandte und Freunde, 
ist dm- „Ü-Wagen“ heute eine Sen- 
dung, die auf lmtprfafeamp Weise 


hautnahe Airthgntmt ät anstrebt, sich 

niemals bei den Hörem anbiedert, 
sondern ihnen oft sogar mit ausge- 
sprochen kuriosen, scheinbar abge- 
legenen 'Diemen auf den Leib rückt 

Carmen Thomas: „Gerade Rund- 
funk und Fernsehen haben die Chan- 
ce, die zu erreichen, bei denen Ver- 
säumtes Eftwnhw»«, Schule und 
sozialer und politischer Umwelt 
nachgeholt werden kann. Und zwar 
nicht belehrend, sondern fast beiläu- 
fig.“ So stritt es in ihrem jüngst av 
schienenen Buch, das den Titel „Hal- 
lo Ü-Wagen“ trägt und in dem rie 
zurückblickt auf viele erfolgreiche 
Folgen einer Sendung, die am 6. De- 
zember 1984 zehnjähriges Jubiläum 
feiert. 

Ru Konzept hat sich bewährt: Das 
jeweilige Thema wird von einm oder 
mehreren Zuhörern vorgeschlagen, 
auf seine Verwendungsfähigkeit ab- 
' geklo pft - und erst einmal in einen 
Karteikasten gesteckt 1200 Themen 
hahAn Carmen Thomas tmri ihr Re- 
daktionsteam noch vor sich. Da ver- 
gehen manohTnal zwei Jahre, bis ein 
Vorschlag realisiert werden kann. 
Der Nachteil dieses Verfahrens liegt 
auf der Hand: Die Spontaneität beim 

Verschlagenden ist vorbei; auch der 
Ärger oder die Empörung; aus derdie 
Programmidee entstanden sein mag, 
ist langst verflogen 

Carm en Thomas ist rieh solcher 
Schwachpunkte im Konzept bewußt 
Deshalb ist der Ü-Wagen für sie noch 
lange i»"* vollkommene Sendung, 
sondern stets verbesserungsfahig. 
„Über die Situation der Einlader- so 
wwinm wir die Hörer, die das Thema 
vorgeschlagen haben - machen wir 
uns viele Gedanken. Wenn wir rie 

armifrn und ihnen ap n, daß ihr Vor- 
a»li1ag in iii>n nächsf w Monaten zur 
Sendung kommt, kriegen rie oft Lam- 
penfieber, «"Hafen schlecht und sind 
finchtbar nervös, weil sie im Rund- 
funk ja ringn guten Eindruck hinter- 
lassen wollen.“ 

Das Gefühl, „versagt“ zu haben, 
läßt die Moderatorin bei ihren Gästen 
jedoch nicht aufkommen. Mt viel 
lÜTiffil>lim [^v prm ngpn hilft rie den 
Leuten üb» die Nervosität hinweg, 
springt rin, wenn sie melkt, daß rie 
_ häng en“, läßt ihnen andererseits 
aber auch sehr viel Zeit, wenn rie 
spürt, daß ihr Gesprachspaiter nur 
Zeit ™m Nach denken braucht 

Här ter geht sie da schon mit den 
Experten ins Gericht, die zu jeder 


Sendung , «ingeladen weiden. Ihnen 
gegenüber legt Frau Thomas erfri- 
schend wenig Respekt an den Tag, 
sehr zur Freude des Pu bl ikums, zu 
dessen F ür sprecher sie rieh macht 
tyn ^fachmännischen" Redeschwall, 
oftmals durchsetzt mit unverständli- 
chen Fremdwörtern und abstraktem 
Fach-Chinesisch, unterbricht rie so 
lang» und so hartnäckig, bis auch für 
den weniger Geschulten hn Publi- 
kum klar ist, „was der eigentlich 
meint“. 

Als Moderatorin ihrer Sendung ^ 
sollte rie neutral bleiben. Dennoch r 
merkt der Zuhörer vor Ort und am 
Radio schon, welche Memucg ihr die 
sympathischere ist, egal, welches 
Thema 2 ur Debatte steht Non, das ist 
ihr gutes Recht; Kommentatoren al- 
ler Couleurs nehmen es für sich in 
Anspruch. Aber das trifft dann bis- 
weilen auch arglose Besucher, die 
rieh unversehens und vielteicht nicht 
ganz &ir an die Wand gedrängt sehen. 
Nicht ohne Süffisanz stellte sie bei- 
spielsweise im Dezember 1982 in ei- 
ner Sendung über Edelsteine fest, 
daß eine Zuhörerm, die nach eigenen 
Aussagen „etwas Wertvolles“ dem 
Modetalmi vorzieht, hier vor Ort nicht 
zwischen echtem und falschem 
Schmuck unterscheiden konnte. Zn 
sdchen Situationen wünscht man 
dem Interviewpartner dann ein eben- 
so flinkes Mundwerk, wie es steh Car- 
men Thomas im Lauf der Jahre an- 
trainiert hat 

Der wöchentliche Sendetermin be- 
deutet für die Ü-Wagen-Redaktion 
beträchtlichen Arbeitsaufwand und 
Dauerstreß. Informationen über ein 
Thema müssen angelesen und verar- 
beitet, gegensätzliche Standpunkte 
miteinander verglichen werden. Die- 
sen Wissensvorsprung darf die Mode- 
ratorin jedoch nicht ausspielen, darf 
nicht informierter erscheinen als die 
Hörer, die sich zu Wort melden. 

Hat sie schon mal daran gedacht, 
fffeh die Aufgabe mit »in»m anderen 
Moderator zu teilen? „Nein- Es hat 
sehr lange gedauert, bis ich die Bezie- 
hung wim Publikum aufbauen konn- 
te, die ich heute habe. Jetzt bin ich für 
die Leute eine alte Bekannte, sie mö- 
gen mich, oder sie mögen mich nicht 
Auf jeden Ebü wissen sie, woran sie v 
mit mir sind. Diese Verläßlichkeit 
bringt ein Stück Qualität zustande. 
Und das ist äußerst wichtig für das 
Gelingen der Sendung.“ 

RAINER NOLDEN 


KRITIK 


Düstere Zeiten 
für „Refuseniks“ 

D eutlich in Richtung »Anpas- 
sung* 1 überwogen die Zahlenan- 
gaben und vermittelten E i nd rüc ke im 
Füm Anpassen oder Auswandem? 
des Moriauer ARD-Korresponden- 
ten Peter Bauer zur Lage der Juden in 
der Sowjetunion. Dies mag dem wah- 
ren Zahlenverhältnis durchaus ent- 
sprechen; gleichwohl wurde der Be- 
richt dem komplexen Problem nicht 
hinreichend gerecht 
Zwar ging der Film auf die Jle- 
fuseniks“ ein (Juden, denen die 


Ausreise nach Israel verweigert wird) 
nnrf anT date häufige Auseinanderidaf- 
fen von Propaganda und Realität Un- 
erwähnt falteben jedoch die monströ- 
sen Haftstrafen für jüdische Ausreise- 
protagonisten wie Schtscharanskfj 
oder Begun. 

Kein Wort über die Diskriminie- 
rung jüdischer Wissenschaftler und 
Schriftsteller, die häufig nicht unter 
dem eigenen (jüdischen) Namen pu- 
blizieren dürfen. Keine ausreichende 
Erwähnung schließlich der massiven 
antiriontstischen Propaganda in 
Form offizieller Publikationen, die oft 
nichts anderes als spärlich verhüllte 
antisemitische Pamphlete sind. 


Feststellungen von der Art daß es 
vor 1917 in Rußland 11 000 Synago- 
gen und Bethäuser gegeben habe, 
heute jedoch nur mehr ca. 100 - „für 
mehr besteht kein Bedarf“ verdeut- 
lichen, bei aller Bemühtbeit um Ob- 
jektivität, den überwiegend auf offi- 
ziellen Informationen basierenden 
Tenor des Berichts. Anpassen oder ^ 
auswandem- diese Alternative hat es 
(mit Ausnahme der 70er Jahre) stets 
nur für einen verschwindend gerin- 
gen Teil der sowjetischen Juden ge- 
geben. Heute ist die jüdische Emigra- 
tion infolge einer restriktiven Politik 
fest ganz zum Erliegen gekommen. 

CORNELIA GERSTENMAIER 
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Ene AHtagsdiemäcaße auf dem 
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Formaldehyd ist ins Gerede ge- 
kommen. Daß die Chemikalie, die 
In vielen hundert Produkten des 
täglichen Lebens enthalten ist, die 
Gesundheit des'Menschen beein- 
trächtigen und z. B. Allergien be- 
wirken kann, ist seit langem be- 
kannt. EXe neue Kontroverse ent- 
zündet sich an der Frage: ist Form- 
aldehyd krebsenegend oder 
nicht? Tierversuche in den USA ha- 
ben auf die Krebsgefährdung hin- 
gewiesen, Gutachten der Tn Berlin 
ansässigen Behörden Umwett- 
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Die Seifenprinzessin 
Mit seinem Charme versucht der 
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zu kommen. 

IMS he w je— rat 

wlteaB chriillB - 7 aes 5» 

Spiel 77 

22.19 Weisheit aes dam Osten? 

Letzter Teil: Der Ruf des Derwisch 
UM Sport aktaeti 

Internationales Leichtathletik- 
Sportfest 

Aufzeichnung aus Koblenz 
FiÄbdl-BundesBga 
Berichte vom 2. SeMtaa - 

ILIO 


WEST 

17JM 

119) Prete e hn ad B eekes 
Nietzsche heute 
1B5D SesoentraSe 
19M Aktuelle Stande 

NORD/HESSEN 

Gecaein&chafLsprogramm: 

IMB SesoBHtrafle 

f OJO Aes der Kkusetteteciste 
Mt BeeToipis 
IfjBB Pie leea hs ue a e 

Von Gerd Kdirat 

WEST/NORD/HESSEN 

Gemeinachaftsprogrammz 

20*9 Tagesschau 

20.15 Mi t t w ochs he IIL 
Uve aus Eupen 

Pra ff e hef—l s der «W e schelmte 

► Rbn van Joachim Detmhardt 
wh Hee fatale FaeiHs 

Französischer Spielfilm (1953) 
Regie: Jacques Becker 
(Onginalfassung mit deutschen 
Untertiteln) 

0.19 totale N o c hdchte e 
SÜDWEST 

iVar für Baden-Württemberg: 

19j 0Q Abeadsdme 

Nor für Rheinland-Pfalz: 

n-oo Ahewdschts» 

Nur Ahr das Saarland: 

f MB loor S regional 

Goneinschaftsprogman: 

19.25 Nachrichten 
19 J0 4S Heber (4) 

M,1S rieich dto PP« 

Rund um Oberhof 

* JO Das gübenw Netz 

Amerikanischer ThriBer (1954) 
Regte: Jade Arnold 

2138 Pie IrtenWjoeqle (4) 

Letzte Folge 

Das Ende einer Epoche (1W5- 
1956) 

2U5 Nachrichten 

BAYERN 

18 .« BOdetbage« der Abeedschaa 
1141 tendiLhun 
1940 E» ist gngerirtmt m 
19 M Christians Wandefeetd 
3MB &r Men ntf eine Seele 

- « A Sr ,6fannklln g 

,3hjbSw5!53u 

nS ygy feesi+wtedlg fca H 

22 J 0 L^d hinter Neuem 

«e es ? WTT ? q 7 dn trotziges Experiment 





efJi 


X' 


"m — 5 


d 




/v 








FREUNDLICH & KOMPATIBEL 



DER NEUE PERSONAL COMPUTER 

VOM GRÖSSTEN 

EUROPÄISCHEN COMPUTER-HERSTELLER. 


In dem neuen Olivetti Personal Computer M24 steckt 
die Erfahrung des größten europäischen Computer-Her- 
stellers: all das Wissen, das Täg für Tag durch den Kon- 
takt mit Unternehmen und Computerspezialisten in ganz 
Europa erworben wird - seit es Computer gibt Und wenn 
wir Lösungen erarbeiten, berücksichtigen wir von vorn- 
herein Ihre Bedürfnisse, Ihre Arbeitsgewohnheiten und 
Ihre Vorstellungen. 

Die Personal Computer von Olivetti sind selbstverständ- 
lich hardware- und softwarekompatibel zum intematio- 




nalen Industriestandard Aber sehr viel leistungsfähiger in di 
Verarbeitung von Text Daten und Grafik. Und dabei so 
ausbaufähig, daß sie immer soviel Kapazität bereit- 
stellen, wie Sie gerade brauchen. Die Olivetti y 
Personal Computer wachsen Schritt für / 

Schritt mit Ihrem Bedarf - bis zu einem / 

lokalen Netz - wenn Sie es wünschen. 


Die Personal Computer von 
Olivetti: Made in Europe. 


Die Alternative. 
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Kabeiprojekt: 
Millionen in 
Kasse der Post 

• Fomctnmfl von Solle 1 

verringern. Da die Post nicht mit dexa 
Einzelkunden abrechne, sondern mit 
ihrem Vertragspartner, übernehme 
dieser ein unternehmerisches Risiko. 
Bis Ende 1985 sei der Anschluß von 
einer Million Wohneinheiten tech- 
nisch möglich. Würden die Haushalte 
zu einem Viertel den Kat*»l»nsrhinR 
wollen, könnten im Betriebsversuch 
250 000 Wohneinheiten an das Breit- 
bandkabel angeschlossen werden. 
Einschließlich der Gebührengarantie 
ergebe sich für die Post ein Mehrerlös 
von rund 429 Millionen Mark. 

Entscheidend für den Durchbruch 
der Verkabelung sei allerdings, so 
Schwarz-Schilling, die Vielfalt der 
neuen Fernsehprogramme. Über die- 
se Akzeptanz äußerte sich der Mini- 
ster zuversichtlich. Der Betriebsver- 
such sei deswegen nicht nur aus be- 
triebswirtschaftlichen Gründen nö- 
tig. Die Gebühren dieses Versuchs 
unterstellt, könne die Post in fünf bis 
sieben Jahren die Rentabilitäts- 
schwelle erreichen. 

Bei den Außenverwaltungen der 
Post sei bereits „ein großes Interesse“ 
für das Angebot zu erkennen. Aber 
auch wenn der Versuch die Erwar- 
tungen nicht erfülle, entstünden der 
Bundespost keine Verluste, weil sie 
auch keine Aufwendungen habe. 
Nach Jahresablauf könne mit Korrek- 
turen an den Gebühren gerechnet 
werden, wie auch der Minister keine 
Gebührenkonstanz für die näch sten 
Jahre unterstellen wollte. 

„Das Modell rechnet sich nicht nur 
für die Post, sondern auch für den 
Endverbraucher", meinte der Mini- 
ster. Er wies den Vorwurf zurück, das 
größte deutsche Unternehmen verka- 
bele nur die Ballungsräume und ver- 
nachlässige das flache Land. Tatsäch- 
lich wolle man das moderne Breit- 
bandkabel jeweils in Kemgebiete 
fuhren, ungeachtet der regionalen La- 
ge. Über das heftige Echo auf seine 
Ve ritahelnngsplan e zeigte sich der 
Minister überrascht Er hoffe, daß das 
„Sonderangebot“ die „bisher vorhan- 
dene Zurückhaltung“ zum Kabelan- 
schluß in größeren Wohnanlagen 
überwinden werde. 


Bundeswehr-Hochschulen 
verstärken Forschung 

GcseUschaftswissenschaften Schwerpunkt des Stadiums 


RÜDIGER MONTAC, Bonn 

Mit Beginn des ersten Trimesters 
im Jahr 1986 wird es für die Offiziere 
der Bundeswehr an den beiden Hoch- 
schulen ein neues Studienkonzept ge- 
ben. Gekennzeichnet ist es durch den 
Wegfall bestimmter bisheriger Stu- 
diengänge und durch eine grundle- 
gende Veränderung des bisherigen 
sogenannten „Erziehungs- und Ge- 
sellschaftswissenschaftlichen Anleit- 
Studiums" (EGA). Das neue Konzept 
wurde gestern vor Journalisten in 
Bonn von den beiden Verteidigungs- 
experten der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, den Abgeordneten Klaus 
Francke und Willy Wimmer, erläu- 
tert 

Das Konzept das in intensiven Ge- 
sprächen zwischen dem Verteidi- 
gungsminister und den beiden Koali- 
tionsfraktionen CDU/CSU und FDP 
abgestimmt wurde, siebt eine Auflö- 
sung des Studiengangs Wirtschafts- 
und Organisationswissenschaften 
(WOW) vor. An seine Stelle werden 
drei neue Studiengänge treten: Be- 
triebswirtschaft, Volkswirtschaft mit 
Schwerpunkt internationale Bezie- 
hungen sowie der Studiengang zum 
Wirtschaftsingenieur mit den 
Schwerpunkten Elektrotechnik und 
Informatik an der Hochschule in 
München sowie mit dem anderen 
Schwerpunkt Elektrotechnik und 
Maschinenbau in Hamburg. Darüber 
hinaus soll der Studiengang Pädago- 
gik neu akzentuiert werden. Er wird 
durch das Nebenfach Geschichte ver- 
stärkt Die gegenwärtige Zahl der 
Studienplätze in der Pädagogik soll 
von 1986 an auf 60 Prozent der gegen- 
wärtigen reduziert werden, weil die 
Bundeswehr nicht zusätzlich zu mth»t 
schon jetzt vorhandenen Überzahl an 
Lehrern Offiziere mit der Qualifika- 
tion „Pädagogik" ausbilden wül 

Gleichzeitig mit der Veränderung 
der Studiengänge wird das bisherige 
EGA-Studium, das den Offizieren für 
ihre Aufgabe als Truppenführer wich- 
tige nnH Fähigkeiten zur 

Erläuterung der politischen, gesell- 
schaftlichen nnH technischen Bedin- 
gungen der heutigen Welt gegenüber 
den jungen Rekruten vermitteln soll. 


wesentlich neu strukturiert Es bleibt 
dabei, daß jeder Offizier-Student 
künftig zugätelieh ZU einem von ihm 
selbst gewählten Studiengang den 
zweiten unter dem neuen Begriff 
u fiiaafenm«imgrhflftlinhe Grundla- 
gen“ belegen muß. Wie Francke und 
Wimmer erläuterten, soll er den Stu- 
dentöl die „Gnmdstrakturen des ge- 
samtgesellschaftlichen Systems der 
Bundesrepublik Deutschland“ ver- 
mitteln. 

Im einzelnen soll dieser Pflicht- 
Studiengang folgende Disziplinen 
enthalten: Allgemeine Staatslehre 
(Demokratietheorie, Ideengeschich- 
te, Regieiungslehre), Einführung in 
die Wirtschaftswissenschaften mit 
•EiriirnmmgTij Beschäftigung, Wachs- 
tum, Verteilung, Einführung in die 
Rechtswissenschaft und in die Ver- 
waltung mi* ähnliph grundlegenden 
Teilbereichen, Einführung in die So- 
ziologie (soziale Werte, Erziehung, 
Kultur), Geschichte mit dem Akzent 
auf neuerer sowie Zeit- und Wehrge- 
schichte sowie schließlich als voll- 
ständige Neuerung Einführung in die 
Technologie (Innovation, Technolo- 
gietransfer, Folgen der Technik) und 
Internationale Beziehungen (poli- 
tische, wirtschaftliche, rechtliche und 
mHitSriache Z nsanmipnh5ng e). 

Nach Angaben der Abgeordneten 
soll es bei den beiden Hochschule 
Hamburg nnH Münphun bleiben. Die 
Reform des Studiums wird nur „ge- 
ringfügige finan««»)!» Folgen“ haben. 
Die im Stellenplan vorhandenen Per- 
sonalstellen sollen vollzählig besetzt 
werden. Damit werden vor allem 
fflphr ur j<y<3*ngrhaft1ir1v> Mitarbeiter 
eingestellt werden, so daß die intensi- 
ve Betreuung der Studenten in klei- 
nen Gruppen und eine bessere For- 
schungsarbeit gewährleistet sein soD. 
Wegen der verstärkten Orientierung 
der ’Ho^h.cffhnign auf die Forschung 
yii]pn beide Institutionen künftig 
„Universitäten der Bundeswehr* hei- 
ßen. Beide Abgeordneten unterstüt- 
zen die Erklärung von Minister Wör- 
ner, daß den Studenten das Uniform- 
tragen empfohlen, aber nicht befoh- 
len wird. 


Kinderreiche klagen über 
mangelnde Unterstützung 

FamlHeiiverband: Geißler soll skh stärker auf sein Ressort konzentrieren 


EBERHARD NETSCHKE, Bonn 

R nndrefiimiltenminis ter Heiner 
Geißler soll sein Amt als CDU-Gene- 
ralsekretär abgeben und sich „voll 
auf jyjpg drei Ministerien, nämlich 
das für Gesundheit, Jugend und Fa- 
milie konzentrieren“, forderte gestern 
in Bonn der Geschäftsführer des 
„Deutschen Familienverbandes“ 
(DFV), Herbert Wolfram. Präsident 
dieser Organisation, die vor 60 Jahren 
haupt sächlich als Interessenvertre- 
tung der Kinderreichen gegründet 
wurde, ist der Berliner Senatsdirek- 
tor ALbrecht Haänger (CDU). Er hatte 
in den vergangenen Wochen bereits 
mehrfach auf die „erhebliche Unruhe 
über den Verlauf der Diskusaon um 
die Entlastun g der Familie im' Zusam- 
menhang mit der Steuerreform" hin- 
gewiesen. 

Familien mit Kindern, so Basinger, 
hatten in der Bundesrepublik s**hnn 
seit Jahren kein* Verbesserung ihrer 
staatlichen Leistungen mehr erfah- 
ren. Im Gegenteil hätten sich fast alle 
Sparbeschlüsse der B undeaggterung 

lien direkt oder indirekt Nachteilig 
fliiqg pw ir k t- E?rw> „gefährliche Resig- 


nation“ wäre die Folge, wenn dieser 
Zustand anhält. 

Zwitmlpp Punkt der Kritik des 
„Deutschen Famüienverbandes“ an 
der Famffienpolitik: von 2984 ist ne- 
ben dem „viel zu geringen Kinder- 
geld schon beim ersten Kind“ der 
geringe Steuerfreibetrag von monat- 
lich 36 Mark. Dazu Präsident Hesin- 
gen „Dem geringen Kindergeld und 
dem geradezu lächerlichen Steuer- 
freibefrag stehen Kosten gegenüber, 
die sich pro Ejnd auf mindestens 350 
MaifcbeiiwfemDfeFSritexin^ der Fa- 
milien mit Kindern in der Bundesre- 
publik muß den Vergleich mit ande- 
ren ärmeren westeuropäischen Staa- 
ten scheuen, so niedrig ist sie.“ 

Alle kinderbezogenen Leistungen 
und Vergünstigungen hätten schon 
1977 nur 2,14 Prozent des Bruttosozi- 
alprodukts ausgemacht 1983 sei*« 
sie aber auf 1,93 Prozent gesunken, 
»ine Tendenz, die sich noch 
fortsetze. Damit, so Hasinger, nähere 
sich die Förderung der Familie wwm 
„verfassungswidrigen Zustand“, 
denn in Artikel sechs des Grundge- 
setzes würde den Familien der '„be- 
sondere Schutz der staatlichen Ord- 


nung“ gt g war bw t - Allem Hie 
der Ehescheidungen und die Tat- 
sache, daß die Bundesrepublik 
Deutschland zum gehurten&xmsten 
Land der Welt geworden sei, seien 
schon wichtige Anzeichen dafür, daß 
diese: „besondere Schutz“ nicht vor- 
handen sei oder „nicht ausreichend 
Auktioniert“. 

ftmüiörverbands-GescbäftsfDhrer 
Herbert Wolfram betonte, daß seine 
Organisation „nur in der Tend enz* 
mit der ge g en wär ti g en Famülenpoli- 
tik einverstanden sei So eakenne der 
Verband an, daß die Forderung nach 
Weiterzahlung von Kindergeld für ar- 
beitslose Jugendliche erfüllt worden 
sei 

Da Bundeskanzler Helmut Kohl 
anläßlich seiner Rede beim Bundes- 
verbandstag de9 DFV in Kiel im April 
1984 keine Zusagen in dieser Rich- 
tung machte, beruft sich Wolfram auf 
eine Bekundung des Kanzlers vor der 
jüngsten Bundestagswahl: Als Kana- 
ler würde er sich die Direktiven für 
zwei Gebiete Vorbehalten: innere wie 
äußere £«*iwrh»i* imH I^mütenpoli- 
tik. 


„ Die Spionageabwehr hat gelitten 


U 


PETER PHILIPPS, Bonn 

Der Präsident des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, Herbert Hel- 
lenbroich, sieht die Arbeit der Nach- 
richtendienste in der Bundesrepublik 
Deutschland durch die vor drei Jah- 
ren ein gpfnhrten Restriktionen bei 
der Amtshilfe durch tfen Bundes- 
grenzschutz in Teilbereichen beein- 
trächtigt Während eines Hearings, zu 
dem die SPD-Bundestagsfraktion 
eingeladen hatte, betonte Hellen- 
broich allerdings ebenso wie der Prä- 
sident des Hamburger Lanripgamtes 
für Verfassungsschutz, • Hhi-igtian 

T w-fritp HaB moh s pi t Tnlcrä fHrwten Hpt 

D igwgtnn w einirig 1981 „KaSSUldn- 
Rufe“ und Urteile wie „Sicherheitsri- 
siko Baum“ nicht bewahrheitet hat. 
ten. 

Die Neuregelung sei im wesentli- 


Für Unternehmer und Führungskrafte 
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ffVwn Hom Verfassungsschutz „entge- 
gengekommen“. Aber beispielsweise 
im Bereich der Spionageabwehr kön- 
ne er „beweisen“, daß die Arbeit glit- 
ten habe: Von den „Detegationsrei- 

w qffcHgntgghe r Knmrrmni<et*n m 

ihre .Patenbezirke in der DDR“ 
könnten die Dienste nur noch 40 Pro- 
zent erfassen. Und Hag „Meldeauf- 
kommen“ von den Grenzen über Ost- 
berliner Spione sei seit 1981 „gleich 
Null“. Seit, damals dürften die inzwi- 
schen „verängstigten“ Grenzschutz- 
beamten nur noch Meldungen auf 
w konkreti gier te** Anfrag en geben. 
Hellenbroich: „Wir können den Be- 
amten Hrv4i nicht vorab gehn« ein 
Bild des A ganten liefern.“ San Ham- ■. 
buxger Kollege Lochte stellte dies al- 
lerdings als „v ermute ten Mangel“ 
dar: Nach gpmer Aiiffaggimg wpT rip ps 


weiterhin ein „cleverer Grenzschutz- 
hwmrfw rychf imteriagRon, Hem Ver- 
fassungsschutz einen Tip über einen 
erkannten. Kurier des MfS zu geben“. 

Zu den befragten Experten gehör- 
ten neben den beiden Verfassungs- 
schützen! da BKA-Praskient Hein- 
rich Bo ge, djeDatenschutzbeauftrag- 
ten Reinhold Banmann (Bund), Al- 
fred Büllesbach (b™*«) und 
Riaug - TTormmg Si»ti»ppw (Hamburg), 
der Bonner Jura-Ordinarius Eber- 

imr H Schlhde, «n Ahteihmgglmter ang 

ein Vertreter der Gewerkschaft der 
Polizei. Zwar erlagen die Datenschüt- 
zer geteganffidi der Gefahr der Hor- 
rorgemälde, aber in einem waren sich 
dia AmwpgtfiiiHagi einig- T>io Amfaehilfa 

des BGS bedarf ein» gesetzlichen 
Grundlage. - 


Erhältlich in ausgewählten Zeitschriftenverkaufsstellen. DM 8,50. 


„Bahr verläßt Boden der 
Loyalität zur Allianz 66 

Mutes warnt vor flhaonärer Diskussion des Gewaltverzichts 

RÜDIGER MONIAC, Beim 

Der Streit der Worte zwischen füh- 
renden Regierungsmitgliedem in 
Bonn »mH SPD-PolitfloBr Egon 
Bahr über den politischen Sinn, zwi- 
schen den Staaten im Westen und 
Osten neuerlich einen förmlichen Ge- 
waltverzicht zu vereinbaren, nimmt 
immer schärfere Formen an. Der 
Staatsminister im Auswärtigen Amt, 

Alois Mertes (CDU), warf Bahr vor, 
mit seiner „wohlklingenden Formu- 
lierung" kürzlich in einem Interview, 
in dem Bahr den völkerrechtlich ver- 
bindlichen Gewaltverzicht als „den 
Schlüssel zwischen Ost und West“ be- 
zeichnet hatte, verfasse er „in Wirk- 
lichkeit den Boden der Loyalität zur 
Allianz“. Bahr, so Mertes weiter, wer- 
be .wieder einmal für eine illusionäre 
Sicherheit“ und schade den „Bemü- 
hungen du Bundesregierung um ei- 
ne Verstärkung der realen Sicher- 
heit“. 

Dieser politische Angriff von Mer- 
tes auf den SFD-Poütiker wird im 
Vorfeld der Wiederaufoahme der Ver- 
handlungen der Stockholmer KVAE, 
der Ko nferenz für Vertrauensbildung 
und Abrüstungin Europa, als schwer- 
wiegend gewertet Dom bei dieser 
«im -Tahiwamfang ggsiarteten Konfe- 
renz zeichnet sich am Ende der Som- 
merpause ein Verhandlungsthema 
von Bedeutung ab. Das ist die Frage 
des Gewaltverzichts. 

Metes betonte, es gebe beim Ge- 
waltverzicht nicht um weitere „verba- . 


le Verpflichtungen“, sondern um 
„konkrete Absprachen im militäri- 
schen Bereich*. & erinnerte an den 
Auftrag für die KVAE, der von der 

XS7^g-1\Iaohfti1ggVnnfeT«ing im 

Herbst 1983 in Madrid formuliert wor- 
den war, nämlich dem bes tehen d e n 
Gewaltverzicht sei „Wirkung und 
Ausdruck“ zu verl eihe n. Wenn das 
bei der KVAE in Stockholm gesche- 
he, könne es dann auch „zu einer 
erneuten Bekräftigung des ohn e h in 
geltenden Gewaltverbots“ kommen. 

Mertes verwies auf die frühere Rol- 
le Bahra als „Architekt des M os kau er 
Vertrages von 1970“. Die darin getrof- 
fene Konkretisierung des bereits gel- 
tenden Gewaltverzichts labe Bahr 
selbst seinerzeit als „Kernstück die- 
ses Vertrages“ hervorgehoben. In 
dessen Artikel zwei heißt es unter 
anderem, die Bundesrepublik 
Deutschland und die Sowjetunion 
würden „ihre Streitfragen aussc h ließ- 
lich mit friedlkbai Mitteln lösen und 
die Verpflichtung »itfwwiwTwn, „sinh 
in Fragen, , die die Sächesbeit in Euro- 
pa und die internationale Sicherheit 
berühren,. ..der Drohung mit Ge- 
walt oder der Anwendung von Ge- 
walt enthaften”. Schon die Bundesre- 
gierung Schmidt/Genscher bat nach 
den Worten von Mertes nach der Ge- 
waltaktion der Sowjetunion gegen 
Afghanis tan und der Gewaltandro- 
hung gegen Polen gefragt, wer sich an 
den Gewaltverzicht bäte und wer 
nicht 


Iranischer Airbus 
nach Irak entfuhrt 

dpa, Bagdad 

Zum zweitenmal innerhalb von 
drei Wochen ist gestern ein iranisches 
Verkehrsflugzeug entführt worden. 
Teheran beschuldigte Irak, das Flug- 
zeug H urah irakische Kampfflugzeu- 
ge im Zusammenspiel mit an Bord 
befindlichen Entführern gekapert zu 
haben. An Bord der Maschine befin- 
den rieh nach iranischen Angaben 
206 Der „Airbus“ landete 

auf einpm MflitäTflnghafen 400 Kilo- 
meter südlich der irakischen Haupt- 
stadt Bagdad. Die Entführer haben 
die Passagiere der Maschine freige- 
lassen. Sie werden mit einem iraki- 
schen Flugzeug nach Bagdad geflo- 
gen. Dort können sie entweder blei- 
ben oder ihre Reise zu jedem ge- 
wünschten Ziel fortsetzen. Die Ent- 
führer hatten den „Airbus“ auf dem 
Flug von Dubai über Schiras nach 
Teheran in ihre Gewalt gebracht 
Nach iranischen Angaben wollten die 
Entführer zum Auftanken in Kuwait 
landen, erhielten aber keine Landeer- 
laubnis. Danach hätten sie die Ma- 
schine mit Hilfe der irakischen Jäger 
nach Bagdad dirigiert. Über die Ziele 
der Luftpiraten wurde zunächst 
nichts bekannt. 


Tschernenko 
im Rollstuhl? 

AFP, Washington 

Der sowjetische Staats- und Partei- 
chef Konstantin Tschernenko ist 
ameri k anischen Fenisehberichten 
zufolge Ende vergangener Woche aus 
dm Urlaub auf der Krim nach Mos- 
kau zurückgekehrt. Seitdem bq!\ er 
sich in ärztlicher Behandlung befin- 
den und an den Rollstuhl gefesselt 
sein, meldete die amerikanische 
Fernsehgesellschaft ABC. 

Nach Mitteilung der amtlichen so- 
wjetischen Nachrichtenagentur Tass 
hatte Tschernenko seinen Urlaub am 
15. Juli angetreten. Seitdem wurde» 
nicht mehr in der öffenthehkeit gese- 
hen. Tscheroenko verzichtete darauf, 
wie seine Vorgänger Breschnew und 
Andre pow, in den Uzlaubs wochen 
ausländische Staatschefs auf der 
Krim zu empfangen. Ein Moskaukor- 
respondent von ABC erinnerte auch 
daran, daß Tschemeoko bei der Er- 
nfftiung - der Mnslrq ^w r Fr wmA . 
schaftsspiele gefehlt hatte. Diese Be- 
obachtungen hatten zu Spekulatio- 
nen über seinen Gesundheitszustand 
und seine Machtposition geführt Es 
hieß, daß e 1 in eine Moskauer Klinik 
eingeliefert worden sei. 


Nobelpreisträger 
geht an private 
Hochschule 

p.p.Bara 

Der neuen privaten Hochschule für 
Untemehmensffihniag in Koblenz ist 
es gehmgra, narb der staatlichen An- 
yffarouing emen ersten heraus raflg n- 
den ITasenscbadÜenrainen au sich zu 
binden; Nobelpreisfrager Friedrich 
Avon Hayek hat sich bereit erklärt, 
Ehrenrektor dm* Hochschule zu wer- 
den. Hayek hat dies damit begründet, 
daß er in der Koblenzer Konzeption 

seine eigenen Vorstellungen verwirk- 
licht sehe und davon überzeugt sei, C* 
daß er durch seihe vielfältigen inter- 
nationalen Verbindungen beim Auf- 
bau der Hochschuk tatkräftige Hilfe 

leisten könne. Der Wirtschaftswissen- 
schaftler h«*fe 1974 den Nobelpreis 

für seine Arbeiten auf dem Gebiet der 

Geld- und Küqjunkturtheorie erhal- 
ten. 

Noch im laufe der nächsten Wo- 
chen sollend» Verträge mit dsi er- 
sten böden Lehrstuhlinhabern in Ko- 
biArot sowie deren wissenschaftli- 
chem Personal unterzeichnet werden. 

Auch die Verhandlungen mit den vor- 
gesehenen Kuratoriums-Mitgliedern 
der Hfyphw'irafe sind inzwischen in 
die entscheidende Phase eingetreten. 

Wieder Kindergeld an r 
junge Arbeitslose 

dpa,Bo&n 

Für Jugendliche zwischen 18 und 
21 Jahren, die weder Ausbüduztgs- 
noch Arbeitsplatz haben, soll ab An- 
fang nächsten Jahres wieder Kinder- 
geld gezahlt werden. Die Bundesre- 
gierung verabschiedete gestern eine 
en ts prec h ende Kindergeldnoveße, 
die nach Angaben des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit rund 80000 jungen Men- 
schen zugute kommen soll 

Der Bundesetat würde nach Anga- 
ben des Ministeriums durch die vor- 
gesehene neue Regdung mit etwa 100 
i/ffllini wn Mark jährlich belastet Für 
junge Männer, die Grand wehr- oder 
Zivildienst geleistet haben, soll die 
Altersgrenze von 21 Jahren um die 
Zeit des geleisteten Dienstes «böht 
werfen. 

Für junge Arbeitslose war seit denr 
L Januar 1982 kein Kindergeld mehr 
gezahlt word». Dies bedeutete nach 
Ansicht des Ministeriums eine 
SchlechtersteÜung gegenüber gleich- 
altrigen Studenten oder Auszubilden- 
den. 

Auslieferung auch 
nach Verjährung 

rtr, Kartende 

Gerichte in der Bundesrepublik 
dürfen Ausl ände r, die in ihren Hei- 
matland straffällig geworden sind, in 
Ausnahmefellen auch nach Ablauf 
der Verjährungsfrist ausiiefem. Nach 
einer Grundsatzentscheidung des 
Bundesgerichtshofes (BGH) bestehil^p 
diese Möglichkeit dann, wenn die " 1 
Strafverfblgungsbehörden des ersu- 
chenden Staates „Handlungen vorige- 
nommen haben, die ihrer Art nach 
geeignet wären, die Verjährung nach 
deutschen Rechtsvorschriften zu un- 
terbrechen“. 

Auf Vorlage des Oberlandesge- 
richts Zweibrücken hatte sich der 
vierte BGH-Strafsenat mit dem Fall 
eines Türken zu befassen, dem die 
Stra^usüz seines Landes vorwirft, er 
habe im Oktober 1976 versucht, 200 
Kilogramm Haschinrh in die Bundes- 
republik zu schmuggeln. Nach deut- 
schen Rechtsvorschriften wäre die 
Tat jedoch bereits verjährt. In ihrer 
Entscheidung berufen sich die Rich- 
ter auf das europäische Ausliefe- 
rungsabkommen. Es s ch ließt die 
Auslieferung für den Fall aus, daß die 
Tat nach den Vorschriften des Lan- 
des, an das das Ersuchen gerichtet ist, 
verjährt ist Ausnahmen sind aber zu- 
lässig, wenn, wie im Fall der Türkei, 
Maßnahmen Aiyiflfew wurden, die die 
Verjährung auch nach deutschem 
Recht unterbrochen hätten. (AZ: 4 
AR s 8/84) 


Affäre Androsch 
bald vor Gericht? 

DW.WIen 

Gegen den ehemaligen österreichi- 
schen Fmanzrainister Hannes An- 
drosch ist ging gerichtliche Vorunter- 
suchung wegen des Verdachts der 
Steuerhinterziehung eingeleitet wor- 
den. Androsch, zur Zeit Generaldi- 
rektor der größten Rank Österreichs, 
der „Creditanstalt-Bankverein“, steht 
seit Monaten im Kreuzfeuer der Kri- 
tik. Er wurde bereits mehrfech öffent- 
lich beschuldigt, seine WUt in Wien 
(1,43 Mfilioaen Marie) mit Schwänget 
dem finanziert zu haben. Der Antrag rJ[ 
der Staatsanwaltschaft, dem gestern : 1 
stattgegeben wurde, basiert auf Mate- 
rial das Androschs Nachfolger im 
Finanzministerium, Herbert Salcher, 
von einem anonymen Zeugen erhal- 
ten haben wül und der Staatsanwalt- 
schaft zur Prüfong übergeben hat 

Bereits kurz zuvor fand eine Unter- 
suchung der . Vorwürfe gegen A n- 
drosch durch rin Finanzamt statt, die 
jedoch ergebnislos geblieben war. 
A ndroach wies die gegen ihn ohobe- 
nen Vorwürfe zurück und stellte sie 
als Komplott seiner politischen Geg- 
ner, insbesondere seines Nachfolgers 
und des Generalsekretäre d« opposi- 
tionellen ÖVP, Graft dar. 
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